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3>te Politik Hannooers int deutschen Fürstenbnnd. 
(1785—1790). 

Von E r n st A. R u n g e . 

i . 

$er deutsche Fürstenbunb. 
Die beiden schleichen und der siebenjährige Krieg brachten 

Preußen nicht allein den Besitz Schlesiens und die Anerkennung als 
europäische Großmacht, sondern sie stärkten auch den preußischen 
Einfluß im Reiche selbst in einem Maße, daß fortan ein Dualismus 
Preußen-Österreich bestand. Friedrich der Große, im allgemeinen 
einer Interessenahme an reichsdeutschen Angelegenheiten gründlich 
abgeneigt, mußte zuletzt doch erkennen, daß die Bindungen zwischen 
seinem Staat und dem übrigen Reich viel stärker waren, als ihm 
Wünschenswert erschien. Er hat es jedoch mit großem Geschick 
verstanden, in der Rolle eines Mentors der schwächeren Reichsstände 
Preußens ureigenste Interessen zu vertreten. Die letzte politische 
Maßnahme dieser Art war die Gründung des deutschen Fürsten­
bundes im Iahre 1785, der eine Anzahl deutscher Mittel- und 
Kleinstaaten unter preußischer Führung gegen ein Projekt Kaiser 
Iosephg II. vereinigte, welches darauf hinauslief, Bayern den öster­
reichischen Erblanden anzugliedern, wohingegen Kurfürst Karl 
Theodor von Pfalz-Bayern durch die österreichischen .Niederlande 
(Belgien) entschädigt werden sollte. Um die Bedeutung dieses 
Glanes in vollem Umfang erkennen ju können, ist es nötifl, die 
geographische Lage sowie die allgemeinen politischen Verhältnisse zu 
betrachten. — 

Geographische Situation. 
Es ist durchaus keine Znsallserscheinung, daß sich die beiden 

größten deutschen Staaten, Österreich und Preußen, an der östlichen 
Peripherie des Reiches gebildet haben. Die weiten, wenig zivilisier­
ten Länberstrecken Osteuropas, die nicht eben starke Staatsgebilde 
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auswiesen, ließen für die deutschen Grenzmarken eine Ausdehnung 
nach Osten hin zu. I m Westen war das aus entgegengesetzten Gründen 
nicht möglich. Das Haus H a b s b u r g hatte sich durch geschickte 
Politik und langwierige Kriege eine große Hausmacht zu gründen 
gewußt. Es hatte vor allem nach Osten hin einen gewaltigen 
Sänderbesitz erworben. Den H o h e n z o l l e r n gelang es, den 
Ordensstaat zn gewinnen und in zäher Arbeit ihre Lande — gleich­
falls vor allem im Osten — zn erweitern. Indem sich Friedrich 
der Große in den Besitz Schlesiens setzte, erreichte er für Preußen 
eine breitere Front nach Osten hin und außerdem die Einschnürung 
des österreichischen Böhmens. Preußen bewegte sich somit durchaus 
in den Bahnen Österreichs, das gestützt ans große Gebietserweite­
rungen im Osten seine Fühler nach Westen ins Reich vorschob. Es 
liegt aus der Hand, daß beiden hierbei nicht allein das quantitative 
Übergewicht über die andern Reichsstände, sondern auch der Borteil 
der äußeren Linie zugute kam. 

Betrachtet man das Verhältnis Preußens und .Österreichs zum 
Reich, so muß man feststellen, daß hinsichtlich der Machtstellungen 
beider Unterschiede vorhanden waren. Während Österreichs Einfluß 
durch die Kaiserwürde gestärkt wurde — was besonders bei den 
kleinen und den geistlichen Ständen ins Gewicht siel —, hatte 
Preußen hauptsächlich durch die Wassenersolge Friedrich des Großen 
an Ansehen gewonnen. Die Ausstrahlungen der habsburgischen 
Macht folgten sozusagen dem Laus der Donau und waren im Snd-
weften des Reichs durch den Besitz des Breisgaues unterstrichen; 
Preußen hatte seinerseits große Besitzungen im Rordwrsten, Oftfries-
lond, Eleve, Minden etc. Wenn Preußens Stachbam im Westen 
und Süden nicht durch natürliche Grenzen geschützt waren, so waren 
die österreichischen Erblande vom Reiche nahezu abgeschnitten. 

Wägt man alle diese Umstände gegeneinander ab, so wird man 
sagen dürfen, baß P r e u ß e n im Ganjen genommen im B o r -
t e i l war, und das besonders in Rücksicht auf den letzten Punkt. 
M i t d e r M a r k , M a g d e b u r g u n d H a l b e r st a d t e r ­
st reck te sich P r e u ß e n v i e l t i e f e r i n d a s R e i c h , 
wobei der Mangel natürlicher Grenzen für den militärisch starken 
Staat nur als Borteil zu werten war. Zu der gleichen Zeit, da 
Friedrichs des Großen Waffenerfolg Preußen zur Großmacht erhob, 
wurde dieser Borsprung offenbar und Ö s t e r r e i c h m u ß t e , 
sosern es nicht die Hegemonie im Reiche an Preußen abgeben wollte, 
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e i n e G e b i e t s e r w e i t e r u n g im R e i c h e e r s t r e b e n . 
I o s e p h s IL V e r s u c h e , B a y e r n s e i n e n E r b l a n d e n 
a n z u g l i e d e r n , müssen unter diesen Gesichtspunkten betrachtet 
werden, und sie stellen sich als Aktionen von außerordentlicher Trag­
weite dar. Die fernere Grstaltung der deutschen Geschichte hätte 
wahrscheinlich ein völlig anderes Gesicht brkommen. — 

Politische Verhältnisse. 
Iosephs II. erster Versuch, sich Teile Bayerns anzugliedern, 

scheiterte an der Intervention Friedrichs des Großen (Bayrischer 
Erbfolgekrieg 1778—79). Der zweite Bersuch geschah zu einem 
wesentlich günstigeren Zeitpunkt, denn inzwischen hatte des Kaisers 
grschickte Außenpolitik Preußen völlig isoliert. Es war ihm ge­
lungen, mit Katharina II. von Rußland ein festes Bündnis ab­
zuschließen. Es bezog sich auf ein gemeinsames politisches Pro­
gramm gegenüber der Türkei und sicherte unter anderem Ioseph II. 
die Zustimmung Rußlands zum bayrisch-belgischen Ländertausch. 
Ein weiteres — wenn auch weniger festes — Bündnis verband 
Österreich mit Frankreich. Diesem Dreibund stand Preußen isoliert 
gegenüber, denn zwischen ihm und England, der einzigen 
noch bündnisfähigen europäischen Großmacht, standen die Iahre 
1759/60 1 ) . Abgesehen davon aber war England durch den nord­
amerikanischen Krieg stark geschwächt. I n dieser Rotlage griff 
Friedrich der Große zu einem Mittel, welches ebenso einfach wie 
naheliegend war. Er verband fich mit einer Anzahl deutscher 
Fürsten »zwecks Aufrechterhaltung und Befestigung des Reichs­
systems", das heißt mit anderen Worten, Preußen nahm die Rolle 
des Beschützers der Reichskonstitution aus. Es erübrigt sich, fest-
zustellen, daß Friedrich der Große einzig und allein preußische 
Interessen vertrat, indem er die Vergrößerung Österreichs aus reichs-
deutschem Gebiet verhindern wollte. Man hat später gelegentlich 
der Ansicht Raum gegeben, Friedrich habe in der Erkenntnis einer 
deutschen Mission Preußens den Fürstenbund von 1785 gegrün­
det 2). Diese Anschauung ist indessen längst widerlegt. — 

Das 18. Iahrhundert sah ein deutsches Reich, das die Bezeich­
nung „Reich" nicht verdiente. Es war eine Fürstenrepublik, und 

*) Siehe SBeigel, 2>er -Dreieuifürstenbunb zmischen -Branbenbutg» 
^teuften, Ijannooer und Sachsen vom 3 a h " 1785. 

2 ) s. SB. A. Schmibt, «Preußens beutfche Polit« . . . .Berlin 1850. 
1* 
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noch dazu eine schlechte. Abgesehen von Preußen und Österreich 
war keiner der unzähligen Bundesstaaten stark genug, sich irgendwie 
außerhalb der Reichsgrenzen geltend zu machen. Was diese Staaten 
gemeinsam, also als das „Reich* vermochten oder nicht vermochten, 
beweisen die sogenannten „Reichskriege*. Wird die Frage auf-
geworsen, wie es überhaupt möglich war, daß im Zentrum Europas 
ein Staatsgebilde dieser Art bestehen konnte, so findet man die 
Antwort einmal in den europäischen und zum andern in den 
deutschen Verhältnissen selbst. Die europäischen Mächte hatten kein 
Interesse am Vorhandensein einer starken mitteleuropäischen Macht. 
Für Frankreich und Rußland waren die deutschen Mittel- und 
Kleinstaaten der gegebene Spielraum für Intrigue und allerlei 
diplomatische Kunststücke. Man konnte sie bequem gegeneinander 
oder gegen Österreich und später gegen Preußen ausspielen. Was 
das Verhältnis der Reichsstände untereinander anging, so hatte 
Jeder Reichsfüest das natürliche Bestreben, die Dinge, wie sie waren, 
bestehen zu lassen. Die Rivalität Preußen-Österreich verhinderte 
im übrigen, daß von dieser Seite her der Selbständigkeit der Reichs­
stände eine Gefahr drohte. Die Ablehnung, die Iosephs IL Absichten 
aus Bayern in Berlin erfuhren, beweist hinreichend deutlich die 
Wirksamkeit dieses unfreiwilligen Schutzes. 

Fürstenbunbplane. 
Immerhin war unter Iosephs IL Regierung eine starke Aktivität 

der österreichischen Außenpolitik bemerkbar geworden. Als Kaiser 
versuchte Ioseph gleichfalls die kümmerlichen Reste seiner Befugnisse 
möglichst auszunutzen. Dieses Letztere brachte im Reich einige Be­
wegung hervor. Es fanden fich einige der tüchtigsten deutschen 
Fürsten, so Karl August von Weimar, der Fürst von Dessau, der 
Markgraf von Baden zu Gesprächen zusammen, die die Gründung 
eines Fflrsten&undes betrafen8). SJian backte babti an eine An­
lehnung des geplanten Bundes an Frankreich oder Rußland. Slus 
dirsen Plänen wurde jedoch nichts, und als im Iahre 1785 Friedrich 
der Große mit seinem Bundesplan hervortrat, konnte man nichts 
besseres tun, als ihm seine Zustimmung zu geben. Der sriedmzia-

») f. politische Äotrefoondenz Äarl griedrichs »on Baten. Heftel» 
bexg 1888. Band I, a. m. D. unb Heigel, 2h., Deutsche ©eschichte oom 
lobe Friedrich des ©rojjen bis zur Stuflösung des Reiches. 6.110. 
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nische Fürstenbund war keineswegs das, was die Fürsten gewünscht 
hatten; man wird die Führerschaft Preußens eben doch als das 
empfunden haben, was sie war, nämlich eine einseitig antiösterreichi­
sche Betonung der Tendenz. Da indessen zwei in Reichsangelegen­
heiten vorzüglich beleumdete Mittelstaaten, Kursachsen und Knr-
braunschweig, an der Gründung beteiligt waren, so war der Beitritt 
für andere bnndessreundliche Mitglieder wenigstens nicht kom­
promittierend. — 

2>ei 2>tei=K«rsürsten=Bunb. 
Friedrich der Große hatte sich, nachdem ihm einmal die Ver­

bindung mit anderen deutschen Ständen notwendig geworden zu 
sein schien, zunächst an die Kurfürsten von Sachfen und Hannover 
gewandt. Georg III. von England kam den Plänen in feiner 
Eigenschaft als Kurfürst von Hannover entgegen. Auch sein 
hannoversches Ministerium war bereit, allerdings aus anderen 
Gründen. Während bei Georg III. die Absicht bestand über die 
p r e u ß i s c h - h a n n o v e r s c h e Verbindung zu einer preußisch­
e n g l i s c h e n zu kommen, spielten in Hannover gewisse Befürch­
tungen eine Rolle, die aus Iosephs II. Absichten aus eine Ausdehnung 
des habsburgischen Einflusses in .iKorddeurschland entstanden 
waren. Ioseph gedachte Mitgliedern seines Hauses die Nachfolge 
in den Bistümern Paderborn und Hildesheim zu sichern. Es war 
begreiflich, daß Hannover derartigen Bestrebungen besonders hin­
sichtlich Hildesheims, ans das man selbst Absichten hatte, von 
Grund aus abgeneigt gegenüberstand. So kam, nachdem auch Kur­
sachsen seine nicht gerade freudige grundsätzliche Zustimmung zu 
der Verbindung gegeben hatte, a m 23. I u l i 1785 i n B e r l i n 
d i e G r ü n d u n g d e s D r e i - K u r s o r st e n - B u n d e s 
zustande4). 

Die Verhandlungen hatten geraume Zeit iu Anspruch genom­
men, jumol bie drei Hauptunterhänbler, Gros H e r t z b e r g für 
Preußen, der Geheimrat v o n B e n l w i t z f ü r Hannover und Graf 
Z i n z e n d o r f für Sachsen, die Interessen ihrer Staaten mit 
Hartnäckigkeit wahrzunehmen wußten. Schließlich gab Hertzberg 
auf Weisung Friedrichs des Großen, dem es an einem schnellen 
Abschluß lag, in einigen Punkten nach, woraus die Einigung 
stattfand. — 

*) s. darüber SBeigel, 5>er Iireüursürstenhund . . . 
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Koabjutorienlonventio« — eigene Ziele Hannovers. 
Es zeigte sich alsbald nach der Gründung des Bundes, daß 

man in Hannover keineswegs gesonnen war, den Steigbügelhalter 
Preußens zu spielen. Hertzberg sah sich trotz heftigen Widerstrebens 
genötigt, eine Spe^ialkonvention mit Hannover abzuschließen. Diese, 
die sogenannte K o a d j u t o r i e n k o n v e n t i o n , bezweckte die 
V e r h i n d e r u n g d e r schon erwähnten A b f i c h t e n I o -
s t p h s IL, M i t g l i e d e r n d e s h a b s b u r g i s c h e n H a u -
s e s K o a d j u t o r e n p o s t e n i n e i n z e l n e n n o r d d e u t ­
schen B i s t ü m e r n zu v e r s c h a f f e n . Man verabredete 
ein gemeinsames Borgehen gegen derartige Pläne, .Roch weit mehr 
aber mußte es in Berlin überraschen, als sich herausstellte, daß 
Hannover selbst eine gewisse Initiative im Bunde zu ergreifen 
gedachte, die darauf hinauslief, eine eigne hannoversche Klientel zu 
schaffen. Diese Absicht trat schon bei Gelegenheit der Erweiterung 
des Bundes in Erscheinung. 

I I . 

Sie (Erweiterung des Bundes. 
(Beginnende Rivalität Hannover-Preußen.) 

Bereits als im Reiche ruchbar geworden war, was in Berlin 
bewegt wurde, hatte sich die .Öffentlichkeit mit Begier auf diese 
immerhin unerhörte Sache gestürzt. Man erörterte sie allenthalben 
im Reiche. Es hagelte Flugschristen. Um eine der wichtigsten 
hervorzuheben, sei die Schrift Gemmingms erwähnt, die schon im 
I u l i 1785 erschien1). Sie war fozufagen halboffiziell, vom Wiener 
Hof lanziert, keineswegs bedeutend, erregte aber doch ein erhebliches 
Aussehen, weil fie geschickt an Gefühlsmomente appellierte und be­
sonders wegen ihrer Schärsen gegen Friedrich den Großen. Sie 
war es, die die preußische halbamtliche Publizistik in der Gegen-
schrist D o h m s aus den Plan rief 2). All diese Schriften, ob 
amtlich, halbamtlich oder privat, haben das Eine — Wichtigste — 
nicht vermocht, nämlich Klarheit darüber zn schaffen, daß es mit 

*) f. bitten, SBilhelmine. 5)ie ^ublizistif bes deutschen Surften« 
fcunbes. Dtsf. Frankfurt a. OT. 1923, S. 43. — s. SReuß, leutsche Staat»» 
fanaleo 1786. 

») s. Alflen, S. 55 unb Keuß 1786 
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den politischen Zuständen im Reiche so wie bisher unmöglich weiter­
ging. Zwar ritt Wekhrlin in seinem „grauen Ungeheuer" eine 
scharfe Attacke für den Kaiser3) und gegen die jämmerlichen Zu­
stände in den kleineren Reichsländern; aber es war nicht viel mehr 
als eine journalistische Stilübung. I n der amtlichen Publizistik, 
die auf Fürstenbundfeite von Hertzberg, auf österreichischer Seite 
besonders vom Hofrat Spielmann ausging, ist bemerkenswert, daß 
der bisher übliche Rationalismus vor der moralischen und humani­
tären Auffassung in den Hintergrund trat 4 ) . Auch sonst fällt dieser 
Umstand aus. Das Bürgertum mit seinen philantropischen und 
demokratischen Tendenzen war im Anmarsch und verlangte Kon­
zessionen. — 

Es war nun auch, abgesehen von diesen Erläuterungen, not­
wendig, daß die drei neuen Verbündeten offiziell ihren Mitständen 
eine E r k l ä r u n g abgaben. Vor allem war das zwecks Erweite­
rung des Bundes nötig. Eine solche Erklärung sollte nun nach 
preußischer Aussassung am Reichstag zu Regensburg abgegeben 
werden. Bereits bei dieser ersten Aktion des Bundes zeigte sich 
seine innere Zwiespältigkeit. Hertzberg, an sich schon mit der vor­
sichtigen Fassung der Artikel unzufrieden, gedachte nachträglich die 
S p i t z e g e g e n ö st e r r e i c h so s t ark als möglich hervor­
zukehren. Der österreichische Gesandte am Reichstag sollte dem­
gemäß bei der allgemeinen Erklärung übergangen werden. Allein 
Hannover widersprach5). Man wollte keinesfalls eine offenbar 
feindliche Haltung gegen Wien annehmen. Lediglich die Abfaffung 
einer Antwort aus die österreichische Zirkularnote an die Reichs­
stände überließ man Preußen. S a c h s e n h i e l t sich gänzlich 
von allem zurück. Es trug sich sogar mit der Absicht, am Reichs­
tag zu erklären, sein Reutralitätssystem erleide durch die Mitglied­
schaft im Bunde keinerlei Änderung 8). I n Berlin verstimmte das, 
und es scheint auch offiziell ju solcher Äußerung nicht gekommen 
z« sein. 

3 ) s. Pillen, 6.85. 
•) s. Pillen, 6.42 und a. a. D. 
5 ) &ann. 18.8.85 3Jiin. an 93eulrott3. Äzpt. Callenherfler) »rief-

Slrchio 24, Br(anbenburg)-Pt(eufjen) 476. 
•) Berlin 22.8.85 Beulroit, an ffieorg HI. 0 . £al. 93t. «ich. 24, 

Pr.=Pr. 476. 
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Hertzbergs Wünsche waren fomit verwässert. Er faßte nun 
den Gedanken, aus andere Art Wien d i e Zähne vorzutäuschen, die 
der Bund nicht besaß. Er verlangte, daß man Preußen die W e r -
b u n g v o n M i t g l i e d e r n überlassen sollte. Das war soweit 
recht geschickt ausgedacht. Von Preußen wußte man jedenfalls, daß 
es in denkbar schärfstem Gegensatz zu Oesterreich stand. Die anti­
österreichische Tendenz des Bundes war gleichsalls allerseits bekannt; 
zweifelhaft war nur, bis zu welchem Grade sie es war. Überließen 
Hannover und Sachsen die Werbetätigkeit Preußen, so brstätigten 
sie stillschweigend ihre Übereinstimmung mit Berlin, wenn nicht gar 
völlige Abhängigkeit von ihm. Dies aber war etwas, das Hannover 
sehr zuwider war. Es widersprach erstens Rang und Würde der 
königlich-kurfürstlichen Geheimen Räte, zweitens und vor allem aber 
siel die Absicht Hannovers, bei Gelegenheit der Werbungen fein 
K l i e n t e l - S y s t e m a u s z u b a u e n , dabei ins Wasser. 
Hertzberg erhielt eine höfliche aber bestimmte Ablehnung7). Man 
schwächte zwar die Weigerung etwas ab durch die Bemerkung, daß 
man bereits mit Wolsenbüttel und Gocha in Verhandlungen stehe. 
Außerdem aber behielt man ftch die Einlndnng Badens und 
Kassels vor. 

Hertzberg gab nach8). Seine anfängliche Schroffheit gegen 
Beulwitz machte er durch doppelte Liebenswürdigkeit wett. Der 
Hannoveraner wurde gänzlich von ihm gefangen genommen. Man 
dars es wohl so nennen, wenn man eine Antwort aus die Frage 
wünscht, warum Hertzberg in Hannover fast bis zu seinem Sturz 
als der Mann galt, mit dem der Fürstenbund stand und fiel. Diese 
Anschauung ist um so auffälliger, als Hertzbergs politische Majimen 
grundverschieden von der Sandkuchenbäckerei der Bündler waren. — 

Inzwischen war von Berlin ans das Werk der Erweiterung in 
Angriff genommen und der Geheimrat v o n B ö h m e r abgeordnet 
worden, die geeigneten Höfe 3u bereisen. Am 29. August 1785 
empfahl sich auch Beulwitz nach einer sehr gnädigen Abschieds­
audienz beim König und im Besitz einer kostbaren Tabatiere, eines 
— besonders beim alten Fritz — sehr beliebten Geschenkariikels. 

Beulwitz , der Leiter der hannoverschen Außenpolitik, stammte 
aus thüringischem Adelsgeschlecht. Er hatte die Diplomatenlauf-

7 ) §onn. 17.8.85 3Rin. an Seulroitz. Äonzept <£al. 24, » r ^ r . 476. 
8 ) -Berlin 22.8.85 -Beultoltz an Georg TU. O. Cal. 24, %t.Jßi. 476. 

-Berlin 22,8.85 .Beultoifc an SRin. D. Cal. 24, Br.-Pr. 476. 



— 9 — 

bahn mit Erfolg eingrschlagen und stand mit einigem Recht am 
Hofe Georgs III. in Ansehen. Es läßt sich indessen nicht mit Be-
stimmcheit sagen, wie weit Beulwitz unter dem Einfluß des Ge­
heimen Sekretärs R u d l o f f stand. Dieser, der sogenannte „kleine 
König" von Hannover, war ein Mann von zweifellos bedeutenden 
Gaben. Es gebrach ihm nicht an Intelligenz, wahrscheinlich aber 
an Rückgrat. Alle Relationen an Georg III., alle Reskripte an die 
Gesandten gingen durch seine Hand. Die Konzepte weisen seine 
feine sorgsältige Handschrist aus. Er verstand es meisterhast, durch 
seine Stilistik den Dingen ein Ansehen zu geben, wie er es wünschte. 
Die Art und Weise, wie Rudloff feinen Einfluß auszuüben wußte 
— er blieb stets im Hintergrunde —, feine persönlichen Eigen­
schaften, Intriguanz und Raffinement, lassen den Vergleich mit einer 
Persönlichkeit der neueren Zeit zu: mit dem Geheimrat H o l st e i n 
im deutschen Auswärtigen Amt. — Rudloffs Wirken ist schwerlich 
zum Heile Hannovers ausgeschlagen. Seit Beulwitz' Tode fehlte 
ihm die nötige Direktion und er verstrickte fich völlig im Gewebe 
feiner Politik. Graf Münster veranlaßte 1806 feinen Sturz. — 

Bei der Darstellung der Ausbreitung des Bundes find zwei 
Gesichtspunkte bemerkenswert: erstens die Haltung der deutschen 
Fürsten, bedingt durch die Kräfteverteilung zwischen der Affoziation 
einerseits und Österreich fowie dem Kaifertum Iofephs andererseits; 
zweitens der Anteil Hannovers an und feine Rolle bei der Ge­
winnung neuer Mitglieder. 

Was das Erste anbelangt, fo wird es im allgemeinen auffallen, 
daß der Respekt vor Österreich ein fehr erheblicher war. Selbst ein 
Staat wie Braunschweig-Wolfenbüttel, der doch mit Hannover und 
Preußen durch verwandtschaftliche und militärische Beziehungen 
auf das engste verbunden war, wollte nicht als erster dem Bunde 
beitreten9), vermutlich mit Rücksicht auf die familiären Beziehungen 
des Herzogs zum Haufe Habsburg. 

So war bezeichnenderweife Karl August von W e i m a r der 
Erste, der mit Freuden ins Lager der neuen Alliierten überging. 
I n Weimar arbeitete Böhmer. Am 29. August 1785 trat der 
Herzog der Hauptkonvention bei; dem 1. geheimen und dem geheim­
sten Artikel einige Zeit später, am 10. 3. 86. Die Anzahl der 

•) Berlin 9. 8.85 Beuln)i.g an ©eotg ID. D. l a l . 24. Bt.-Pr. 476. 
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Truppen behielt er sich vor. Eine Zeitlang war Karl August die 
treibende Kraft im Bunde. 

Bald darauf, am 28. Oktober, folgte G o t h a . Bon ihm 
ging die Anregung, noch ehe irgendwelche Einladungen ergangen 
waren 1 0 ) , fogar selbst aus. Gotha, dessen Beziehungen zu Hanno­
ver überhaupt die besten waren, beauftragte den hannoverschen 
Kammerhern von Lenthe mit Führung der Verhandlungen. Binnen 
14 Tagen kamen sie zu einem guten Ende. 

Run vollzog auch der Geheimrat von Böhmer am 4. Oktober 
den Beitritt P f a l z - Z w e i b r ü c k e n s . Rur der Erbprinz 
machte einige Schwierigkeiten11), dann trat auch er bei; was um so 
wichtiger war, als es auf ihn wegen der Rachfolgerschast in Bayern 
besonders ankam. 

Es kann an dieser Stelle auch die Akzession der beiden anderen 
Wittelsbachschen Prinzen, der Pfalzgrafen von B i r k e n f e l d , 
die am 27. Februar und am 15. März 1786 stattfand, erwähnt 
werden. 

Wichtiger als diese Kleinstaaten war M a i n z. Der Kurfürst 
F r i e d r i c h K a r l v o n E r t h a l hatte schon mehrfach Beweise 
einer antiösterreichischen Haltung gegeben. Auch bestanden Bezie­
hungen zwischen Karl August von Weimar, dem Fürsten Franz von 
Dessau, dem Markgrasen Karl Friedrich von Bnden und ihm, so 
daß sein Beitritt zu hossen stand 1 2). Aus ihn richteten daher 
Preußen und Hannover ihr Augenmerk. Er war für den Bund in 
seiner Eigenschaft als Erzkanzler und erster Knrsürft überaus 
wichtig. Man hatte verabredet, daß Böhmer auf feiner Reise an die 
snddentschen Höfe Mainz berühren und dafelbst das Beitrittsgefchäft 
betreiben sollte. Es gedachte aber auch Hannover bei der Einladung 
eines so wichtigen Fürsten nicht abseits zu stehen. Demgemäß wurde 
der Oberschenk v o n S t e i n b e r g zum Gesandten in Mainz er­
nannt. Das Ministerium hoffte, er werde noch früh genug bort 
ankommen, um mit Böhmer gemeinfam zu handeln 1 3). Aber ehe 
alles mit dem König geordnet war, verging viel Zeit und Stein­
berg traf in Mainz ein, als Böhmer gerade in Afchassenburg mit 

1 0 ) Hann. 17.8.86 3Win. an Beulrottz. Ä3Pi- Gal. 24, B r ^ t . 476. 
") Berlin 15.10.85u. 18.10.85 Pr.3Jlin.anHann.3Jlin. D.ebenba. 
" ) s. politische Äorresponbenä Äarl Friebrichs oon Baben. $>eibel* 

berg 1888, Band I, a.m.D. 
") Hann. 18.9.85 SRin. an Steinberg. Äjpt. Cal. 24, SWain.3 130. 
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dem Kursürsten abgeschlossen hatte 1 4). Der Beitritt erfolgte am 
18. Oktober 1785 zum Haupttraktat und zum ersten geheimen 
Artikel. 

Um die Verhandlungen für B r a u n f ch w e i g zu führen, war 
von dort der Kammerpräfident von Hardenberg-Reventlow nach 
Hannover abgeordnet worden 1 B). Entsprechend den intimen Be­
ziehungen zwischen beiden und Preußen gab es keine Schwierig­
keiten18) bis auf den Beitritt zum geheimsten Artikel 1 7). Der 
Herzog wollte die Stellung eines Hilsskorps mit seinem englischen 
Subsidientraktat verbinden, evtl. eine Erhöhung seiner Subsidien-
gelder erreichen, woraus Hannover indessen nicht einging. Hierauf 
behielt er fich die Stellung eines Hilfskorps nach Maßgabe der 
Verhältnisse vor. Die Akzeptationsurtunde wurde entsprechend 
geändert 1 8). 

Bis dahin waren alle Werbnngsgeschäste glatt und reibungslos 
verlausen, allein es ergab sich nun, daß einige Reichsstände, von 
denen man freudige Zustimmung erwartet hatte, Schwierigkeiten 
machten. 

Zu diesen zählte unter anderen B a d e n . Der Markgraf und 
sein Minister Edelsheim waren als vortreffliche Männer bekannt; 
zudem gehörte Baden in erster Linie zu jenen Ständen, die fich 
bereits feit 1782 mit Bundesgedanken getragen hatten 1 9). 

Allein hier griff nun zum ersten Male jenes eingangs erwähnte 
Moment, die Rückficht auf Habsburg, ein. Die ejponierte Lage 
seines Ländchens, das eng an den schwäbischen Kreis grenzte, — in 
diefem befaß das Haus Habsburg eine bedeutende Machtstellung, 
die fich auf den Befitz des Breisgaus und auf die starke Abhängigkeit 
Württembergs von Wien stützte — und feiner die Nähe Frankreichs, 
das mit Öfterreich immerhin eng befreundet war, empfahlen dem 

") Frankfurt a. 9JC. 23.10.85 Steinberg an <5eorg III. D. ebenda. 
1 S ) Hann. 7.9.85 Hardenberg-«, an 3Jlin. nebst Creditif oorn 

1.9.85. 0 . 
»•) Hann. 9.9.85 3Kin. an Hardenberg*«. Äzpt. Cal. 24. 3Bolfen= 

büttel 406. 
") 15.9.85 Hardenberg-R. an Hann. 9Jlin. D. Cal. 24, SBolfen* 

büttel 406. 
1 8 ) Hann. 5. 11.85 3Win. an Pr. 3Rin. Äzpt. CCal. 24, »r.=Pr. 476. 
") s. Politische Korrespondenz a. rn. D. und Heigel, S. 110. 
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Markgrasen einige Bedachesamkeit. So ging Badens Beitritt nicht 
so glatt von statten, wie man das wohl erwartet hatte 2 0 ). 

Die Einladung hatte Hannover übernommen, und also erhielt 
der hannoversche Gesandte am schwäbischen Kreis, v o n K n e b e l , 
der auch am Badischen und Zweibrückenschen Hofe akkreditiert war, 
Ende September 1785 den Besehl, sich der Sache in Karlsruhe an­
zunehmen. Er wurde angewiesen, sukzessive vorzugehen, denn man 
war in Hannover sehr vorsichtig, besonders in Rücksicht aus den ge­
heimsten Artikel, der das militärische Abkommen barg. 

Der Legationsrat v o n K n e b e l war wohl kein hochtalentier­
ter Diplomat; es scheint, als ob er nicht immer den richtigen Ton 
sand. Edelsheim 2 1) nannte ihn einen „schwerfälligen Regoziateur* 
und schrieb ihm Langweiligkeit der Berichterstattung zu. Edelsheim 
ging darin wohl etwas zn weit. Knebels Mission wurde durch die 
Pedanterie und Bevormundung des hannoverschen Ministeriums 
wie durch die Bedenklichkeit des badischen Kammerpräsidenten von 
Hahn gleichermaßen gestört2 2). 

Knebels Antrag am 26. September wurde von dem badischen 
Ministerium mit Zustimmung aufgenommen, wobei dasselbe jedoch 
aus die ejponierte Lage des Landes und aus die Prozesse, die Baden 
am Reichskammergericht resp. -Hosrat führte, verwies. Acht Tage 
später wurden Knebel die badischm Bedenken in Gestalt eines Pro-
memoria übergeben23). Der Markgraf war bereit, der Union bei­
zutreten, wenn man ihm bezüglich der geäußerten Bedenken 
Garantien gab. Hannover verwies demgenüber auf die Artikel IV, 
VII und IX des Haupttraktats, worin einem jeden Verbündeten brste 
Unterstützung zugesagt wurde. 

Ehe diese hannoversche Antwort eintras, erschien auch Böhmer 
in Karlsruhe, fand jedoch die gleichen Bedenken vor. Erst als am 
1. Rovember die hannoversche Antwort 2 4) eingegangen war, die 

») über bie Äornsponbena Änebels mit ©eorg III unb §ann. 9Jtin. 
siebe bie Pott t . Äorresponbenz, in welcher bie Steten Cal. 24, Baben 46, 
fast ooUftänbiß enthalten sind 

») 25.3.86 Ctbelsheim an Äarl STuguft von SBeimar. Politische 
Äortesponbenz Str. 141. 

M ) s. politische Äorrespanbena Aar! griebrichs oon Baben. 
» ) s. Politische Äomsponbena 9U. 91. 
M ) f. Politische ftorresponbenz 9lr. 99. 
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ebenso wie Böhmers mündliche Äußerung für Preußen aus die oben­
erwähnten Paragraphen des Haupttraktats hinwies, und auch im 
übrigen möglichste Hilfe zusicherte, wurde die Stimmung in Karls­
ruhe besser. Der Markgraf erklärte in einer Abschiedsandienz Böh­
mer, er werde nun sofort beitreten2 6). Knebel machte daraufhin 
dem badifchen Ministerium jetzt auch die beiden geheimen Artikel 
bekannt26). Indessen nahm von Hahn wieder neue Ausflüchte2 7). 
I m Verlaus des ÜJtovember kam es sogar zu bitteren Auseinander­
setzungen, so daß Knebel um seine Abberufung ba t 2 8 ) . Statt dessen 
erhielt er eine Rüge 2 8 ) . Am 21 . November trat Baden endlich 
dem Haupttraktat bei. 

Der Beitritt zu dem geheimen Artikel verzögerte sich noch bis 
zum 8. Mai 1786. Dies lag wohl im wesentlichen daran, daß der 
erste geheime Artikel ja die eigentliche Spitze gegen Österreich ent­
hielt, da er das Tauschprojekt betras. Vorsicht für Baden schien 
deshalb geraten. Es versuchte nun, andere süddeutsche Stände mit 
in die Union zu ziehen29), nämlich Konstanz und Speyer. Das 
mißlang aus später zu erläuternden Gründen. Daraus wünschte der 
Markgraf, sich zuvor mit einigen befreundeten Mitständen, besonders 
dem Fürsten von Dessau, zu beraten. Fürst Franz war ihm ein 
guter Freund seit der Zeit der früheren Unionsbestrebungen80). 
Dem Dessauer waren die geheimen Artikel nicht mitgeteilt, weil man 
es wegen der nahen Beziehungen zu Preußen nicht für nötig hielt. 
Es bestand indefsen kein Zweifel, daß dem Fürsten Franz von der 
Ejistenz derselben durch den engbesreundeten Karl August von 
Weimar doch wohl Mitteilung gemacht worden war. Hannovers 
Pedanterie verzögerte aufs Sceue. Es beriet erst mit Berlin, ob man 
wohl Baden Beratungen mit Deffau über den geheimen Artikel 
gestatten könne 8 1). Auf diese Weife kam erst am 8. Mai der 
Beitritt Badens zum geheimen Artikel zustande. Auf Weiteres ließ 
es sich nicht ein. 

» ) s. Politische Äottesponbenz Nr. 102. 
-•) s. Politische Korrespondenz Nr. 105. 
" ) s. Politische .Korrespondenz Rr. 107. 
- 8 ) s. Politische Korrespondenz Rr. 107 unb 108 unb 119. 
«0 s. Politische Korrespondenz Rr. 114, 121, 123, 127, 130. 
a o ) s. Politische Korrespondenz Rr. 133 und a. a. £>. 
") 21.3.86 Hann. 9JCin. an Pr. min. Kzpt. u. 21.3.86 Pi.SJlin./ 

$ann. 9Kin. O. Hai. 24, Br.»Pr. 476. 
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Die Einladung D e s s a u s war fast mehr eine Aufmerksamkeit, 
da man sich seiner Ergebenheit gegenüber Preußen sowieso bewußt 
war 8 2 ) . Dabei konnten freilich die übrigen askanischen Höse nicht 
übergangen werden. Kothen und Bernburg wurden also auch ein­
geladen und traten etwa gleichzeitig mit Dessau Ende Dezember 
1785 bei. Sie wünschten nun auch den Zerbster, einen etwas 
unbeliebten und wenig renommierten Landesherrn, der zudem von 
Habsburg abhängig war, einzuladen. Preußen willfahrte, eine Ab­
lehnung voraussehend, die auch pünktlich eintraf. 

Zu Berwicklungen eigener Art kam es bei den Verhandlungen 
mit H e f s e n - K a s s e l. Die Einladung dieses Hoses hatte gleich-
salls Hannover übernommen. Kassel brachte einen alten Wunsch, 
die Erwerbung der Kurwürde, bei dieser Gelegenheit wieder an, aber 
ohne darauf zu beharren. Anfang Oktober war bereits der hessische 
Minister von Wittors in Hannover eingetroffen. Alles war in 
bester Ordnung und Wittorf fuhr schon nach Kassel zurück, um die 
Unterschristen des Landgrafen zu befolgen, als dieser plötzlich 
starb33). Der neue Herr versuchte noch einmal, den Beitritt mit 
seinen Kurwünschen zu verquicken. Bald sah er indessen die Un­
möglichkeit ein, bestimmte Bersicherung"n von seiten Hannovers zu 
erreichen, und trat deshalb am 30. Rovember 1785 zunächst dem 
Haupttraktat bei. Weitere Bindungen lehnte er ob. Es kam nun 
aber gerade bei Hessen-Kassel aus den Beitritt auch zum geheimsten 
Artikel an, denn der Landgraf befaß eine anerkannt tüchtige Kriegs­
macht. Allein er wollte nicht und berief sich darauf, daß andere 
auch nur dem Haupttraktat beigetreten seien 3 4 ) . 

Mit dieser Haltung war man in Hannover wie in Berlin sehr 
unzufrieden, da sie den Wert des Beitritts illusorisch machte. Hertz­
berg zumal fürchtete, daß es in Wien nachteilig für den Bund 
ausgelegt werden möckite, weil dieser damit um eine Hoffnung be­
trogen war. Das preußische Ministerium war fogar bereit, Kafsels 
Kurwünschrn entgegenzukommen80); allein hier stieß es auf den 
Rangstolz Sachsens und Hannovers, die von einer neuen Kur nichts 
wissen wollten 3 8). 

»») 22.8.85 Beulroitz an Georg, in. 0 . Gal. 24, Br.4$r. 476. 
») 8.10.85 Hann. 3Jtin. an Berlin. Äzpt. dal. 24, Br.=^r. 476, 
*») 7.12.85 Hann. 3Rin. an Berlin. Äzpt. ebenda. 
» ) (Tal. 11 E I, 9Tr. 1118. 
*•) Hann, ürtin. an Sachsen 24.9.85. Äzpt. Cal. 24, Sa. 314. 

Sachsen an Hann. Mm. 23.9.85. 0 . ebenda. 
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I m Frühjahr 1786 (30. Ianuar und 18. Februar 1786) ge­
lang es dann doch, den Landgrafen zum Beitritt zum ersten geheimen 
und zum geheimsten Artikel zu bewegen. Er behielt sich allerdings 
die Höhe des Hilsskorps, ähnlich wie Braunschweig-Wolfenbüttel, 
vor 3 7 ) . 

I m Bistum O s n a b r ü c k alternierten gemäß dem West­
fälischen Frieden ein evangelischer Bischos, den das Haus Hannover 
zu stellen hatte, und ein katholischer. Zurzeit war der Herzog ven 
$ork, ein Sohn Georgs III., Bischos. Er hatte bereits zur Grün­
dung des Bundes beigetragen und sein Beitritt am 27. 12. 1785 
war nur mehr eine Formsache. Lediglich in Anbetracht des geheim­
sten Artikels war eine eigene Formel ausgesetzt, die der besonderen 
Versasfung des Bistums gerecht wurde. 

Zu gleicher Zeit wie der Beitritt Hessen-Kassels erfolgte auch 
der A n s b a c h s , am 12. 2. 1786. Trotz feiner bedenklichen 
geographischen Lage trat es dem Haupttraktat und dem geheimen 
Artikel bei. 

Am spätesten schlössen sich die beiden m e c k l e n b u r g i s c h e n 
Herzöge dem Bunde an 3 8 ) . Schwerin war bereits von preußischer 
Seite eingeladen worden, noch ehe überhaupt die regulären Verhand­
lungen über den Fürstenbund begonnen hatten. Aus entsprechende 
Insinuationen des preußischen Generals Mallendars hatte der 
Herzog im Februar 1785 sehr vorsichtig seine Zusage erteilt. Als 
nun im Inn i 1785 ein Schreiben des österreichischen Gesandten 
von Binder (Hamburg), das ein allgemein gehaltenes und kaum 
ernst gemeintes Allianzangebot Wiens Übermittelte, eintras, beant­
wortete der Herzog es ausweichend. Ende Iu l i wiederholte sich das 
gleiche Spiel. Nun m i s c h t e sich auch d e r r u s s i s c h e G e ­
s a n d t e von Groß e i n , aber der Herzog be*og sich aus seine erste 
Antwort und erklärte, sich in keinerlei Händel einmischen zu 
wollen3 9). I n Rücksicht auf diese Bemerkung trug der Herzog jetzt 
im August Bedenken, in aller Öffentlichkeit dem Bunde beizutreten. 
Er versicherte dafür Preußen feiner besten Gesinnungen. Der Bei-

>7) 8.2.86 Hann.aKin. an Preujjen. <XaI. 24, 93r.-Pr.476. 
») Beste-Benthen, aWecktenburgs Perhättnis zu Kaiser und 5Reich 

1763—1806. 
") Berlin 16.8.85 Beulroi.^ an ©eorgUI. 9J..Ü Kopien. CCal. 24. 

Br.-Pr. 476. 

http://93r.-Pr.476
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tritt ersolgte dann nicht ohne eine kleine Mißstimmung Hanno­
vers — der Herzog hatte Beulwitz gelegentlich einer Anwesenheit 
beider in Berlin (nach dem Tode Fr. d. Gr.) versichert, er wolle am 
liebsten über Hannover beitreten4 0), was dann aber nicht geschah — 
zur Hauptkonvention am 1. Ianuar, zum ersten geheimen Artikel 
am 5. Februar 1787. 

S t r e l i t z berief fich in allem auf Schwerin. Es trat als 
Letzter am 1. I u l i 1789 dem Bunde bei, mithin zu einer Zeit, als 
der Bund sich aufzulösen begann. — 

Damit war die Ausdehnung des Bundes abgeschlossen. Der 
Beitritt des Eoadjutors von Mainz, K. Th. v. Dalbergs, gehört in 
einen anderen Zusammenhang, doch gibt feine Erwähnung die beste 
Gelegenheit, um von dem Verhältuis des „geistlichen Fürstentums" 
zum Bund zu reden. 

Allemal von Interesfe ist dabei die Abneigung Hannovers gegen 
die Akzession geistlicher Höfe. Es hielt fie weder für nützlich noch 
die geistlichen Herren für diskret genug 4 1), jftichtsdrstoweniger be­
mühte es fich aber doch ein wenig um diefen oder jenen. Vermutlich 
aus Eourtoisie gegen Mainz, das nicht allein stehen wollte. 

Es kann nun allerdings auch nicht verkannt werden, daß die 
Zuziehung geistlicher Fürsten wenig Vorteile versprach. Abgesehen 
davon, daß das Wahlrecht des Domkapitels eine Unstetigkeit der 
Politik zur Folge hatte, durfte man von den geistlichen Fürsten eine 
reelle Unterstützung des Bundes in diplomatischer oder gar militä­
rischer Hinsicht kaum erwarten. 

Wohin hätte es sühren sollen, wenn man die jeweils in Frage 
kommenden Koadjutorwahlen im günstigen Sinne beinflussen wollte? 
Das Beispiel der Dalbergschen Wahl wird zeigen, daß solche Ge­
schäfte Geld kosteten. Wenn sich das nun auch bei Mainz in Rück­
sicht aus seine Kurwürde und Erzkanzlerschafl bezahlt machte, so war 
dies schließlich nicht überall der Fall. Es kam weiter hinzu, daß 
bei den meisten geistlichen Ständen eine gewisse Abhängigkeit vom 
Kaiserhause eine unbezweiselbare Tatsache war. Sie rührte noch 
aus den alten Zeiten und konnte nicht so bald nmgrstoßen werden. 
Iosephs Verhalten in kirchlichen Dingen hatte freilich einen Miß-

*») Berlin 19.12.86 aäeultoifc an ©eorßUI. D. ebenda. 
") 7.12.85 Hann. SRtn. an $ t . 3Win. Äjpt. ebenda. 
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klang in dieses gute alte Verhältnis gebracht4 2). Allein, er ver­
hallte doch recht rasch. 

Andererseits aber gab es Momente, die die geistlichen Fürsten­
tümer dem Fürstenbund in die Arme treiben konnten. 

Aufllärung und erwachendes Rationalbewußtsein griffen ein. 
Die Aufklärung mußte die weltliche Souveränität der Kirchenfürsten 
bekämpfen, fofern fie folgerichtig vorgehen wollte. Iofephs IL 
Kirchenpolitik zeigt dies an. Sie war ideell zweifellos richtig, prak­
tisch allerdings fehr übereilt. Doch auch abgesehen von ihr verdichtete 
sich die Gesahr der Säkularisationen, die schon feit den Kirchen-
resormen des ausgehenden Mittelalters durch die Iahrhnnderte hin­
durch gespukt hatte. Die Aufllärung entzog jener mittelalterlichen 
Idee von der weltlichen Herrschafl der Kirche den Boden. Die 
Wirkung war, daß ein gewisser nationaler Schwung in die Kabinette 
der Metropoliten hineinkam. Der Lebensinstinkt mußte ihnen das 
rettende, nationalpolitische Moment verraten. 

Von H o n t h e i m (Febronius) reinen Herzens vielleicht er­
kannt, ward es aus egoistischen Gründen von den Erzbischöfen über­
nommen. Diese ,Los-von-Rom"-Bewegung, so alt fie war — ihre 
Wurzeln find in den großen Konzilien zn suchen43) — gewann 
einen neuen Eharakter, indem ihre .Verfechter, gedrängt von der un­
ruhigen Zeit, ein nationales Prinzip in ihr fanden. Indem nun 
aber die Kirchenfürsten von Rom abstrebten, um sich durch zeitgemäße 
Wandlung ihren weltlich-politischen Eharakter zu erhalten, verließen 
sie damit zugleich das Fundament ihrer Machtstellung. Die Stabili­
sierung war eine vermeintliche; nur ein Moment in der Folge der 
Zersetzungserscheinungen. Es kam hinzu, daß sie vergaßen, recht­
zeitig die deutschen Bischöfe, die auf solche Art in zu große Ab­
hängigkeit von den Erzdiözefen zu geraten fürchteten, für ihre Sache 
zu gewinnen. 

Auf fich felbst angewiesen, nach Verleugnung ihres geistlichen 
Oberhirten und Entfremdung ihres weltlichen ©chutzhertn, beä 
Kaifers, konnte die weltliche Machtbefugnis der Metropoliten nur 
e i n e Stütze im Reiche sinden, die Verfassung. Allein! Diese Ver­
fassung, war sie nicht ebenso senil wie die These von der weltlichen 

• 2) s. fieopolb von SRonee, .Die deutschen äfleuht« unb ber gürften-
Jmnb. Leipzig 1871. a.in.D. 

*3) \. Leo äRergentheim, Die BJurzeln bes deutschen Febronianig-
«ms. Ststorisch-politische Plätter 13, unb f>and, Äiichengelchtchte. 

SRicbctf. 3oi)tiuid) 1981. o 
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Macht der Kirche? An sie klammerten sich allein die kleineren 
Stände. Weder Österreich noch Preußen hielten im Grunde etwas 
von ihr. 

Aus diesen Umständen ergibt sich eine Interessengemeinschaft 
der geistlichen Fürsten und der kleinen weltlichen Stände. Erkannt 
und ausgenutzt ward sie nur von Mainz 4 4). — 

I n diese Zeit hinein siel nun die Gründung des deutschen 
Fürstenbundes „zur Ausrechterhaltung und Befestigung des Reichs­
systems ", wie es hieß. Es war die Frage, wie sich die geistlichen 
Fürsten dazu verhalten sollten. Die Antwort sollte leicht sein, ist 
es aber keineswegs. Das beweist schon die Tatsache, daß das Erz-
bistum Mainz allein direkt dem Bunde beitrat. Wo lagen die 
Widerstände bei den anderen? Die Antwort kann nur lauten: I n 
der Tradition, die sie an Habsburg band, und in dem Mißtrauen 
gegen Preußen. I n der Tradition, weil man in Ioseph trotz allem 
immer noch den advocatus ecclesiae und die mittelalterliche cae­
sarea maiestas sah, wie im Hause Habsburg die erste katholische 
Familie, der man aus alter Gewohnheit anhing, im Gegensatz zu 
Preußen, das als Hort des Protrstantismus galt und von dessen 
Ejpansionsdrang man sich nichts Gutes für die phyfifch sehr 
schwachen geistlichen Territorien versprach. Pietätsgesühl gegen 
und Angst vor Habsburg, insofern der Schwerpunkt geistlicher 
Landesherrschaft im Süden Deutschlands lag, sonderten gebieterisch 
zum mindesten die Reutralität. 

So blieb es das richtigste sür die geistlichen Herrn, dem Bunde 
einen diskreten Beifall zu zollen, fich aber öffentlich und nach außen 
hin von ihm fern zu halten. Über Mainz hatten fie ja immer die 
Fühlung mit ihm; und dann eben bestand der große Wert, den die 
Verbindung mit Mainz für die Bundesgenossen hatte. Außerdem 
war der Erzbischof der erste Kurfürst des Reiches, als solcher 
Direktor des Reichstags und Erzkanzler. 

Friedrich Karl von Erthal, der den Kurhut von Mainz mit 
zeitweise sehr ausdringlichem Stolz trug, war der Mann, tausend 
Eisen im Feuer zu halten, wenn auch nur in schwacher Glut. Zn 

*») Siehe die bekannten (Erörterungen über die Fürstenbundpläne 
«nfang 1785 bei Politische Korrespondenz Aar! Friedrichs oon Baden; 
Stanke, Die 3Rächte... Band I, und Heiflel, Ä. 2-t)., Deutsche ©eschichte 
»orn -Tode Friedrichs des ©roßen bis zur Auslösung des Reichs. 
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stärkerer reichte weder sein eigenes geistiges Feuer, noch seine mora­
lischen Qualitäten, am wenigsten die physischen Kräfte seines 
Sandes. Er war ehrlich, vielleicht auch egoistisch genug, um den 
Wunsch Hannovers, die süestliche Gruppe zu Ungunsten der kur­
fürstlichen nicht zu sehr anwachsen zu lassen, zu teilen. Er fürchtete 
weiterhin, zuviel abschlägige Antworten von den geistlichen Hosen 
zu erhalten. Dieser letztere Umstand bewog auch Hertzberg, von Ein­
ladungen an geistliche Fürsten abzusehen. Er wollte nur dort Vor­
schläge zum Beitritt tun, wo er des Erfolges gewiß war 4 5 ) . Man 
wagte es bei Wurzburg und Bamberg; Herr dieser beiden Hoch­
stifter war Franz Ludwig v. Erthal, ein Bruder des Mainzers. 

Böhmer und Steinberg wurden beide nach W ü r z b u r g 
gesandt, um den Bischof zu sondieren. Allein das Ergebnis war 
nicht nach Wunsch und man hütete sich weiterzugehen. Lediglich 
eine Sympathiebezeugung trug man im Dezember 1785 davon 4 6). 

Stach diesem mißglückten Versuch nahmen die Hauptmächte des 
Bundes von weiteren Schritten Abstand. Hingegen wurden von 
anderer, nämlich von kleinstaatlicher Seite diesbezügliche Anträge 
gestellt. Schon gelegentlich der Verhandlungen mit Baden wurden 
die Wünsche des Markgrafen bezüglich einer Einladung an die 
Bistümer Konstanz und Speyer bemerklich gemacht. I n Konstanz 
war das Kapitel zwar dafür; vom Bischof war aber keine günstige 
Haltung zu gewärtigen4 7). Karl August dachte gar an Köln und 
seinen habsburgischen Landesherru. Indessen stand bei all diesen 
von vornherein nichts zu erwarten4 8). Wesentlich gerechtfertigter 
schienen dahingegen die Hoffnungen auf einen Beitritt K u r -
t r i e r s. Der Kurfürst stand in nahen verwandtfchastlichen Be-
ziehungen zum sächsischen Fürstenhaus. Mainz, an welches sich 
Preußen und Hannover gewandt hatten, verwies deswegen aus 
Sachsen4 9). Die Sache schlief jedoch Anfang des Iahres 1786 

•5) 2.12.85 Hann. ÜKin. an Pr. SKin. Kzpt. <XaI. 24, Br.=Pr. 476. 
27.12.85 Pr. 3Kin. an Hann. 3Jlin. 0 . ebenda. 

") äRainz. den 5. 11.85. Steinberg an ©eorg III. ©h. O. ©al. 24. 
— äRainz, den 2.12.85. Steinberg an ©eorg in. «Mainz 130. 

• 7) |. Politische Korrespondenz Karl Friedrichs oon Baden Rr. 143. 
") 10.9.85 Preußen an Hannooer. 0 . ©al. 24, Br.-Pr. 476. — 

24.9.85 Hannooer an Preußen. Konzept ebenda. 
•») 7.1.86 Hannooer an Preußen. Kzpt. 31.1.86 Preußen an 

Hannooer. 0 . ebenda. 
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ein 4 9 ) . Erst ein Iahr später lebte sie von neuem auf 6 0 ) . Diese 
neue Anregung ging vom Mainzer Weihbischof H e i m e s aus, 
der in Trier günstige Strömungen beobachtet haben wollte. Run 
nahm sich Ende Februar 1787 auch Hannover der Angelegenheit 
mit größerer Hingabe an; es machte in Dresden Vorstellungen60). 
Sachsen wies indessen alles von sich, indem es sich auf die Ab­
machung bei Gründung des Bundes berief, worin es jede Werbung 
für die Union abgelehnt hatte 5 1). Damit war die Sache abgetan, 
und Trier blieb dem Bunde fremd; gewiß nicht zu dessen Scha­
den. — 

Ein eigenartiges Verhältnis bildete sich mit drei weiteren 
geistlichen Fürstentümern heran, die dem Bunde sehr geneigt waren, 
aber wegen ihrer geographischen Lage nicht wohl offiziell beitreten 
konnten. Es war das zunächst E i c h s t ä t t , dessen Bischof sich 
dem Mainzer gegenüber verpflichtete, seine Stimme jeweils für die 
gute Sache abzugeben, was allerdings nachher doch nicht geschah. 
Ein ähnliches Verhältnis bahnte sich später mit den Bistümern 
T r i e n t und B r i j e n an 5 2 ) , die sich von Österreich in ihren 
Diözesanrechten geschädigt sühlten. — 

Sieht man von den beiden Mecklenburg und dem Mainzer 
Kondjutor ab, so kann man sagen, daß ein halbes Iahr genügt 
hatte, um dem Bunde eine Ausdehnung zu geben, die nichts zu 
wünschen übrig ließ. Mit Preußen und den Mittelstaaten Hanno­
ver, Sachsen und Hessen beherrschte er Rord- und Mitteldeutschland 
von Hunte und Lahn ostwärts vollständig. Seine Fühler streckte er 
weit nach Snddentfchland (mit Zweibrücken, Birkenseld, Baden und 
Ansbach-Bayreuth) hinein; des Heiligen Römischen Reiches Erz-
tanzler bildete die verbindende Station. Was blieb zn wün­
schen? — die Tat! 

Der Bund hatte zu zeigen, daß er hielt, was er versprochen 
hatte, was man in weitesten Kreisen von ihm erhosste. Der Pläne 
wirbelten genug in den Köpfen der Karl August, Stein u. a. Bot 
der Bund eine Gewähr oder auch nur Aussicht für folche Pläne einer 

M ) 21.2.87 Hannooer an Sachsen. Äapt. Cal.24, Sa. 814. — 
23.2.87 Hannooer an Senile. Äjjpt. Cal.24, »r.=Pr.476. — 3.3.87 
Benthe an Georg HL O. Gal. 24, Bi.-Pi. 476. 

") 26.3.87 Sachsen an Hannooer. D. ttal. 24, Sa. 314. 
» ) 8.4.87 Hann.3Rin. an Lenthe. Ä3pt. (Cal. 24, Br.=¥*. 476. — 

6.5.89 Hann. 9JUn. an Sachsen. Äzpt. <£al. 24, Sa. 314. 
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inneren Befestigung? Es wird fich erweifen, daß er dazu nicht 
geeignet war. 

Wichtig und vor allem beachtenswert, weil entscheidend, wurde 
der Dualismus im Bunde, wie er von vornherein zwischen Preußen 
und Hannover bestand. Vorerst freilich verdeckte Georgs III. 
Wunsch, mit Preußen zu einer Allianz zu kommen68), jeden Gegen­
satz. Und das war gut, denn es trat ein Ereignis ein, welches eine 
denkbar schwere Erschütterung des Bundes bedeutete. 

I I I . 

Sie beste Zeit bes Bundes bis 1788. 
(Bestrebungen Hessen-Kassels und ihre Folgen. — Dalbergs Wahl 
und Beitritt. — Die holländische Revolution und der Fürstenbund. 
— Reichspolitik: Karl Augusts Pläne; Kammergerichtssache. — 
Wiederanstauchen des bayr. Tauschprojektes. — Die Tripleallianz 

von 1788 und der Fürstenbund.) 

Bestrebungen HefsensKassels und ihre folgen. 
Es ist zn gewogt, von einer Stärkung des Fürstenbundes etwa 

bis zum Iahre 1788 zu sprechen; lediglich im Hinblick auf die 
persönliche Politik Friedrich Wilhelms II. und auf die Bemühungen, 
die ihren Ausgangspunkt in Mainz und in der Person Karl Augusts 
von Weimar besaßen, kann man diefe Iahre als feine beste und 
hoffnungsvollste Zeit bezeichnen1). Hertzberg stand dem Bunde fern. 
Hannovers Beteiligung an ihm war äußerst gering. Es war gegen 
alles Reue. Sachsen hielt sich ebenfalls abseits, allein schon ans 
Mißtrauen gegen Mainz und aus beständiger Furcht, in Wien 
anzustoßen. 

Friedrich d. Gr., der nie mehr als die Verhinderung des 
Bayrischen Ländertausches vom Bunde gewollt hatte, war gestorben, 
und es begann die neue Aera der Verbindung Friedrich Wilhelms II. 

M ) s. SBitttchen, F. Ä., ^Jreufeen und (England in der europäischen 
Politik, Heidelberg 1902, a. a. D. — s. Solomon, F., (England und ber 
deutsche Fürstenbund 1785. § .» .6 .6 , Seite 227. 

J ) s. Hanke, Die «Wächte . . . und Pöthlingtf, Die hoUändifche 
JUooIution und der deutsche Fürstenbund, Bonn 1874. 
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mit Karl August. Karl August von Weimar, Friedrich Karl von 
Mainz und Friedrich Wilhelm II. strebten eine Konsolidierung der 
Reichsstände, gewissermaßen eine Erneuerung des Reiches unter der 
Mitarbeit Preußens an. Vorbedingung dafür war allemal die 
Integrität der Stande, die zu erhalten ja auch die vornehmste Pflicht 
des Bundes sein sollte. Da fiel es dem jungen Landgrafen von 
Hessen-Kassel ein, feine Zugehörigkeit zum Bunde für eigene Gebiets­
erweiterungen benutzen zu wollen. Die Art, wie er fie zu realisieren 
gedachte, schlug Recht und Gesetzen gröblichst ins Gesicht. — 

Zwischen den Weserbergen und dem Steinhuder Meer liegt das 
nicht gerade sehr reiche, aber landschaftlich recht anmutige Ländchen 
Schaumburg-Lippe. Die Grafen von Schaumburg empfingen es 
von Hessen zu Lehen2). Wie das in kleineren deutschen Fürsten­
tümern nicht selten vorkam, hatte vor Zeiten eine Mißehe im Ge­
schlecht der Grasen stattgesunden, die zwar angesochten, von den 
Reichsgerichten jedoch anerkannt und deren Sprossen für fukzessions-
fähig erklärt worden waren. 

Als nun der regierende Gras Philipp Ernst zu Schaumburg am 
13. 2. 1787 starb, hielt sein Lehensherr Wilhelm IX. von Kassel den 
Augenblick sür geeignet, gegen den Spruch der Reichsgerichte die 
Ebenbüriigkeitssrage wiederum aufzurollen und wider alle Veenunst 
und Anstand die G r a f f ch a f t z u b e f e tz e n. Dies geschah mit 
einer solchen Geschwindigkeit, daß man in Hannover und Berlin 
plötzlich vor der vollendeten Tatsache stand. 

Der Landgras begründete die Okkupation damit, daß er dem 
unmündigen Sohn des verstorbenen Landgrasen das Sukzessionsrecht 
absprach; dabei hoffte er auf Unterstützung Preußens wie auch 
Hannovers. 

Schon bei den Verhandlungen über den Beitritt Kastels zur 
Union war bemerkt worden, daß der Landgraf diese und jene 
Wünsche hatte, die er durch seinen Bettritt ihrer ersüllung nahe­
zubringen hoffte. So u. a. die 9. Kurwürde. Auch scheint es, als 
hätte der Landgras schon damals sein Augenmerk aus Schaumburg-
Lippe gerichtet3). Iedensalls glaubte er durch seinen Beitritt zum 

*) Laut vergleich zu üRünster 1647 im SBestfätischen Frieden 1648, 
Artikel 15, § 3 bestätigt. 

») s. Härtung, Xf)., Hessen und Greußen im Frühjahr 1787. 
Forschung zur Brandenburg-sPreus?. ©eschichte, 22, Seite 147. 
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Bunde der lebhaftesten Sympathien sicher zu sein. Da er fernerhin 
durch alte Hausverträge den HohenzoKern, durch Subfidientraktate 
England verbunden war, fo schien allerdings diese Annahme einiger­
maßen begründet zu sein. Aber mit der rechtswidrigen Besetzung 
Schaumburgs belastete er seine Bundesgenossen doch etwas zu stark. 

Die Kabinette in Berlin und Hannover sahen sich also im 
Februar 1787 in der peinlichen Lage, ein geachtetes Mitglied des 
Bundes korrigieren oder aber sich und ihre Verbindung den schwer­
sten Anwürfen aussetzen zu müssen. 

S o sanden die beiden außerordentlichen Gesandten des Land­
grafen, der Oberappellationsgerichtsrat von Stenden in Hannover, 
der Vertraute des Landgrafen von Veltheim in Berlin eine äußerst 
kühle Aufnahme4). I n Hannover zumal war man empört, als ein 
Schreiben des hefsifchen Kriegskollegiums einlief6), worin man bat, 
den Durchmarsch von Truppen zu gestatten, und zwar zu einer Zeit, 
als diefer schon stattgefunden haben mußte8). Die Befetzung der 
Grafschaft war nun zwar nicht mehr zu verhindern; allein fie war 
nicht ganj gelungen. Vom ganzen Bückeburger Ländchen war noch 
ein Fleckchen Erde übrig, das die landgräflichen Truppen nicht zu 
brsetzen vermocht hatten. Es war dies die Festung Wilhelmftein. 

Die Schulfrstung Wilhelmstein, eine künstliche Insel mitten im 
Steinhudcr Meer gelegen, hat außer dem Beruf landschafllicher Ver­
schönerung noch die Ehre gehabt, die militärischen Ansänge Scharn­
horst^ zu sehen. Es lebte in ihr auch noch der Geist ihres Schöpfers, 
des Grafen Wilhelm. Der alte Hauptmann Rotmann und der 
Fähnrich Wind hielten fie jetzt gegen die Hessen, und das hanno­
versche Amt Rehburg verproviantierte sie, was das Ministerium 
gern sah 7). Man tat überhaupt alles mögliche, um den Hessen die 
Besitznahme sauer zu machen. Vor allem aber empfand man in 
Hannover die Truppenansammlnng unmittelbar an der eigenen 
©renze höchst unliebfam. ©teuben entschuldigte sie, so gut er 
konnte8). 

4 ) s. gartmia, S. 147 ff. — 20.2.87. §ann. 9Hin. an Stenden. 
ÄzPt. Sann. 9, S(ippe) — S(chaumburg) 38. 

5 ) Äassel, 15.2.87. §ess. Ärießskoa. an 3Rin. D. ebenba. 
•) 25.2.87. -fjann. 2Jcin. an Steuben. Äjpt. ebenda. 
') 27.2.87. Amtmann Sieoeking an ülttn. D. ebenba. — 28.2.87. 

3Kin. an Sieoeking. Äzpt. ebenba. 
8) f>am. 3.3.87. Promemoria Steuben an 3Jcin. D. ebenba. 
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Mit Berlin hatte sich das Hannoversche Ministerium sofort in 
Verbindung gesetzt; auch dort war die Ablehnung allgemein. 

Stenden und Veltheim hatten Handschreiben mitgebracht an 
beide Monarchen. War aber Friedrich Wilhelms Antwort einst­
weilen bei aller Ablehnung noch milde, so war Georgs Vennahnung 
sehr scharf gehalten, und ohne jede sonst übliche Gunstbezeugung9). 
Inzwischen hatte sich auch die verwitwete Gräsin Iuliane, übrigens 
selbst eine hessische Prinzessen, als Vonnünderin chres Sohnes hilfe­
suchend an Georg und Friedrich Wilhelm gewandt 1 0). Appelle an 
Friedrich Wilhelms Kavaliersehre waren nie umsonst. Als nun 
aber auch Köln in seiner Eigenschaft als Mitdirektor des Nieder-
rheinisch-Westsälischen Kreises Mahnungen nach Berlin richtete, als 
man aus Wien abfällige Urteile Iosephs II. vernahm und der Land­
gras besage seiner Antwortschreiben keineswegs gesonnen war, seine 
Truppen zurückzuziehen, entschloß sich auch Friedrich Wilhelm zu 
einem schärseren Ton. Er drohte Ende März 1787 mit der 
EErkution11). 

Die Zugehörigkeit der Grafschaft Schaumburg zum westfälischen 
Kreise hätte im Falle eines reichsgerichtlichen Urteils die Ejrkution 
zum Teil aus Preußen übertragen, wohingegen Hannover dafür 
nicht in Frage kam. So war es bezeichnend, mit welchem Rach­
druck das hannoversche Ministerium eine reichsgerichtliche Entschei­
dung betrieb, bei der es nichts zu opfern brauchte und doch die 
unbequeme Rachbarschast des hessischen Militärs los wurde. 

Aus dem Wege über einen Superintendenten Grupe aus Reu­
stadt a. Rübenberge, der zum Bückeburger Hos gute Beziehungen 
besaß, verhandelte das hannoversche Ministerium (Rudloss) mit 
Iul iane 1 2 ) und empsahl ihr eine Klage am Reichshosrat. Die 
Gräfin beaustragte daraushin den Göttinger Professor Pütter mit 
der Aussetzung einer Klageschrist 1 8). Hertzberg machte in Hannover 
den Vorschlag, Iuliane solle den Landgrafen als Mttvormund an­
nehmen. Er wurde abgelehnt. 

•) Hartwig, 6. 150. — 13.3.87. St. Sarnes, ©eorg in . an 9SÜ» 
heim IX. Äopie, Hann. 9, ß. — 6.38. 

1 0 ) Hartmig 154. 
») Hartwig 157. 
") 3.3.87. URin. an 3uliane. Äzpt. Hann. 9, 2. — S. 38. 
") 8.3.87. Sultane an SRin. 0. — 10.3.87. 3uliane an Pürtet. 
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Hertzberg, der — wie immer im Gegensatz zu Finkenstein, der 
scharf vorgehen wollte — ansangs zu diplomatischen Aktionen Hessen 
gegenüber geneigt war, wurde nun auch anderen Sinnes 1 4 ) . Hatte 
er zuerst fon Hessen nur eine E r k l ä r u n g über den Rückzug 
gefordert, so verlangte er jetzt kategorisch den Rückzug aller 
Truppen 1 5). I a er ging so weit, Veltheim zu erklären, es sei kein 
Unglück, wenn Hessen von der Union abspränge16). I n der Tat 
war diese durch den Landfriedensbruch in üble Lage geraten. 
Schwere Anwürfe gegen den Bund waren nicht ausgeblieben. Des­
wegen instruierte das hannoversche Ministerium auch seine Gesandten 
in Regensburg, Mainz und Wien, sich mit Menogement, aber fest 
gegen die Okkupation zu äußern 1 7). Auch Berlin wies feinen 
Direktorialgesandten am niederrheinisch-westsälischen Kreis, von 
Dohm, an, mit Köln und Iülich, als seinen Kondirektoren, ein 
Dehortatorium zu vereinbaren. Run zeigte fich's plötzlich, daß die 
Verwaltungsmafchine des Reiches arbeiten konnte, wenn fie nur 
wollte. Am 31. März erfolgte das erste Dehortatorium an den 
Landgrafen, am 14. April das zweite mit der Androhung der Ejeku-
tion in 14 Tagen. Es war die Folge der scharfen Stellungnahme 
des Hofrats 1 8). Allein der Landgraf verhielt sich ablehnend. Erst 
wurde der hessische General Schlüssen mit einem Verständigungs­
plan nach Berlin geschickt. Zugleich beschwerte man sich über das 
scharfe Vorgehen Preußens im Gegensatz zu Hannover 1 9). — Der 
Druck Hannovers, von Rudloff geschickt zu einem indirekten gesormt, 
war in Kassel scheinbar nicht bekannt geworden. — Schlieffens Plan 
wurde in Berlin jedoch verworfen; es war bereits zu spät 2 0 ) . Run 
bat der Landgraf um Aufschub der Erkution; auch das wurde ab­
gelehnt. Darauf erfolgte am 15. April der Rückzug der Hessen. Ein 
hessisches Gesuch um nochmalige Durchmarscherlaubnis wurde dies­
mal in Hannover gern bewilligt2 1). 

") 13.8.87. Helberg an Beulnnt,. Auszug oon B.Hand. 
") s. Hartmig 161. 
») s. Hartwig 160. 
") 3 .3 .87 . 2Rin. an Steinberg, Ompteda, SBattmoden (SBien) 

ebenda. 
1 8 ) 26.3.87. Potum des Hofrats an Sosephll. — 27.3.87. 

3osephs Genehmigung. — 2.4.87. Reichshofrats Uonclusum, Kopien. 
") 3. 4.87. Perl. — Lenthe an ©eorg in. D. 
*>) 7 .4 .87 . Lenthe an ©eorg in. P. S. 2. 
") 19.4.87. Hessisches Krieasfott. an Hann. 9Hin. D. 21.4 .87. 

SJlin. Hann, an Hess. 9Kin. Kzpt. (Hann. 9,2. — 6.39 . ) 
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Mit der einmaligen Beilegung war es nun Hannover nicht 
getan; es wünschte dauernde Durchkreuzung der hessischen Absichten. 
Aus diesem Grunde mußte eine Vormundschaft des Landgrafen über 
den Erbgrafen und eine damit verbundene zeitweife Bereinigung 
beider Länder, die geplant wurde, vereitelt werden. Als der Land-
graf einsehen mochte, daß er mit Gewalt nicht zu dem Besitz von 
Schaumburg gelangen konnte, hatte er der Gräfin (etwa feit Anfang 
April) direkte Antrage stellen lassen, die daraus hinausliefen, ihm den 
antichretischen Besitz bis zur Volljährigkeit des Prinzen einzuräu­
men. Dafür versprach er ihr und ihrer Familie namhafte finanzielle 
Borteile. Diefer Plan leuchtete der Gräfin wohl ein; aber das 
Hannoversche Ministerium riet sofort und dringend a b 2 2 ) . Ebenso 
lehnte es auch die Anträge Hessens, jene Bergleichshandlung zu 
unterstützen, ab 2 3 ) . Die Gräsin erbat nun Georgs Mitvormund­
schaft, fand aber allem Anschein nach damit keine Gegenliebe; denn 
alsbald äußerte sie sich, daß sie nun gar keinen Mitvormnnd haben 
wollte. Allein auch dies schien in Hannover keineswegs erwünscht; 
die darauf gerichteten Verhandlungen der Gräfin in Wien wurden 
vom Hannoverschen Ministerium hintertrieben24). Bei der hessischen 
Abstammung der Grasin befürchtete Hannover im Fall ihrer alleini­
gen Vormundschaft eine Hinneigung zum Kasseler Hof 2 5 ) , obschon 
die Ersahrung doch das Gegenteil bewiesen hatte. Schließlich 
wurde, wie es scheint, Wallmoben-Gimborn, hannoverscher General 
und ehemaliger Gesandter in Wien, zum Mitvormund ernannt 2 6). 
Gräsin und Landgraf klagten nun um die Wette, ohne zu einem 
Schluß zu kommen, bis man sich 1797 verglich. — 

Die versuchte Besitzergreifung Schaumburgs war ein Abenteuer, 
das, vom Bunde aus betrachtet, verschiedene B e g l e i t e r s c h e i ­
n u n g e n und F o l g e n zeitigte. Zn den ersteren gehörten die 
österreichischen Versuche, H e s s e n v o m B n n d e a b z u s p r e n -
g e n , die eine Zeitlang gar nicht so erfolglos aussahen. 

2 2 ) 15.4.87. .Juliane on Sein. Original mit Äopie. SBeisjenstein. 
b. 14.4.87. öanbßraf an Juliane. — 15.4.87. 3Rin. an -Juliane. 
Äonzept. 

») 24.4.87. Hess-—Sann. 0 . — 20.4.87. Landgraf an ffieorß HI. * 
Äopie. — 14.5.87. Hess. —Hann. O. — 26.5.87. 3Rin. an Hessen. Äzpt. 

*») 6.7.87. URin. an SBenkstern (SBien). Äzpt. 
») 6.7.87. 3Rin.'an Cöeorß in. ÄzPt. 
M ) 12.10.87. 3Rin. an «Beora m. Äjpt. (Hann. 9, S. — 6.39.) 

ÜMe Sttten lassen bic S3ormunbfchaftsoerhäUniss« unklar. 
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Der hannoversche Gesandte am Wiener Hof, von Wallmoden, 
berichtete im April 1787 von einem Schreiben des Landgrafen an 
den Kaifer, worin der Abfall vom Bund in Ausficht gestellt worden 
sei. Iofeph habe aber abgelehnt, da er sich nicht kompromittieren 
könne27). Das gleiche berichtete Hardenberg-Reventlow28). Damals! 
war es für ein Abschwenken zu Österreich allerdings schon zu spät 
denn das Hosratskonklusum vom 2. April war bereits ergangen. 
Indessen weilte damals Trautmannsdorff in Kassel, ein etwas 
bedenklicher Gast 2 9 ) ; denn es war bekannt, daß Ioseph II. diesen 
Diplomaten zu allerhand geheimen Missionen verwendete. Freilich 
Genaueres über das, was Traytmannsdorff beim Landgrafen trieb 
oder betreiben wollte, wissen wir nicht. 

Wichtiger und sicherer erkennbar waren dagegen die F o l g e n 
des hessischen Unternehmens. Preußen hatte die Arbeit gehabt, 
Hannover genoß den Lohn. Die Zugehörigkeit Schaumbnrgs zum 
niederrheinisch-westfälischen Kreise hatte Preußen zu Taten gedrängt, 
während sich Hannover mit nicht einmal sehr harten Worten — das 
persönliche Anwortschreiben Georgs an den Landgrasen ausgenom­
men —, begnügen konnte. Dabei aber war es im Grunde doch 
Hannover gewesen, das in der Angelegenheit zu einer schnellen Eni-
scheidung gedrängt hatte. Aber mochte auch diese geheime Tätigtet1 

nach Kassel durchsickern, das Ddium der T a t hastete jedenfalls an 
Preußen. I n diesem Sinne erklärte sich Schliessen in Berlin 3 0), 
und ebenso der Landgras selbst gegen den Herzog von Braun­
schweig31). Die Folge war demgemäß eine beträchtliche Abkühlung 
der bisher guten Beziehungen zwischen Kassel und Berlin. Dafür 
stützte der Landgraf sich von nun an weit mehr auf Hannover. Das 
Kräfteverhältnis im Bunde hatte fich zugunsten Hannovers ver­
schoben. — 

gör den Bund als Ganzes betrachtet, war das Fazit günstig, 
©r cjatte bewiesen, daß er das gute Stecht zu schützen wußte; auch 
dann, wenn der Ruhestörer im eignen Lager zu suchen war. 

") 14.4.87. SBaUmoden an ©eorg III. Chiffre und 0 . 
M ) 23.4.87. 3>arbenberg-3i. an Peulroiti. D. 
» ) 26.3.87. «Dmpteba an ©eorg in. Slusz. Chiffre. 13.4.87. 

SteimberganCBeorglll. P.S.I . D. Chiffre. (&ann. 9, 2. — S. 38 u. 39.) 
» ) 3.4.87. Lenthe (Berlin) an ©eorg III. D. ($ann.9, £.—S.38.) 
a l ) 19.5.87. Lenthe (Berlin) an ©eorg in . D. ($>ann.9, L.—6.39.) 
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Man kann wohl sagen, daß er in dieser Zeit aus seiner Höhe 
stand. Dazu hatte ein weiteres Geschehnis beigetragen, das seinem 
reellen Wert nach von geringer, jedoch von einiger moralischer Be­
deutung war. Es war dies die Wahl Karl Theodor von Dalbergs 
zum Koadjutor von Mainz und sein Beitritt zur Assoziation. — 

Dalbergs Wahl und Beitritt. 
Der Beitritt des Kurfürsten von Mainz war für den Bund von 

außerordentlicher Bedeutung gewesen. Um so berechtigter war daher 
die Sorge, daß das gegenwärtige System auch über den Tod Erthals 
hinaus in Mainz vorhielt. Seine Gesundheit war die beste nicht; 
es stand zu besorgen, daß er eines Tages starb, ohne daß die Nach­
folge gesichert war. Schon war gerüchtweife verlantbart, daß das 
Domkapitel möglicherweife den habsburgifchen Kurfürsten von Köln 
wählen würde. War dies nun zwar ein vages Gerücht, so war doch 
recht wohl möglich, daß irgendein öfterreich-frenndlicher Herr die 
Kur erhielt. Das war eine Gefahr für den Bund, die beseitigt 
werden mußte, und zwar auf dem Wege einer baldigen K o a d j u -
t o r - W a h l. 

Der Kurfürst selbst war einer solchen durchaus abgeneigt; er 
wollte weder etwas von Sterben wissen, noch einen Koadjutor be­
zahlen 3 2). Aber fein Weihbifchof H e i m e s nnd der Minister 
v o n D e e l arbeiteten beständig daran. Es war ihnen um ihre 
eigene Sicherheit zu tun; denn beide waren als scharfe Gegner Wiens 
bekannt. Das war die Lage der Dinge Ende des Iahres 1785. 
Run aber nahmen fich auch Karl August und die Seinen der Sache 
an. Er schlug Dalberg zum Koadjutor vor. Allein der Kursürst 
war dessen Freund nicht. 

Karl Theodor von Dalberg war zu jener Zeit Statthalter in 
Erfurt, einer mainzifchen Enklave, in welcher Eigenschaft er stch 
nicht geringe Verdienste auf kulturellem Gebiet erworben hatte. Mit 
dem Weimarer Kreis verbanden ihn mancherlei Beziehungen zu 
Goethe, Herder und Karl August. Dalberg war ein Kind seiner 
Zeit, ein Mann von Kultur und Wissen; sensitiv, auch wohl zu 
großen Taten geneigt, aber ohne den zu erfolgreichem Handeln not­
wendigen kalten Verstand und festen Eharakter. Seine Briese an 
Ioseph II., Friedrich Wilhelm, Hertzberg und Georg den Dritten 

") 9ttainz. 10.4.86. Steinberg an ©eorg III O. (Tal. 24, SKainj 132. 
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sind enne würdige Illustration zur Sturm- und Drangperiode. 
Politisch war er eine Sßull, glaubte jedoch das Gegenteil. Alles in 
Allem hat man in ihm eine Persönlichkeit vor sich, die Interesse 
erregem mag, zumal ihn später die napoleonische Rheinbundpolitik 
seltsam« Salto-mortale-Sprünge vollführen ließ. Man kann ihm 
nicht (gram fein: er lebte feiner Zeit wie der Gerechte feines 
Glaubtens. 

Diiesen Mann wünschte der Kurfürst wie gesagt nicht. Er 
empfahl vielmehr den Freiherrn von Dienheim. Hannover, Preußen 
und (Sachsen erklärten sich bereit, dem künstigen Koadjutor einen 
Unterh)altszuschnß zu bewilligen. Inzwischen aber gesundete der 
Kurfürest, und die Wahl zog sich in die Länge. Erst als er im Herbst 
1786 cnufs neue zu kränkeln begann, tauchte wiederum die Koadjutor-
Frage auf, und nun begann ein Intrigenfpiel, in dem sich znguter-
letzt diie einzelnen Parteien selbst nicht mehr auskannten. Zweierlei 
trat vror allem in den Bordergrund: Die Geldsrage und die Sicherung 
der Mcainzer Minister für den Fall, daß die Hoffnungen der Unions­
partei fehlschlugen. Steinbergs (des hannoverschen Bertreters in 
Mainz}) Berichte33) dringen beständig auf feste Zusagen des hanno­
verschen Ministeriums; aber diefes war nicht für unsichere Ausgaben 
oder toedenkliche Verpflichtungen zu haben. Man versicherte nur 
das SÖBohlwollen Georgs, was freilich wenig besagen wollte. Die 
nächsämrichtige Frage bestand in der H a l t u n g R o m s , auf dessen 
Zusttnnmung zum Wahlresultat es ankam. Diese war nicht in jedem 
Fall vjoranszusetzen, da mit der Emser Punktation, den Unabhängig-
keitsfcetftrebungen der deutschen Erzbischose, eine tiesgehende Ber-
stimrmiung zwischen der Kurie und diesen eingetreten war. Um diese 
eventitcelle Schwierigkeit zu beheben, ging Lucchesini, von Friedrich 
Wilhjellm beaustragt, im Februar 1787 nach Rom 3 4 ) . Der König 
niifchrtee sich damit in eine Sache, die nicht zum Borteil Preußens 
aussdhllug. Er tat es unter Karl Augusts Einfluß und wünschte 

2.12.85. 3Hoinz. Steinberg an Georg III. P. 6 . — 9.12.85. 
9Kin. am Steinberg. Äzpt. — 9.6.86. Steinberg an Georg III. O. — 
2 7.817.'. Steinberg an Georg HI. O. Chiffre. — 16.3.87. 3Kin. an 
Steimboerg. Äzpt. Chiffre. — 20.3.87. Steinberg an Georg Hl. D. 
Chiffnee. Altes: Cal.24, Mainz 132. 

3 «) f. B. aJiartnottan: Les debuts d'un grand Diplomate (Jeröme 
Lucdnifesini) ä Rome, en Pologne et ä Sistow. Revue historique 99. — 
3mmtidch, aWax, Preufjens Bermittlung. F. z. Br.-Pr. G. 8. — Hanke, 
Die aRcächte. 
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dem Bunde zu nützen. Vielleicht spielte auch der Gedanke mit, die 
Klufl zwischen Rom und Wien, die durch Iosephs kirchenpolitische 
Eigenmächtigkeiten eingerissen war, zu verbreitern. Dabei aber 
geriet Friedrich Wilhelm in die Sfcuntiaturstreitigkeiten hinein. 

Lucchesinis Mission war keine leichte; sein Auftrag ging dahin, 
Rom für die Wahl Dienheims zu gewinnen. Er löste sie geschickt. 
Es gelang ihm, den Kardinal-Staatssekretär Buoncampagni für 
Dienheim zu gewinnen3 5). 

Allein, inzwischen war eine Änderung eingetreten. I n Mainz 
war der preußische Land Jägermeister Stein eingetroffen mit Geld 
und guten Worten für das immer noch zweifelhafle Wahlgeschäfl; 
auch •Frau von Eoudenhoven hatte das Ihre getan, den Kurfürsten 
zu überreden, mit feinen Anhängern ins Lager Dalbergs über­
zugehen. Darauf war Dalberg am 1. April 1787 gewählt worden. 

Für Lucchefini galt es nun, Rom die Wahl Dalbergs angenehm 
zu machen. Das war nicht leicht; denn Dalberg war dort als 
Illuminat verschrien; auch hatte fein Briefwechfel mit liberalen 
Publizisten an der Kurie verschnupft36). Lucchefini erhielt nun 
zwar die Zustimmung Buoncampagnis; allein nicht ohne Zugeständ­
nisse, die später zn Irrungen führten3 7), worauf dann Dalberg 
anerkannter Koadjutor von Mainz war; bald folgte — am 15. April 
1787 — auch feine Wahl in Worms und fpäter im Iun i 1788 in 
Konstanz. 

Schon vor seiner Wahl hatte fich Dalberg mündlich für die 
Union erklärt; nunmehr legte er auch feine Ansichten in persönlichen 
Schreiben an die drei verbündeten Regenten nieder3 8). Er ver­
pflichtete sich zur Einhaltung der gegenwärtigen Mainzer Politik. 
Am 6. I u n i 1787 trat er im gleichen Umfange wie Mainz der 
Affoziation bei. Irgendwie nennenswert hat er sich im Bunde nicht 
betätigt; was übrigens auch die Eifersucht des Kurfürsten nicht zu­
gelassen hätte. Preußen, Hannover und Sachsen zahlten dem 
Koadjutor bis 1798 eine jährliche Subvention von 17000, später 
24000 fl. 

*>) s. 3mmich, 2R., Preußens Permittlung im Runtiaturstreit 1787 
bis 1789. F. z. Br.*Pr. <5. 8, Seite 146. 

») \. Smmich, S.147; 3Warmottan, S.42. 
*0 f. Smmich, S. 147. Beaulieu=3Jtarconnaij, Äarl »on Dalberg. 

SBeimaj: 1879. Band I. .ölarmottan, S. 43. 
•o) 15.5.87. Dalberg an Georg in . Kopie. (Tal. 24,3Jlainz 132. 
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Die K o a d j u t o r - W a h l b e l e u c h t e t d i e S i t u a ­
t i o n im Fürstenbund ungemein scharf. Karl August gab den 
Ton a n 3 9 ) ; denn die Wahl Dalbergs war der Erfolg einer Privat­
aktion des Herzogs, der fie über den König von Preußen erreicht 
hatte. Friedrich Wilhelm war ihm in allen noch zu Wunsch und 
Willen. Ranke meint, der König habe den Bund unterstützt, sowie 
man ein eigenes Werk unterstützt. Hertzberg hatte nichts zu sagen. 
Weder in Hannover noch in Sachsen, nicht einmal im Berliner 
Ministerium war man orientiert. Man stand vor der vollendeten 
Tatsache und war zufrieden40). Rur Hertzberg war über feine 
gänzliche Ausschaltung sehr bedrückt; er versicherte Beulwitz, nicht 
das Mindeste gewußt zu haben 4 1). Auch in Wien war man erstaunt. 
Trautmannsdorff kam zu spät; Stein hatte zu rasch gehandelt. 

Vorn Kurfürsten selbst konnte man nur Zustimmung erwarten, 
wenn zwar auch Dalberg im Grunde genommen fein Mann nicht 
war. Es gesiel ihm eben doch, daß sein Hos plötzlich der Mittelpunkt 
reger politischer Betriebsamkeit wurde. 

Da trat d a s Ereignis ein, welches einen W a n d e l i n d e r 
p r e u ß i s c h e n P o l i t i k zeitigte. Hertzbergs europäische Politik 
trug einen Erfolg über Friedrich Wilhelms deutsche davon. Er 
ging aus von den Riederlanden. 

$ i e holländische Revolution und der Ffirstendund42). 
Die Riederlande waren der Stützpunkt, über den England 

nötigenfalls in die kontinentalen Angelegenheiten eingreifen konnte. 
Infolgedessen war ihm der franzöfische Einfluß in den Generalstaaten, 
wie er besonders seit dem Scheldekonslikt bemerkbar geworden war, 
sehr zuwider. Der nordamerikanische Freiheitskrieg hatte Holland 
den Engländern völlig entfremdet und war der Beginn der fron-

8 9) s. ajlormottan, S.42. „comme prdsident". 
*°) 5.4.87. öann. SUlin. an Steinberfl. Äzpt. Cal. 24, SRoinz 132. 
") 11.4. 87. Braunschweig. |,arbenberg-9t. an Beulroit,. D. — 

7.4.8.7. Herperg an Beulroitj. Äopie oon Beulrviti' $anb. (§ann. 9, 
L. — S. 38.) 

4 2 ) S. A. Böthlingk, Die holländische Stecolution unb ber deutsche 
Fürstienbund. Bonn 1874. — F. Ä. SLBittichen, (England unb Preu&en. 
— F.. Solomon, Cngland und der deutsche gürstenbund. — ÜRanke, Die 
9Jcäch)te . . . — |>eigel, Deutsche (beschichte . . . — Fr. Luckwalbt, 
Die cenglisch-preufnsche Allianz oon 1788. 5. z. Br.-Pr. (5. 15. — ©. 
©rosjjean, La poliiique Rheriane de Vergennes. Paris 1925. 
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zösischen Einflußnahme gewesen. So fand Harris die Lage im 
Haag, als er 1784 zum englischen Gesandten daselbst ernannt wurde. 
Ein Bündnis zwischen Frankreich und den Generalstaaten vermochte 
er nicht mehr zn hindern; dafür aber stärkte er die oranifche Par i« , 
b. h. den Erbstatthalter Wilhelm V., in ihrem Kampf gegen die 
aristokratischen Stände von Holland und das demokratische Bürger­
tum — die Patrioten. Hierbei ging feine Rechnung dahin, die 
Verwandtschast der Erbstatthalterin mit dem preußischen Königs­
hanse — sie war eine Richte Friedrichs des Großen und Schwester 
Friedrich Wilhelms II. — für feine englischen Zwecke auszunutzen. 
Zu Lebzeiten des ersteren hatte er damit freilich kein Glück. Fried­
richs preußisch-staatliche, gänzlich undynastische Politik wollte nichts 
von einer Einmischung Preußens in die inneren Wirren Hollands 
wissen. Ebensowenig gelang es Harris, das Londoner Kabinett für 
seine Pläne zn erwärmen. 

Dies änderte sich mit dem Tode Friedrichs des Gr. und der 
Zuspitzung der holländischen Wirren. Die lose Bindung über den 
Fürstenbund, die Reignng Hertzbergs zu einer englisch-preußischen 
Allianz, die Hoffnungen die man ans den neuen König setzte; alles 
dies brachte die Harris'schen Ideen dem Londoner Kabinett näher. 
Indessen vermochte sich aber Hertzberg einstweilen noch nicht beim 
König durchzusetzen. 

Friedrich Wilhelm war ansänglich nicht gewillt, sich allzuweit 
in die holländischen Angelegenheiten einzumischen; doch sandte er 
den Grasen Goertz nach dem Haag. Inzwischen gingen dort die 
Wogen der Eeregung immer höher. So verging der I n n i 1787 in 
einer gewissen Spannung. 

Da trat eine entscheidende Wendung ein durch die Reise der 
Erbstatthalterin nach dem Haag. Sie wurde an der Grenze der 
Provinz Holland, aus die sich die Bewegung konzentrierte, aus­
gehalten, nicht gerade ihrem Rang und ihrer Geburt entsprechend 
behandelt, und mußte sich am 28. Iunt nach Rijmwegen jurück-
begeben. 

Das war für Friedrich Wilhelm zu viel. Schon hatte sich 
in Berlin, von Bischosswerder, dem Vertrauten des Königs, und 
dem Fräulein von Voß, der derzeitigen Geliebten Friedrich Wil­
helms, ausgehend, eine englische Unterströmung bemerkbar gemacht. 
Run wollte auch der König handeln; doch keineswegs ohne Frank­
reich. Er forderte eine glänzende Genugtuung. Da nun aber 
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Frankreich die Genugtuungsfrage im Haag verzögerte, England 
dahingegen nunmehr mit Anträgen, ein gemeinschaftliches Vorgehen 
betreffend, herauskam, und überdies seine bisherigen Verhandlungen 
mit Frankreich offenherzig nach Berlin mitteilte, wurde der König 
immer mehr in das Fahrwasser Hertzbergs und feiner englischen 
Freunde gezogen. 

I n den Mainzer Fürstenbundskreifen verfolgte man die Er­
eignisse mit Unbehagen. Der Kursürst empfand keine Frende, weil 
feine Person hierdurch mehr in den Hintergrund trat. Karl August 
selbst war kein Freund Englands 4 3). Er versprach fich nichts von 
einer englisch-preußischen Allianz. Von Stein getrieben erschien er 
am 26. I u l i 1787 in Berlin 4 4). Hier mußte er einfehen, daß es 
unumgänglich nötig war, Hertzberg in die Ideen des Mainzer 
Kreises einzuweihen. I n der Folge bildete sich alsdann ein vertrau­
liches Verhältnis zwischen beiden heraus. Karl August wurde den 
englischen Plänen Hertzbergs näher gebracht. Inzwischen aber waren 
auch die holländisch-preußischen Angelegenheiten weiter gediehen. 
Das letzte Moment der Verzögerung sür Friedrich Wilhelm war 
gefallen: die Furcht vor .Österreich. Ioseph II. sah sich im Osten 
gebunden, da die Türkei Rußland den Krieg erklärt hatte, was bei 
seinen Beziehungen zu Rußland den Bündnis fall bedeutete. Da 
zudem die Entschuldigung der holländischen Stände zu spät und in 
ungenügender Form eintraf, begann der Feldzug am 13. September 
und war überraschend schnell am 10. Oktober mit der Einnahme 
Amsterdams beendet. — 

Der Erfolg war schlagend; der Ruhm der preußischen Waffen 
erneuert. Es war ein Sieg der Hertzbergfchen Politik. Indern aber 
Preußen von den Intentionen Karl Augusts, d.h. von der d e u t ­
sch e n Politik abgewichen war und sich auf die große e u r o ­
p ä i s c h e eingestellt hatte, w a r d a s U r t e i l ü b e r d e n 
F ü r s t e n b u n d g e s p r o c h e n . Der holländische Feldzug mit 
dem zwangsläufigen Anschluß an England ist die Grundlage feines 
Verfalls. Aus diefem Grunde konnte jener hier nicht übergangen 
werden, obfchon fich die Handlung abgefpielt hatte, als gäbe es in 
der Welt kein Kurfürstentum Hannover. 

« ) s. SudwaM, 6.67. 
**) s. Böthlingf, S .36fs . 

SHe.ei... .JaljrblKSj 1931. 3 
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ateichspolitik: Karl Augusts Pläne. — Kammergwichtssache. 
Karl August hatte sich, wie schon gesagt, bei seiner Anwesenheit 

in Berlin Ende 1787 davon überzeugt, daß Hertzberg keinesfalls 
von den Plänen, die in Mainz zn Tage gefördert wurden, aus­
geschlossen werden konnte. Er selbst hatte damals den König aus die 
Rotwendigkeit eines besseren Einvernehmens mit Hertzberg hin­
gewiesen. I a , der Herzog verschaffte diesem damit erneuten Einfluß, 
wenn nicht gar überhaupt erst d e n Einfluß, den der preußische 
Minister bislang entbehrt hatte. Vielleicht beruhte dieses Vorgehen 
Karl Augusts auf einer Anerkennung der bedeutenden politischen 
Fähigkeiten Hertzbergs und der Erkenntnis, daß ohne dessen Mit­
wirkung nichts Ersprießliches, weder für Preußen noch für den 
Bund, erblühen konnte. Der Herzog hat den Dualismus in Berlin 
beseitigt. Die Frage war nur, ob er feinen Ideen damit nicht etwas 
vergeben hatte. Das trat zwar nicht sofort in Erscheinung, aber 
doch bald genug. 

Hertzbergs große Denkfchrifl von 27. 8. 178 7 4 5 ) , in der ent­
scheidenden Stunde des holländischen Konfliktes dem König vor­
gelegt, hatte etwas Verführerisches an fich, wie der Verfasser über­
haupt ein Logiker und Theoretiker ersten Ranges war. I n der 
besagten Schrifl stellte er die Forderung aus Anschluß an England, 
Einbeziehung Hollands in das englisch-preußische Einvernehmen und 
die Verbindung beider Seemächte mit dem Fürstenbund4 6). Daran 
war theoretisch nichts auszusetzen. 

Rur in einem Punkt unterlief Hertzberg ein folgenschwerer 
psychologischer Irrtum: Er nahm an, England auf dem Kontinent 
einfeitig binden zu können. Das war nicht möglich, felbst nicht in 
Rücksicht aus Hannover. Hertzberg kannte die Mentalität Englands 
nicht oder beachtete sie zn wenig. Er gab sich einer Illusion hin, 
wenn er glaubte, unter Assistenz Englands östliche Eroberungen 
machen und dabei noch als Rückendeckung den Fürstenbund stabili­
sieren zu können. Einer solchen doppelten Schwächung Österreichs 
war das Londoner Kabinett nicht geneigt; das zeigte sich 2 Iahre 
später in Reichenbach. 

« ) s. Suctoaldt, S. 72. 
«•) f. ßu&oaldt, S. 73. 
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Immerhin schloß sich Karl August dieser Denkschrift weitgehend 
an, als er seinerseits mit einer solchen nach Beendigung des hollän­
dischen Feldzuges hervortrat 4 7). 

Indem er die Rotwendigkeit von Subsidientraktaten der See­
mächte mit den kleineren Bundesfürsten obenan stellte, indem er vor 
allem die alte Festung Mainz instand setzen wollte, kam er auf das 
künftige Bündnis England-Holland-Preußen. Holland sollte Sub-
fidientraktate mit den einzelnen Mitgliedern des Fürstenbundes ab­
schließen, und dieser auf solche Art der Tripleallianz angegliedert 
werden. 

Genau betrachtet war der Plan Karl Augusts eine Modifizie­
rung des Hertzbergifchen. Es fanden fich auch einige Stimmen, die 
wie Harris und der Statthalter Wilhelm V. dafür waren. Allein 
in Deutschland verfiel Karl Augusts Plan der Ablehnung. I n 
Berlin sürchtete man den Ehrgeiz des Kurfürsten von Mainz, der 
fich evtl. die Oberhauptmannfchafl des Bundes anmaßen wolle. Die 
Pläne des Herzogs, die übrigens anch noch dahin gingen, in Mainz 
einen Bundeskongreß abzuhalten, wurden in etwas verletzender Form 
beantwortet4 8). 

Sochfen verwarf fie völlig. Es wollte lediglich mit Hannover 
und Preußen beraten, alsdann Mainz einweihen und zuletzt — wenn 
überhaupt nötig — die Fürsten zu den Beratungen heranziehen49). 
Hannover schloß sich Sachsen an 5 0 ) . Der Reichstagsgefandte von 
Ompteda fprach davon, es müsse dem „patriotischen Eiser des 
Herzogs von Weimar die nötige Richtung gegeben werden; es seien 
die jetzigen Zeiten andere als die des Bernhard von Weimar" 5 1 ) . 

Bei solcher Stimmung war natürlich für die Hoffnungen Karl 
Augusts und feiner Mainzer Freunde kein Raum. Lediglich am 
Reichstag gelang etwas. — Der Reichstag, der unter dem Einfluß 
des österreichischen Direktorialgesandten von Bori6 Ende der siebzi­
ger Jahre sanft entschlummert war, hatte sich seit 1785 zu regen 

*') s. Böthlinak, S. 56 ff. 
« ) s. 5Ranke, Die 3Rächte . . . I, 6. 893/4. 
«•) 4.3.88. Sachfen an Hannover. O. Cal. 24, Sa. 322. 
M ) 21.3.88. §annonei an Sachsen. Äzpt. ebenda. Siehe auch 

JRanee, Die dächte . . . I, S.894. 
6 1 ) lÄegenshurfl, 28.4.88. Ompteda an 3Rtn. Chiffre. O. Cal. 11, 

C\ IT, 350. 
3* 
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begonnen5 2). Ende 1787 war man soweit, die Kammeigerichts-
angelegenheiten in Angriss nehmen zu können, und zwar die «Streit­
frage über die Besetzung der Senate 5 2). Die Einrichtung dieser 
Senate geht auf das Iahr 1500 zurück83), wo zuerst der Gedanke 
auflauchte, daß nicht sämtliche Richter und Beisitzer jedem Prozeß 
beizuwohnen brauchten. Mit der Zeit wurde das System aber 
komplizierter, und es kam zu Ungesetzmäßigkeiten. I m IaDre 1775 
war nun ein Reichsgutachten ergangen, nach welchem im Definitiv­
urteil nicht anders als im Beisein von 6 Beisitzern befunden werden 
foDte. 

Dieses Gutachten legte das Kammergericht dahin aus, daß zum 
Urteil überhaupt nie mehr als 6 Beisitzer zugelassen werden sollten. 
Darüber entstanden Meinungsverschiedenheiten. Das Reichs­
gutachten hatte außerdem vorgeschrieben, daß der Reichstag sich nach 
Mitteilungen der Visitationskommission beraten sollte. Da sich diese 
aber bereits im Iahre 1776 aufgelöst hatte — es war zwischen den 
beiden Religionsteilen zu Meinungsdifferenzen gekommen —, so 
entstand die Frage, ob der Reichstag ohne Visitationsberichte tagen 
oder zuvor die Visitation in Gang bringen sollte. I m letzteren Fall 
war es notwendig, die Zusammensetzung, Rechte und Pflichten der 
Kommission vorher festzulegen. 

Ende des Iahres 1787 trat nun der Mainzische Interims­
direktorialgesandte von Karg mit dem Antrag hervor, eine größere 
Sache im Reichstag vorznnchmen. Die weltlichen Kurhöfe empfah­
len daraufhin die genannte Senatsaffäre. Borte, der fein System, 
den Reichstag in Untätigkeit dahindämmern zu lassen, schwanken sah, 
erklärte sich samt Pfalz-Bayern und Salzburg dagegen, indem er 
behauptete, man könne die Iuftizfache nicht in einzelne Teile zerlegen. 
Die Sache kam jedoch in Gang, und im Iuni 1788 war man fo 
weit, einen Beschluß fassen zu können. Da ereignete sich das Eigen­
tümliche, daß Hannover im letzten Augenblick abschwenkte. Ompteda 
erhielt Anweisung, gegen die Konklusa zu votieren, und trotz aller 
Versuche, Hannover umstimmen, blieb es dabei 5 4). Für Hannover 

» ) s. .Kaufe, Die äRächte . . . I, S. 401 ff. 
M ) [• Pütter, Histor. (Enttmtflung bet beutschen Staatsoeifassuna, 

(Böttingen 1789. Band III, Seite 157. 
") f. «anfe, .Die .Wächte . . . I, S. 401 ff. — Regens&uiß, 8.6.88. 

©oerz an Dmpteda. Äzpt. Cal. 11, ©. n, 350. 
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erklärten sich Mecklenburg, Kassel, Osnabrück und Braunschweig; die 
hannoversche Klientel ward also bereits deutlich sichtbar. Das 
Konflusum wurde dann doch abgefaßt. — 

Wieberaustauchen bes bayrischen Xauschproiektes. 

Es war sonach mit der Einigkeit innerhalb des Bundes nicht 
gar so wohl bestellt; sie herrschte vor allem aber doch in einem 
Punkt: in der Ablehnung des odiösen Tanschprojektes. Es war 
im Lanse der Iahre hie und da gerüchtweise immer wieder auf­
getaucht. Ganz aus der Luft gegriffen waren diese Gerüchte wohl 
nicht. Die intrigante Persönlichkeit des kaiserlichen Gesandten am 
Münchener Hose, des Grafen Lehrbach, ließ sie bedenklich erscheinen. 
Lehrbach drang Ende 1785 bei Karl Theodor von Psalz-Bayern 
auf eine gemeinsame Proteftation mit Wien am Reichstag gegen 
die Einmischungen anderer Stände 6 5). Das schien dem Kurfürsten 
doch zu gewagt. Es kam zu nichts. Ein Iahr später, um die 
Jahreswende 1786/1787, lebten die Taufchgerüchte von neuem aus. 
Sei es, daß nach Friedrichs des Gr. Tode Ioseph II. glauben mochte, 
sein schärfster Gegner habe auch den Hauptwiderstand gegen den 
Tausch mit ins Grab genommen; oder sei es, daß es eben doch nur 
Gerüchte waren. Sie Uesen in Hannover von mehreren Seiten 
ein 6 8 ) . Es handelte sich angeblich um Versicherungen Karl Theodors 
in Wien sür den Fall seines Todes; auch Zweibrücken wollten beide 
einbeziehen. Ompteda, der zwar auch am Münchener Hose akkredi­
tiert war, aber durch seine Regensburger Pflichten von intensiver 
Tätigkeit daselbst abgehalten wurde, regte in Hannover an, die 
Union möge einen Gesandten in München halten 6 7). Das Ministe, 
rium griss diese Anregung auf und korrespondierte mit Berlin 
darüber. Der Erfolg war die Ernennung Gemmingens zum preußi-
schen Gesandten in München. Leider erwies er sich in der Folge 
als ungeeignet sür den schweren Posten. — 

Andere Gerüchte wußten dann im März 1787 zu erzählen, daß 
die Bildung einer Gegenassoziation im Werke sei. Als der geistige 
Vater dieser Bestrebungen wurde der dänische Gesandte von Wächter 

5 6 ) 7.11.85 und 10.11.85. Ompteda an ©eorg HI. Chiffre. O. 
dar. 11, (£. n, 339. 

5») 20.12.86. O. Ompteda an ©eorg III — Heilbronn, 9. 12.86. 
Chi ff. O. Änehel an ©eorg m. (£01.24, Ba.46. 

") 4.1.87. Ompteda an ©eorg m. (Ehiff. O. Ual. 11, ©. II, 344. 
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in Stuttgart genannt 5 8); er sollte mit dem Bischof von Speyer 
daran arbeiten, die geistlichen und verschiedene weltliche Fürsten 
unter einen Hut zu bringen. Es war die Rede von Württemberg, 
Pfalz-Bayern, Trier, Köln, Oldenburg u.a. Auch Hessen-Kassel 
wollte man angeblich mit Schaumburg locken. Indessen dürsten diese 
Gerüchte wohl gänzlich aus der Lust gegriffen fein. 

All dieses Gerede wurde von Hannover jedoch mit Interesse ver­
folgt und pünktlich an Georg berichtet. Den Tauschgerüchten gegen­
über war der König nicht ohne Bedenken. Er mißtraute dem fron-
zösischen Einfluß in Zweibrücken, und angesichts des zunehmenden 
Einflusses Marie Antoinettes aus die Regierungsgeschäfte in Paris 
war immerhin ein Stellungswechfel Frankreichs nicht unmöglich. 
Paris hatte anfangs das Taufchprojekt zu fördern gesucht, dann aber 
dasselbe abgelehnt; einmal um Preußen nicht vor den Kopf zu 
stoßen, zum anderen weil fich mit seiner Realisierung östeneich dem 
französischen Zugriff entzogen hätte. 9lun aber waren in der 
honändischen Revolution England und Preußen zum Rachteil 
Frankreichs Hand in Hand gegangen, was mit jenen Gerüchten über 
französische Umtriebe in Zweibrücken zusammentraf59). Eine Ver­
bindung beider Angelegenheiten ist also nicht ganz von der Hand zu 
weisen. Immerhin aber hatte der französische Gesandte in London 
gegen den Außenminister Eamarthen erklärt, Frankreich fei mit der 
Union fehr zufrieden60). — 

Die Taufchgerüchte tauchten dann fpäter 1792 noch einige Male 
auf, besonderes gelegentlich der Annäherung Preußens an öfter­
reich6 1). Sie waren insosern von großer Wahrscheinlichkeit gestützt, 
als die gemeinsame Aktion Preußen-Österreichs gegen das revolu­
tionäre Frankreich kaum ohne vorheriges Einvernehmen über 
eventuelle beiderseitige Gebietserweiterungen vor sich gehen konnte. 

«) 26.3.87. Dmpieda an ffiearflül. Chiff. D. Zal.ll, I D , 344. 
— 18.6.87. Änebcl cm Georg HL Chiss. D. P. S. Cal. 24, Ba. 46. 

"•) s. G. ffirusjecm, La politique Rhenane de Vergennes. ^oris 1925. 
— 23.11.87. 3Rin. an Georg in. Äonzept. Cal. 11, C.1, 1041. — 
21.12.87. Steinberg cm Georg m. P. S. Chiffre. Cal. 11, C\ I, 1041. 
— 11.1.88. ©eorg <m 3Rin. Chiff. D. Cal. 11, C\ 1,1041. — 25.1.88. 
SRin. an Georg EU. Konzept. Cal. 11, G\ I, 1041. 

«°) 12.2.88. Georg ÜL an 3Win. D. P. S. Cal. 11, C\ I, 1041. 
") 25.7.92. SWühl an Georg ÜL Ausz. Cal. 11, C.I, 1041. — 

28 7.92. SRühl an Georg HL Ausz. Cal. 11, G. I, 1041. — 20.8. 92. 
Dmpteba an Georg in. Ausz. Cal. 11, C. I, 1041. 
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Die starken polnischen Interessen Preußens legten die Vermutung 
nahe, daß man zugunsten dieser in westliche Kompensationen für 
Österreich gewilligt hatte. Da lag dann allerdings die Möglichkeit 
eines bayrisch-belgischen Tausches einigermaßen nahe. Besonders 
alarmierend war ein Bericht Lenthes aus Berlin, worin es hieß, 
man sei in Berlin so begierig aus das neuerliche Tauschprojekt ein-
gegangen, daß selbst Wien zurückgeschreckt sei 6 2 ). 

I n Hannover wurde man unsicher und schloß sich eng an 
Sachsen an, von dem man wußte, daß es gegen derartige Plane 
war 6 3 ) . Der neue hannoversche Gesandte in Dresden, Kriegsrat 
von Bremer, erhielt die Instruktion, genaues Vertrauen mit Sachsen, 
besonders in dieser Sache, zu pflegen64). Georg aber dachte daran, 
wie im Iahre 1784 und 1785, seine Sukzessionsansprüche aus Bayern 
ausdrücklich zu betonen85). I m übrigen ging das Tauschprojekt in 
den Revolutionskriegen unter. — 

Mit der Darstellung der weiteren Schicksale des Iosephinischen 
Tauschplanes haben wir den Geschehnissen vorgegrissen; doch war 
dies nötig, um im Voraus die gänzlich veränderte politische 
Situation des Iahres 1792 gegenüber der von 1787/88 klarzustellen. 
Preußen hatte sich vom Bunde getrennt. Über diese Trennung und 
damit über das Schicksal des Bundes entschied das Iahr 1788. 
Preußens Politik lenkte unter Hertzbergs Regie in die Bahnen der 
europaischen ein. Karl Augusts Bestrebungen versandeten, und in 
dem entstehenden Wirrsal kristallisierten die Sonderbestrebungen 
Hannovers heraus. 

Der Anflakt dazu war das Abschwenken Hannovers bei der 
Deliberation über die Senatsassäre. Eine Absicht war indessen wohl 
von vornherein vorhanden gewesen66). 

Wir haben gesehen, daß Hannover den Bemühungen der 
Mainzer Kreise um größte Aktivität des Bundes durchaus abgeneigt 
gegenüber stand. Eine Veränderung des bestehenden Systems lag 
nicht in den Absichten der hannoverschen Politik. Zu w e l c h e n 

•>) 14.8.92. Lenthe an amn. 
6 3 ) 10.8.92. Win. an ©eorg ffl. Äzpt. Cal. 11, ©. I, 1041. — 

19.8.92. Hardenberg an ©eorg III. — 22.8.92. Hardenberg an 
©eorg ITI. 

•*) äBetjmouth, 21, 9.92. ©eorgs m. Snstruftionen für Bremer. 
Äonsept. 

* 5) s. ©oedecke, Hannooers Anteil . . . 
*») f. Sßeigel, 6.99. 
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Dingen es den Bund benutzen wollte, zeigte sich im Verlauf Der 
nächsten Iahre. Die Stärkung seines bisher noch unvollkommen 
vorhandenen Klientelsystems — dies war das Ziel Hannovers — 
war indessen nur möglich, wenn es Hannover gelang, seine Autori­
tät im Bunde wie im Reiche zu erhöhen. Dies trat in der Tat ein, 
und zwar infolge eines Momentes der europäischen Politik, welches 
hinwiederum aus der Kriegsverbrnderung England-Preußen ge­
legentlich der holländischen Frage entstand. 

$ie -Jripleaflianz von 1788 und der Fürstenbund. 

Räch manchem Hin und Wider war ein Werk zur Reife ge­
diehen, das — eben eine Folge jenes Zusammengehens in Holland 
— im Programm der Hertzberg'schen Politik stand. Am 13. Iun i 
1788 wurde in L o o die A l l i a n z zwischen P r e u ß e n und 
E n g l a n d geschlossen, in welche später auch Holland einbezogen 
wurde. Wir können hier aus die Verhandlungen, und ans den 
Eharakter dieses Bündnisses nicht eingehen. Rotwendig ist nur die 
wiederholte Feststellung, daß daraus die weiteren Pläne Hertzbergs 
ausgebaut waren. Pläne, die eben das Interesse des Fürstenbundes 
nicht mehr vertraten, obschon Hertzberg in seiner Denkschrist vom 
27. August 1787 — entweder irrtümlich oder wider sein besseres 
Wissen — das Gegenteil behauptete. Preußens europäische Stellung 
hob sich allerdings zunächst außerordentlich87); Polen, Schweden 
und die Schweiz schlössen sich ihm an. Darüber kamen natürlich die 
Reichsangelegenheiten in Vergessenheit. Hertzbergs deuesche Politik 
geriet von einer Konsusion in die andere. Preußens Kredit im 
Reiche sank, während der Hannovers entsprechend stieg. Weit ge­
fehlt, hieraus etwa schließen zu wollen, daß die Kreise um Karl 
August sich nun Hannover genähert hätten! Die redlichen Bemühun­
gen des Herzogs, ans dem Richts des Reiches ein Etwas zu machen, 
waren ja wesentlich mit an Hannover gescheitert. Es blieb also 
einzig die von den Gründern zum Leitmotiv des Bundes gewählte 
„Ausrechterhaltung der Reichskonstitution' übrig. Hierin stimmten 
mit Hannover auch Sachsen und sast alle übrigen Bundesmitglieder 
Überein. 

Wie gesagt, die Anteilnahme Preußens an den holländischen 
Wirren entschied über den Fürstenbund. Ihre Folge, das Bündnis 

8 7 ) s. .Äanke, Die «Wächte . . . n, S. 71. 
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von Loo, unterstrich dies. Außerdem aber entschied es auch noch 
über etwas anderes: über die Vormachtstellung Preußens im Bunde. 
Denn — abgesehen davon, daß durch das schwindende Interesse 
Preußens am Bunde selbst, Hannover, wie schon bemerkt wurde, 
Gelegenheit erhielt, in ihm eine größere Rolle zu spielen, brachte 
Loo noch etwas anderes: eine i n n e r e Krästeverschiebung im 
Dualismus Preußen-Hannover. Wir dürfen nicht in den Fehler 
verfallen, v o r Loo die Mitgliedschaft Hannovers im Bunde als 
e n g l i s c h - hannoversche zu betrachten. Sie wurde das erst — oder 
doch erst vollgewichtig — in dem Augenblick, da England auf der 
stabilen Grundlage feiner holländischen Eroberung — fie war es! — 
dem Souverän in Potsdam die Hand zum Bunde reichte. 

Unter Beobachtung großer Vorsicht kann man daher das Bünd­
nis von Loo als das entscheidende psychologische Moment in der 
Politik dieser Iahre ansehen. Von ihm ab wurde nämlich das 
qualitative Kräfleverhältuis im Fürstenbunde nach dem der Triple-
aöianz orientiert6 8). 

Hertzberg übersah dies, weil ihm die Fähigkeiten des p r a k ­
t i s c h e n Politikers abgingen. Er vermochte weder, sich in die 
Mentalität seiner Mit- und Gegenspieler hinein zu versetzen, noch 
erkannte er den psychologischen Augenblick im Verlauf politischer 
Handlungen. Verlockt durch das glänzende Trugbild einer Vor­
machtstellung Preußens im östlichen Europa, vernachlässigte er 
Preußens wichtige Interessen im Westen und im Reiche und übersah 
mit nahezu pedantischer Hartnäckigkeit, daß seine Pläne auf falschen 
Voraussetzungen standen. Als er das Versäumte spater gelegentlich 
der belgischen und Lütticher Unruhen nachholen wollte, war es zu 
spät: das englisch-hannoversche Gegengewicht war zu stark geworden. 
I n seiner bekannten Denkschrifl plante Hertzberg, dem Fürstenbund 
durch das Zusammengehen mit England Rückgrat zu geben; damit 
entging ihm das psychologische Moment, welches dadurch entstand, 
daß er wechselseitig Hannover und England, eins durch das andere, 
stärkte. 

Wenn zu dieser Schwäche Hertzbergs nun auch noch die hin und 
wieder voreilig getroffenen eigenen Entschließungen Friedrich Wil­
helms II. hinzukamen, so konnte nicht ausbleiben, daß eine Unstetigkeit 
in der preußischen Politik einriß, die im Reiche wohl verspürt wurde. 

M ) s. Ranke, Die dächte . . . n, 6.219. 
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Sie wurde ein weiterer natürlicher Grnnd dasür, daß man mehr 
Hannover zuneigte, wodurch wieder dessen gleichfalls natürliches 
Bestreben nach einer kleinstaatlichen Klientel gefördert wurde. 

I n dieser Richtung bewegten sich die Ereignisse der folgenden 
Iahre. — 

IV. 

Zunehmender Einfluß Hannovers im Bunde 1788—1790. 
Projekt einer römischen Königswahl. — Separat-Konvention 
zwischen Mainz, Preußen und Hannover; Bizrkanzlerträume Dal­
bergs. — Regentschafl des Prinzen von Wales und Iosephs II. 
Anstände. — Vikariatsgerechtsame am Reichstag im Interregnum. 
— 9cuntiaturstreit. — Fortsetzung der Verhandlungen über die 

Vikariatsgerechtsame. 

Projekt einer romischen Königswahl. 
Mit den Hoffnungen des Kurfürsten von Mainz, seine Residenz 

als den Mittelpunkt künfliger Reichspolitik zu sehen, war es nach 
Ablehnung der Pläne Karl Augusts durch Hannover und Sachsen 
vorbei. Richtsdestoweniger war Mainz' Bedeutung sür den gelocker­
ten Bund eine große. I a , man dars sagen: eine so große, daß ohne 
seine Mitgliedschafl der ganze Bund ein Luflgebilde gewesen wäre. 
Dem verschloß man sich weder in Hannover noch in Berlin. Rur 
in Sachsen hielt man nichts vom Kurfürsten und seiner Rützlichkeit 
für den Bund. 

Mainz' Zugehörigkeit zum Bunde war, traktatenmäßig betrach­
tet, eigentlich wenig fundiert. Sie beschränkte sich aus den Haupt­
traktat und den ersten geheimen Artikel über die Verhinderung des 
bayrischen Tausches. Man hatte von der Diskretion des Kurfürsten 
keine sehr hohe Meinung gehabt, am wenigsten in Sachsen und 
Hannover, und hatte ihm aus diesem Grunde die kurfürstlichen 
Separat- und den geheimsten Artikel mit ihrer Spitze gegen Österreich 
nicht mitgeteilt. Dabei hatte man allerdings übersehen, daß die 
Zugehörigkeit von Mainz gerade dann von ausnehmender Bedeu­
tung werden mußte, wenn der Kaifer starb, und das Kurkollegium 
zur Wahl schritt; also gerade dann, wenn der erste Separatartikel, 
dem Mainz nicht beigetreten war, sich auswirken sollte. So entstand 
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eine peinliche Situation, als im Herbst 1788 durch den Reichshof-
ratspräsidenten von Hagen in Mainz Anträge Iofephs betreffs 
einer römischen Königswahl noch zu Lebzeiten des Kaifers gestellt 
wurden1). Solches meldete der Kurfürst nach Berlin und verband 
damit die Anregung, über eine eventuelle Wahl ein Abkommen mit 
den Verbündeten zu treffen. Das rief in Berlin und Hannover 
Genugtuung und Verlegenheit zugleich hervor. 

Friedrich Wilhelm erklärte fich zu einem solchen Abkommen 
bereit und eröffnete — voreilig wie immer — dem Kurfürsten die 
Eriftenz des 1. Separotartilels 2). Darob Mißsaßen bei Mainz und 
Verlangen, gleichfalls in die kurfürstliche Spezialverbindung auf» 
genommen zu werden; denn der Kurfürst dachte Großes von feinem 
Patriotismus. 

Man war in Berlin und Hannover einer derzeitigen römischen 
Königswahl gänzlich abgeneigt. Erstens wollte man die Königs­
würde nicht nahezu erblich für Habsburg machen und fich außerdem 
erst über die Monita zur Wahlkapitulation untereinander benehmen. 
Beide waren daher nicht abgeneigt, Mainz in diefer Richtung an 
die Union zu binden. 

Separatkonvention zwischen Mainz, Preufjen und Hannover; 
Vizekanzlerträume Dalbergs. 

Diefes konnte auf zweierlei Art geschehen. Entweder ließ man 
den Kurfürsten einfach den bestehenden Separatariikeln — fo weit 
sie die Wahl betrafen — beitreten, oder man schloß mit ihm die 
von ihm angeregte Separatkonvention. Hannover schlug in feinem 
Mißtrauen gegen die geistlichen Herren das letztere vor. Es konnte 
alsdann den dritten Separatartikel, die 9. Kur betreffend, umgehen 
und Mainz verheimlichen. I m Intereffe der heffifchen Freundfchast 
mußte dies in Hannover allerdings wünschenswert erscheinen; zudem 
schien auch die Form einer Separatkonvention für Mainz gefälliger. 

Man arbeitete alfo in Hannover den Entwurf zu einer solchen 
aus 3 ) . Berlin schloß fich ihm an, Sachfen trotz feines guten Ein­
vernehmens mit Hannover aber nicht4). Diefe Weigerung Sachfens 

*) s. Cal. 11, <£. I, 1067. 
2 ) Potsdam, den 20.10.88. ÄöniflI. Reskript an Stein. Abschrift. 

Ual. 24, SDTainz 160. 
3 ) 19.10.88. fflTin. an Sachsen. Äzpt. Hai. 24, Sa. 326. 
4 ) 9.12.88. Sachsen an Hannooer. D. ebenda. 
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machte nun erst recht den Zwiespalt zwischen ihm und Mainz offenbar 
und trug sein gut Teil zur Schwächung des Bundes bei. Es war 
weniger die Auffassung, daß Mainz in Berlin eine Fälschung der 
Tatsachen vorgenommen haben sollte, was Sachsen von der Kon­
vention abhielt, als die Furcht, sich in Wien zu kompromittieren. 
Man glaubte in Sachsen, Ioseph II. würde, da nun schon einmal 
der Antrag in Mainz geschehen war, eine neue Verbindung zur 
Verhinderung der Königswahl als Obstruktion auffassen. Das ging 
wider das sächsische 9?eutralitätssystem. 

Wie nun auch immer die Weigerung Sachsens abgefaßt war, 
und obfchon es fich zur Beratung über die Kapitulationsmonita mit 
Mainz bereit erklärt hatte, der Kurfürst von Mainz nahm sie übel; 
gehörig übel. Man verleumdete sich in Zukunft gegenseitig nach 
bestem Können und Bermögen. 

Der hannoversche Entwurf zur Separatkonvention enthielt im 
Grunde nicht mehr als die betreffenden Separat-Artikel des Fürsten­
bundes. Rur im Artikel 2 war die Bindung stärker, indem es dort 
hieß, daß beide Stimmen, also Mainz-Hannover und Mainz-
Preußen, hinfichtlich der Fragen an? und quomodo? auf dem 
Wahlkonvent »wie eine" gelten follten. Hertzberg fand das zu stark, 
mußte fich aber dann mit dem Geschehenen abfinden; denn am 
24. Dezember 1788 war die Konvention — dank der Arbeit Steins 
unerwartet schnell — abgeschlossen worden. Sachsen hatte nach 
Kräften, aber vergebens, intriguiert. 

Es war nun u.a. im Artikel 5 der Konvention abgemacht 
worden, daß Mainz den Koadjutor von Dalberg, Hannover aber 
Sachsen zum Beitritt bewegen sollte. Daraus wurde bei beiden 
nichts. 

Der Kurfürst von Mainz hatte Bedenken, Dalberg einzuweihen; 
denn dessen Hoffnungen auf das Vizekanzleramt waren vom Kur­
fürsten unberücksichtigt gelassen. Diese Wünsche Dalberg« hatten 
ihren Grund in einer Intrigue Iosephs IL, die darauf hinauslief, 
Mainz samt Dalberg von der Union abzusprengen. Ende August 
1788 war der Mainzer Resident in Wien, von Helm, nach Mainz 
gekommen und hatte neben vielen Versprechungen in der Runtiatur-
sache den Wunsch des Kaisers, nach dem zu erwartenden Tobe 
Eolloredos Dalberg zum Vizekanzler zu ernennen, geäußert5). Der 

•>) 1. 9. 88. Steina, an ©eoram. Chiss. Ausz. Cal. 11. <£. 1,1058. 
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Kurfürst war darüber nicht erfreut; auch Dalberg, fo berichtete 
wenigstens Steinberg, dachte an nichts derartiges. Das hannover­
sche Ministerium lehnte den kaiserlichen Wunsch scharf ab; es er­
kannte die Intrigue 6). Georg III. meinte, man müfse immerhin aus 
Mainz acht geben7). 

I m Laufe der Zeit erwärmte sich jedoch Dalberg sür diesen 
Plan Iosephs 8 ). Sein menschenfreundlicher Sinn ersah in dem 
Kanzlerposten die Möglichkeit, das Reich zu beglücken. Mit vielen 
schönen Worten suchte er im Dezember 1788 beim Kursürsten selbst 
darum nach 9), da Eolloredo Ansang November gestorben war. Der 
Kursürst lehnte den Wunsch ab, mit der Entschuldigung, er habe 
Eolloredos ältestem Sohn das Versprechen der Rachfolge gegeben. 
Dieser wurde dann auch ernannt. 

Dalberg aber war verstimmt, und der Kursürst zog es vor, mit 
der Separatkonvention im Hintergrund zu bleiben. — 

Regenrschaft des Prinzen von Wales unb Iofephs II. Anstände. 

.Die Einladung an Sachsen, der Wahlkonvention beizutreten, 
konnte Hannover erst ein halbes Iahr später ergehen lassen, da ein 
Zwischenfall höherer Gewalt die Ratifikation durch Georg verhindert 
hatte. Der König war plötzlich in Wahnsinn verfallen. 

Darüber entstand ein neuer ZwischenfaE mit dem Kaifer. 
Ioseph sah sich nämlich dazu veranlaßt, die Administration des 
immerhin 27 jährigen Prinzen von Wales für Hannover zu beanstan­
den. Dieses gänzlich aussichtslose Unterfangen kann allenfalls den 
einen Zweck gehabt haben: festzustellen, wie weit der Fürstenbund 
noch zusammenhielt; denn an dem Grad der Ablehnung ließ sich dies 
theoretisch wohl abmessen. Ob allerdings der Wert dieser Feststellung 
die tiesgehende Verstimmung, welche die Art und Weise Iosephs 
in Hannover und nachher bei Georg selbst hervorrufen mußte, auf­
wog, darüber scheint sich Joseph II. selbst nicht recht klar gewesen 
zu sein. 

Genug, der kaiserliche Gesandte in Mainz, Freiherr von 
Schlick, wurde Anfang Februar 1789 deswegen in Mainz vor-

•) 11.9.88. 9Win. an Steinberg. Konzept. — 12.9.88. 3Rin. an 
©eorg III, ebenda. 

7 ) 26.10.88. St. 3ames. ©eorg m. an SRin. D. P. S., ebenda. 
8 ) 19.9.88. Steinberg an ©eorg III. Chiff. Ausz. ebenda. 
•) 12.12.88. Steinb. an Georg ffl. G-hiff. Ausz. (Tal. 11, ©. 1,1053. 
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stellig und verlangte, der Mainzer Direktorialis in Regensburg möge 
angewiesen werden, keine Äußerungen Omptedas mehr ad notam 
zu nehmen10). Er bezog sich dabei ans folgendes: Seinerzeit war 
von König Georg II. an Kaifer Karl VII. die Bitte gerichtet worden, 
nach seinem Tode seinem minderjährigen Enkel, Georg III., die 
venia aetatis zu erteilen; das war geschehen. Dies machte Ioseph 
jetzt geltend 1 1); denn er war sich, wie Schlick gegen Stein äußerte, 
über sein gutes Recht völlig klar, nur nicht über die Art, wie er es 
anwenden sollte. Der Kurfürst von Mainz ließ fich die Darlegungen 
Schlicks fchrifllich geben und lehnte alsdann ab, solche Weifuugen 
an feinen Direktorialgesandten zu geben. Wenige Tage darauf 
übergab der Kurfürst an Schlick seine Äußerungen während der 
Unterredung, in eine Verbalnote grkleidet, als vorläufige Ant­
wort 1 2 ) . Es verrann eine geraume Zeit, bis der Mainzer Minister 
Deel fein umständliches Gutachten13) abgab. Es lief darauf hinaus, 
der Prinz von Wales müsse Kaiser und Reich Rachricht von der 
Übernahme der Verwesung geben. Das Gutachten wurde auch 
Steinberg mitgeteilt. Am 23. Februar übergab Schlick eine Antwort­
note 1 4), worin er die Politik des Kaisers rechtsertigte und zu dem 
überraschenden Schluß kam: I n England und Irland sei die 
Regierung des Prinzen von Wales einer Kritik unterworfen; warum 
alfo nicht auch in Deutschland? Das war ein etwas ironischer 
Seitenhieb auf die konstitutionelle Verfassung Englands, die dem 
von seinen königlichen Rechten schr überzeugten Georg III. arg 
zuwider sein mußte, so sie ihm zu Öhren kam. 

Mainz lehnte solchen Standpunkt rundweg ab und riet dem 
Kaiser, die Finger überhaupt von der Sache zu lassen 1 6). 

Inzwischen hatte das hannoversche Ministerium in heller Auf­
regung seine SWte an alle verbündeten Höfe mitgeteilt. Alsbald 
liefen auch von allen Seiten Antworten in Hannover ein, die das 
Vorgehen Iosephs mißbilligten. Berlin, eine Kursänderung der 
Wighs durch den Prinzen von Wales befürchtend, protestierte16) 

1 0 ) 5.2.89. Steinberff cm Wlln. D. Stafette. Cal. 24. SKainz 158. 
") Bericht Steinbergs über Schlicks -Unterredung mit dem Äur-

surften oon SJCainz vom 4.2.89. dal. 24, «Utainz 158. 
") 13.2.89. Steinberg D. (Schiff., ebenda. 
") bei Bericht Steinbergs oom 20.2.89, ebenda. 
") 23.2.89. Äopie ebenda. 
") 27.2.89. Äopie der Perbalnote SDlainz. 3Ktn. an Schlick, ebenba. 
") f. Flanke: Die SKächte . . . n, Seite 79. 
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sehr lebhaft gegen Iosephs Projekte. Wenig später aber lief in 
Hannover die erfreuliche Rachricht ein, daß Georg genesen fei. 
Damit entfiel der Anstand; aber die Verstimmung war nicht gering. 
Georg bedankte sich persönlich bei Friedrich Wilhelm. So endete 
diese seltsame Episode, die ein bezeichnendes Licht auf Iofephs II. 
zeitweilig fehr unüberlegte Initiativen wirst. — Sollte daran die 
Festigkeit des Bundes geprüst werden, so mußte der Kaiser zugeben, 
daß dieser die Probe allerdings gar wohl bestanden hatte. — 

Rach Georgs Genesung tras auch die bisher unerledigte Ratifi­
kation der Separatkonvention in Hannover ein. Das Ministerium 
machte sie in Dresden bekannt und trug zugleich — Mitte Mai 
1789 — aus einen Beitritt Sachsens an 1 7 ) . Obschon nun Sachsen 
mit dem Abschluß der Konvention ohne sein Befragen nicht zufrieden 
gewefen war — es erwartete wohl von der Freundschast Hannovers 
etwas weitgehendere Offenherzigkeit —, war man doch in Dresden 
anderen Sinnes geworden. Zwar, es zeigte feine Mißstimmung 
über das einseitige Vorgehen Hannovers; es lehnte auch den Beitritt 
zur Separatkonvention ab; aber es war geneigt, der Akzession Mainz' 
zu den geheimen Separatartikeln nichts mehr in den Weg zu legen1 8). 
Eben das, was man vorher nicht gewollt hatte. Run aber lehnte 
Mainz a b 1 9 ) , und trotz verstärkten Druckes von Berlin wie von 
Hannover aus blieb es bei der Separatkonvention20). 

Merkwürdig war an der ganzen Sache das plötzliche Entgegen­
kommen Sachsens. Man konnte nicht ost bemerken, daß es von 
einmal gefaßten Entschlüssen abgebracht wurde. — I n diesem Fall 
trug zur Umstellung eine reichsrechtliche Frage bei, die Sachsen in 
erster Linie berührte. Es war die Frage, ob der Reichstag im Falle 
eines künstigen Interregnums unter vikarieller Autorität seine 
Tätigkeit sortsetzen sollte. 

Bikariatsgerechtsame am Reichstag im Interregnum. 
V o r v e r h a n d l u n g e n . 

Bei dem schlechten Gesundheitszustand Iosephs II. war mit 
einem plötzlich eintretenden Zwischenreich zu rechnen. I n diesem 

") 16.5.89. Hannouer an Sachsen. Kzpt. Cal. 24, Sa. 326. 
1 8 ) 10.6.89. Sachsen an Hannocer. O. ebenda. 
") 21.7.89. Rote CSrthal an Stein. Kopie. Cal. 24,2Kainz 160. 
*0 20.8.89. Rote Steinberg an Crthal. Kopie ebenda. 

10.9.89. Rote (Erthal an Steinberg. Original ebenda. 
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Zusammenhange tauchte nun die Frage aus, wie es alsdann mit der 
Fortsetzung des Reichstags gehalten werden sollte. Damit war ein 
reichsrechtliches Thema angeschnitten, welches, wie viele andere, noch 
der völligen Klärung harrte 2 1). 

Die Wahlkapitulation von 1742 hatte verordnet, daß den 
Bikarien das Recht zustehe, Reichstage abzuhalten oder schon be-
stchende fortzusetzen. Der betreffende Passus in § 9 Art. 13 der 
Wahlkapitulation lautete: 

„Und da nach Absterben eines Kaisers, oder in dessen Minder-
jährigkeit, und langwierigen Abwesenheit außer Reichs, den Reichs­
vikariis die Ausschreib- und Haltung eines Reichstags, oder, da 
dergleichen schon vorhanden, die Kontinuierung desselben, statt eines 
römischen Kaisers, allerdings zukommt: so sollen dieselben solchen­
falls mit Ansetzung eines neuen Reichstags nach obiger Borschrist 
sich gleichfalls zu achten schuldig, die stehende Eomitia aber zu 
kontinuieren befugt seyn, und beide Arten anders nicht, als unter 
der Bikarien Autorität, gehalten und fortgefetzt werden." 

Es war nun z. Zt. der Fall, daß der brstehende Reichstag fort­
zusetzen war. — 

Dirse Verordnung der Wahlkapitulation bestand; weiter aber 
war man auch nicht grkommen, denn die Fürsten hatten fich gegen 
sse verwahrt, weil fie darin nicht die Bestätigung eines a l t e n , 
sondern die Einführung eines n e u e n Gesetzes erblickten, wozu das 
Kurkollegium nicht ermächtigt war. Das Interregnum des Iahres 
1745 war vorübergegangen, ohne daß die Frage akut wurde, denn 
die Bikarien waren unter sich selbst nicht einig gewesen. Pfalz und 
Bayern stritten damals um das rheinische Bikariat. Dieser Streit 
wurde durch den V i k a r i a t s g r e n z v e r g l e i c h im Iahre 
1750 entschieden. Rach dem Tode Franz I. fand aber kein Inter­
regnum statt, weil 1764 Ioseph II. bereits zum römischen König 
gewählt worden war. I n der bei dieser Wahl sestgelegten Kapitula­
tion war nun sowohl der alte § 9 Art. 13 erueut bestätigt worden,' 
als auch ein neuer § 19 Art. 3 ausgenommen. Dirser ordnete an, 
daß der Grenzvergleich von 1750 dem Reichstag zur Genehmigung 
vorzulegen sei. Das war indessen nicht geschehen. 

So bestand für die Vikariatshöfe die Hoffnung, daß in einem 
künftigen Interregnum die Vikare ihre Autorität ausüben konnten. 

«) s. Flitter: Histor. «ntroicfluttg . . . Band in , Seite 20—22. 
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sosern sich beide einig waren. Denn abgeschen von dem Grenz-
vergleich waren auch die Streitigkeiten zwischen Pfalz und Bayern 
wegen Ausübung des rheinischen Vikariatsrechts sowieso entfallen, 
da Karl Theodor beide Kurwürden in seiner Person vereinigte. Mit 
Sachsen stand einer Einigung nichts im Wege. Beide hatten daher 
seit April 1789 anläßlich der Gerüchte über Iosephs schlechte Ge­
sundheit angesangen, Beratungen über diese Materie zu pflegen und 
ihre Ansprüche zu etablieren22). 

Hierbei stieß man ans das „Für" Preußens und das „Wider" 
von Mainz 2 3 ) . Letzteres mißtraute vor allem Karl Theodor von 
Bayern 2 4). Weiterhin aber war man in Mainz auch wegen Sachsens 
Haltung in der Frage der Separatkonvention empört. Mainz wider­
setzte sich also mit aller Schärse einer „Bevormundung des Reichs­
tags durch die Vikarien" 2 6). Hertzberg und der preußische Reichst-
tagsgesandte Gras Goerz erklärten dagegen — im Widersprach mit 
Stein — die Ansprüche derselben sfir begründet2 8). 

Hannover als der vierte verbündete Kurfürst hatte sonach Ge­
legenheit zu vermitteln, d.h. sich entweder Sachsen verbindlich zu 
bezeigen oder Zutrauen und Freundschafl derer zu erwerben, die 
an der Gerechtsame der Vikarien keine Freude hatten. Dies waren 
anßer Mainz eben noch die weltlichen altfürstlichen Hänser. 

Hannover entschied sich sür eine vermittelnde Haltung, die 
stark nach Mainz hinüberneigte. Der Grnnd dasür war erstens der, 
daß Hannover seine fürstliche Klientel nicht verlieren wollte; zwei­
tens aber war — vielleicht ans Anlaß des „assoziationsmäßigen 
Verhaltens" des Kursürsten von Mainz bei dem Königswahl­
projekt — eine Reignng zu Mainz entstanden, die vordem eigentlich 
nicht vorhanden war. Welche Gründe Hannover noch dazu treiben 
mochten, ist schwer erkennbar. Es mag jedoch die Überlegung Raum 
gewinnen, ob nicht etwa Hannover, in Ansehung der kritischen Lage 
Sachsens zwischen zwei versandeten Großmächten, es geraten fand, 
das, was ihm ein politisch an allen Ecken und Enden gehemmtes 

") 28.4.89. Lenthe an <5eotß m . 3tusj. Cal. 11, <£.I, 1062. 
4 .5 .89 . Ompteda an ©eorglll. Stusz. Cal. 11, (£. 1,1062. 

") 27.5.89. Steindetg an ffieotg in. D. mit Gutachten von .Deel. 
Cal. 24, SRainz 157. 

1. Flanke, DU »lachte . . . II, Seite 221. 
") 6.6.89. Flöte (Erthal an Steinberg. 0 . ebenda. 
M ) s. Hanfe, Die »lachte . . . n, Seite 222/23. 
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Sachfen nicht bieten konnte, — etwa die Unterstützung bei der Wahl« 
kapitnlation etc. —, bei dem Kursfirsten von Mainz zu suchen. Als 
man im Iahre 1790 zur Kaiserwahl schritt, hoffle jedenfalls — wie 
stch fpäter zeigen wird — das Ministerium aus eine krästige Unter­
stützung von feiten Mainz'. — 

Preußen war wegen seiner europäischen Politik — die Lage 
zwischen .Österreich und Preußen spitzte sich erheblich zu 2 7) — zu 
Rücksichten aus Sachsen gezwungen. — 

I m hannoverschen Ministerium hatte man die Lage der Dinge 
inzwischen erwogen28) und als den Stein des Anstoßes ganz richtig 
das bedingungslose Eintreten der Vikarien in bisher nicht ausgeübte 
Rechte erkannt. Daher stützte man den Vermittlungsvorschlag aus 
den Unterschied zwischen kaiserlicher und vikarieller Autorität. Man 
schob die zeremonielle Frage in den Vordergrund, um, wie sich 
bald zeigte, das völlige Inkrafttreten der Wahlkapitulation zu 
sabotieren. Die Ausarbeitung des Gutachtens war überaus ge­
schmeidig und geschickt. 

Von dem genannten Moment der zeremoniellen Frage aus­
gehend, bestätigte der hannoversche Vorschlag zwar die Rechte der 
Vikarien hinsichtlich der Frage an? ; die Art und Weise — das 
quomodo? — aber sollte vom Reichstag srstgesetzt werden, da „der 
ganze Inbegriff kaiserlicher Autorität nicht auf die Vikarien über­
gehen könne". Demzufolge hielt man eine Beratung folgender 
Punkte für nötig: 

1. die Art der Beschickung des Reichstags, 
2. die Art, wie eine Sache an den Reichstag zu bringen fei, 
3 . Sti l und Fassung der Gutachten, 

wobei eine Ratiflkation überhaupt nicht in Frage käme, da sie eine 
Folge k a i s e r l i c h e r Autorität und Majestät sei. 

Um nun überhaupt die ganze Frage am Reichstag einleiten zu 
können, empfahl der hannoversche Vorschlag, den Grenzvergleich von 
1750 zur Beratung zu stellen, über welchen man schr leicht auf 
die Frage der vikariellen Gerechtsame am Reichstag zu sprechen 
kommen könne. 

") Siehe dazu F. <X. SBittichen, Preußen und die Reoolution in 
Belgien und Lattich. (.Döttingen 1905. — Häußer, L., Deutsche (Beschichte, 
»andl , Seite 292ff. — 2u<fn>aÜ>t a.a.O. 

™) aHanualatte oon Rubioffs Hand mit min. unterschtift. ttal. 
11, C.I, 1062. 
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Da nun bei dem voraussichtlich sehr baldigen Tode Iosephs 
damit zn rechnen war, daß die Beratung im Interregnum selbst 
stattfinden mußte, so entstand die Frage, wie die Stellung des 
Reichstags nach ersolgtem Tode des Kaisers auszusassen war. I n 
dirser Hinsicht brachte nun Hannover Ideen vor, die neuartig waren. 

Es bemerkte, daß auch in srüheren Zwischenreichen der Reichs-
tag nie ansgehört habe zu bestehen, indem ja auch mit dem Tode 
rines Kaisers das Reich nicht zu bestehen aushöre; vielmehr gingen 
— so stellte man weiter sest — mit dem Tode des Kaifers gewisse 
Funktionen desfelben auf das Reich über, welches fie dann durch 
f e i n e — also des Reichs — Vikarien verwalten ließe. „Selbige 
seien also ein Teil der beim Reiche gesammelten Regierungsgewalt." 

Dies war nun eine Auslegung, die allenfalls die Vernunft, 
aber kaum die Reichsversassung zum Vater hatte. Mit aller Rück-
fichtslosigkeit zeigt diese These das Wesen des deutschen Kaisertums, 
die Emanzipation der Reichsstände. Insofern ist sie symptomatisch 
und sehr beachtenswert. — 

Indern man die Priorität des Reichstags betonte, vermöge 
welcher dieser gleichsam als Lehnsherr der „gewissen" Funktionen 
zwischen Kaiser und Vikarien geschoben wurde, wollte man still­
schweigend die Reichstagsdeliberation ohne irgendeine Autorität 
rechtsertigen. 

Allerdings war dies ja nur sür einen einmaligen Fall gedacht 
und insofern ein vortrefflicher Ausweg. Es läßt fich aber nicht be­
streiten, daß die preußische und sächsische Ausfaffung, die ein vor­
heriges Eintreten der Vikarien in ihre Autorität anerkannt wiffen 
wollte, dem Wortlaut der Wahlkapitulation gerechter wurde. Frei­
lich, der Widerspruch der Fürsten gegen den erwähnten Passus der 
Wahlkapitulation konnte möglicherweise die ganze Erledigung über­
haupt vereiteln. Wenn Hannover diesen Widerspruch der Fürsten 
anführte, um seinen Vorschlag in Berlin und Dresden zu empfehlen, 
so war das feine stärkste Verteidigung. Man erlebte das Seltsame, 
daß das aus seine Kurwürde so eitle hannoversche Ministerium sich 
sürstlicher Interessen annahm. 

Um aber nicht etwa den kurfürstlichen Rechten etwas zu ver­
geben, sollte gemäß dem Rudloff'schen Vermittlungsvorschlage nach 
eingetretenem Interregnum im kurfürstlichen Kolleg beraten werden, 
ob man den Reichstag bestehen lassen wollte oder nicht. Es war 
dies aber lediglich als Formalität gedacht. 

4* 
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Bergleicht man die vorhergehende Feststellung der Unabhängig­
keit des Reichstags mit diesem Borhaben, so bleibt als letzte Folge­
rung e i n e O l i g a r c h i e d e r K u r f ü r st e n , die ja auch in 
gewissem Sinne wirklich vorhanden war; freilich, in der Hauptsache 
nur formell. 

Weiterhin meinte das Gutachten, daß, wenn auf diefe Art die 
Fortsetzung des Reichstags — die in jeder Beziehung zu wünfchen 
sei — beliebt wäre, fo möchten die Bikarien felbst vermittels ge­
sonderter Schreiben den Grenzvergleich von 1750 an den Reichstag 
bringen. Danach könnte dann alles sestgesetzt werden, und die 
Legitimation einer Bikariatskommission stattfinden. — 

Dies war der Plan, mit dem Hannover allseitige Zufriedenheit 
zu erwecken hoffte. Dem König gegenüber meinte das Ministerium, 
man stehe in der Mitte zwischen Sachsen-Preußen und Mainz 2 9 ). 
Es sah so ans. Aber in der Folge wurde offenbar, wie wenig Rechte 
den Bikarien eingeräumt werden sollten. — Die so geschaffene S i ­
tuation kann auch wohl als Spiegel der Berhältuisse im Fürstenbund 
betrachtet werden. S a c h s e n war nur sehr wenig geneigt, Kon­
zessionen zn machen, wenn es im entferntesten gegen seine Wünsche 
ging. P r e u ß e n orientierte seine Reichspolitik nach den Bedürf­
nissen seiner europäischen. H a n n o v e r benutzte die Differenzen, 
um Kapital für sein deutsches System daraus zu schlagen, das schließ­
lich kein anderes war als das Friedrichs des Großen: nämlich sich 
der Kleinen zu versichern, um dem größeren Rachbar — in dirsem 
Fatte Preußen — stets vor Augen zu führen, daß man nicht allein 
stand. 

Freilich an eine Legalifierung dieses Systems dachte Hannover 
nicht. Sie erschien überflüssig, solange die Personalunion mit Eng­
land bestand. Man konnte es eben mit moralischen Wirkungen 
genug sein lassen. Zu direkten Befürchtungen hinsichtlich des 
preußischen Ausdehnnngsdranges lag für Hannover kein Anlaß vor, 
solange dieser nach Osten gerichtet war. Immer aber war «3, um 
etwaigen Gedanken dieser Art vorzubeugen, von Wichtigkeit, die 
eigene unabhängige Existenz aus eine möglichst breite Grundlage zu 
stellen. Diese Politik wurde vom Hannoveeschen Ministerium allzeit 
getreulich verfolgt. Es entsprach durchaus feiner Mentalität, tvemt 
dabei in allen politischen Fragen größte Zurückhaltung beobachtet 
wurde. — 

M ) 3.7.89. 9Win. an Cöeorg DI. Äzpt. Cal. 11, U. I, 1062.. 
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Wichtig war, zumal in Reichsfachen, die Stellung von Mainz, 
dessen Empfindlichkeit demgemäß von Hannover angelegentlichst be­
rücksichtigt wurde. Das hatte sich bereits bei der Separatkonven­
tion gezeigt und trat auch jetzt in der Vikariatsangelegenheit wieder 
in Erscheinung. — 

Wie man von jeher mit S a c h s e n im besten Einvernehmen 
gestanden hatte, so sand auch jetzt trotz Meinungsverschiedenheiten ein 
Wohlwollender Gedankenaustausch statt. Anfang August 1789 
sandte man das Gutachten in etwas gemilderter Form nach Dresden 
ein. Ihm folgte prompt die Ablehnung Sachfens 3 0). Es sand die 
geplante vorherige Besprechung im Kurkollegium anstößig für die 
Fürsten, bestand aus strenger Auslegung des § 9 Art. 13 der Wahl­
kapitulation und lehnte eine Tagung des Reichstags ohne Zutritt 
der Vikarien als etwas nie Dagewesenes und Ungesetzliches ab. 
Eventuelle Beschlüsse, auf diese Art herbeigeführt, würde Sachfen 
ablehnen. Lediglich die Zustimmung Hannovers in Anbetracht der 
Frage an? wurde mit einer Dankesbezeugung erwidert. Das hanno­
versche Ministerium versprach fich nicht viel von einer Fortfetznng 
der Besprechungen mit Sachsen8 1). Man erläuterte aber doch noch 
einmal eingehend die hannoversche Anschauung32), und teilte die 
inzwischen bekanntgewordene vikariatsseindliche Einstellung Kölns 3 3 ) 
mit, durch welche die Hoffnungen Sachsens freilich erheblich finken 
mußten. 

Sachsen gab nun zwar nach, indem es die Besprechung im 
Kurkollegium nicht hinderu wollte, auch anerkannte, daß die Aus­
übung seiner Gerechtsame festgestellt werden müsse; allein es wollte 
v o r h e r in feine Autorität eintreten34). Und dabei blieb es. — 

Schon vorher, im Iu l i 1789 hatte das hannoversche Ministe­
rium feinen Plan nach Berlin 3 6) und Mainz 8 6) mitgeteilt und 
ebenso zur Orientierung an Ompteda 3 6); Hertzberg äußerte fich ab-

3 0 ) 8.8.89. Hannooer an Sachsen. Äonzept. ©al. 24, Sa. 830. — 
22 8.89. Sachsen an Hannooer. D. ©al. 24, Sa. 330. 

3 1 ) 4.9.89. 3J?in. an ©eorg HI. Äzpt. ©al. 11, ffi. I, 1062. 
3 2 ) 18.9.89. SRin. an Sachsen. Äzpt. ©al. 24, Sa. 330. 

M ) 28.8.89. Steinberg an ©eorg in . D. P.S. mit Äopie. Hafc 
feibts Bericht über seine SJUssion in Bonn. ©al. 24, ätfainz 157. 

3 4 ) 6.10.89. Sachsen an Hannooer. D. ©al. 24, Sa. 330. 
S S ) 1. 7. 89. 3Wimsterium an Lenthe. Äonzept. — SRinisterium 

an Steinberg 2.7.89. 
M ) Rein, an Dmpleda 1.7.89. ©al. l l , ©.I, 1062. 
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lehnend. Er beharrie auf seinen Standpunkt, der stch mit dem 
sächsischen deckte. 

Mainz stimmte den Plänen Hannovers zu, um, wie es jagte, 
Sachsens Abfall von der Union zu verhüten. Dabei verlangte man 
aber Verbindlichkeiten in der Rnntiatnrsache, die zu jener Zeit 
aktuell geworden war 3 7 ) . 

9luntioturstreit. 

Der Selbständigkeitsbestrebnngen der vier deutschen Erzbischöfe 
von Mainz, Köln, Trier und Salzburg gegen die Kurie wurde 
bereits gelegentlich der Erörterung über das Verhältuis der geist­
lichen Fürsten zur Afsoziation gedacht. Der äußere Anlaß zu dieser 
Bewegung wurden wiederholte übergriffe des päpstlichen Runtins 
Belttfoni in Köln. — 

Die mit sogenannten Fakultäten ausgerüstete Ruutien waren 
schon lange den Erzbischöfen ein Stein des Anstoßes; sahen sie sich 
doch von ihnen in ihrer geistlichen Gerichtsbarkeit beeinträchtigt. 

I m Iahre 1763 hatte der Trierer Weihbischof von Honcheim 
(Febronius) die erzbischöfliche Auffassung dahingehend zusammen­
gefaßt, daß er dem Papste als einem fremden Bischof die Dispen-
sations- und Iurisdiktionsrechte bestritt. Die Unzufriedenheit der 
Erzbischöfe verstärkte fich nun im Verlauf des Iahres 1785 derart, 
daß sie sich an Iofeph II. wandten, dessen Haltung gegen den Papst 
zu großen Hoffnungen berechtigte. 

Ein kaiserliches Reskript vom Oktober 1785 versprach len 
Erzbischöfen alle Hilfe. Trotzdem ernannte der Papst auf Ersuchen 
Karl Theodors von Bayern in der Person Zoglios fogar einen neuen 
Runtius für München, der zudem mit gleichen Fakultäten wie der 
Kölner ausgeröstet war. 

Dies hatte zur Folge, baß sich die vier Erzbischöfe in ber 
Emser Punktation vom 25. August 1786 die Leitsätze Hontheims zn 
eigen machten und öffentlich die Zurückgabe der Rechte verlangten, 
die ihnen die Kurie feit Jahrhunderten entrifsen habe. Man ging 
damit auf die sogenannten Fürstenkonkordate des 15. Jahrhunderts 

3 7 ) 24.7.89. Steinherflanffieorgni. «Xhiff. mit Rote «rthals an 
Steinberg. Cal.24, 3Rain5157. 
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zurück38), und bestritt nach Hontheim'schem Beispiel die psendo-
Isidorischen Dekretalen. 

Der Kölner Runtius Bellisoni war inzwischen durch den 
energischeren Pacca ersetzt worden, und alsbald brach der Zwist 
verschärst aus. Ein Hosratskonklnsnm entschied gegen Pacea. An 
Karl Theodor aber erging ein kaiserliches Reskript gegen die Tätig­
keit Zoglios resp. dessen Unterbeamten in Iülich und Berg. Aber 
Karl Theodor erhob Gegenvorstellungen beim Hosrat. Dann kam 
die Sache ins Stocken; denn Preußen hatte stch einer Vermittlung 
unterzogen, und zwar aus eigner Initiative des Königs. Gelegent­
lich der Verhandlungen über die Anerkennung Dolbergs im März 
1787 in Rom, hotte der preußische Unterhändler Luechesini die Be­
dingung der Kurie angenommen, daß Mainz in den Fragen der 
Kirchendisziplin alles beim Alten — d. h. beim Status quo ante — 
lassen sollte. Während nun aber die Kurie Zoglios Eruennung in 
den Status quo einbezog, lehnte Moinz das ab. 

Preußens Stellung wurde dadurch schwierig; denn Rom bezog 
sich auf die Bürgschaft des Königs, und andererseits war Mainz 
dessen Verbündeter. Zwar hatte fich Erthal von der Emfer Punkta­
tion bereits wieder entfernt 3 9); aber in den Fragen der Münchener 
Runtiatur gab er nicht nach. Run hatte Karl Theodor von Bayern 
s. Zt. in der Antwort auf das kaiserliche Mahnschreiben angedeutet, 
er wolle nötigenfalls an den Reichstag gehen4 0). Ioseph II. ließ 
daher im April 1788 durch den Vizekanzler an Moinz, welches ihm 
schon im Ianuor erneut mit Bittgesuchen bestürmt hatte, diese Ab­
sicht Karl Theodors mitteilen. Zugleich erklärte er sich bereit, falls 
Mainz es wünschte, von sich — also aus kaiserlicher Machtvoll­
kommenheit — ein diesbezügliches Kommissionsdekret zu erlassen. 

Darauf ergingen von Köln und Mainz 4 1) an die meisten 
Reichsstände Schreiben, die um Zustimmung zur Reichstagsberatung 
und Unterstützung der erzbischöslichen Ansichten in der Rnntiatur-
soche baten. Wirklich wurde dem Mainzer Direftorialgesandten nun 
ein kaiserliches Kommissionsdekret vom 9. August 1788 übergeben. 

M ) s. Ranke, 3>ie 2Rächte . . . IX Seite 357/58. 
3») s. Häufeer, Seite 283/5. 
*°) CoHoredo an den Kurfürsten »on SOTainz. SBien, den 5.4.88. 

Cal. 24, OToinz 153. — Siehe Smmich, Preu&ens SSermittlung.., S. 158. 
•O Bonn, den 21.6.88. SBaldensels an SBentfstern. D. Cal. 24, 

Köln 83.— 3.7.88. Rote (Erthal an Steinherg. O. Cal. 24, SWainz 131. 
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und abermals erließen die beiden Kurfürsten Schreiben an ihre 
Mitstände«). 

Das hannoversche Ministerium hatte nnn Gelegenheit, dem 
König seine Anstcht vorzutragen. Sie ist in einem langen Bericht 4 3) 
enchalten, der nach vielen Erwägungen zu dem Schluß kam, daß die 
Runtiaturaugelegenheit allerdings am Reichstag beraten und ein 
Beschluß gesaßt werden könne. Die Genehmigung Georgs verzögerte 
sich durch den Wahnsinnsansall bis zum 7. 3. 1789. Erst dann 
war das Ministerium in der Lage, die von den verschiedenen Höfen 
eingelaufenen Anfragen zu beantworten. Es bestand im allgemeinen 
völlige Übereinstimmung über die Reichstagssähigkeit der Materie, 
wenn auch einige vorsichtiger44), andere positiver sich ausdrückten. 
Kassel z .B. hielt dafür, daß man sür gänzliche Abschaffung der 
Fkuntien — mit Reservation der landesherrlichen Rechte — stimmen 
könne45). Die Ansicht des Osnabrücker Ministeriums war dem­
gegenüber gemäß der Stellung des Bistums, welches ja zur Erz­
diözese Köln gehörte, sehr vorsichtig. Interessant ist ein Gutachten 
I . Mösers 4 6) aus Osnabrück, das die Ejistenz der Runtien von 
einer sozialen Seite auffaßte. Er meinte, die Fakultät derselben, 
Appellationen an den Papst entgegenzunchmen, sei für den kleinen 
Mann wegen der geringen Kosten von Wichtigkeit. Run könnten 
stch ja wohl die Runtien der übrigen Fakultäten, die einen Eingriff 
in die Rechte der Erzbifchöfe darstellen sollten, gegen eine Enrschädi-
gung begeben; aber entschädigt müßten sie werden, da sie von 
Appellationen an den Papst allein nicht leben könnten, und man dem 
Papst nicht zumuten könne, dem deutschen Bolk auf seine Kosten 
einen Richter zu halten. Das hannoversche Ministerium teilte diese 
Anschauung; aber vorsichtig wie immer hielt es sich zurück47). Einer 
genauen Instruktion Omptedas, wie sie von Mainz gewünscht wurde. 

«) aschoffenhutfl, den 25.8.88. Äutfilrst »on SKatnz an ©eorg m. 
O. Ca!. 24, 3Rainzl58. — 9.9.88. Äuxfürst von Äöln an ©eotgm. 
Äopte. Cal. 11, C. I, 1040. 

*») 14.11.88. SJtm. an ©eorg. Ä5pt. ebenda. 
**) 17. 4. 89. Gotha an §annm»ei. Äopie. — 17.4.89. Braun-

schroetg-SB. an §annooer. Äopie. — 26.5.89. Sachsen an öannooer. 
Äopie. 

*•) 15.5.89. Äassel an tjannooer. O. 
«•) 30.6.89. Osnabrück an §annooer, nebst Äopie. O. CaJ. 11, 

C. I, 1040. 
«') 10.7.89. SKin. an ©eorg HI. O. ebenda. 
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») 1.7.89. aHinister an Steinberg. Äzpt. Hai. 11, <£. I, 1032. 
4 9 ) 3.7.89. 3mn. an ©eorg HL Äzpt. ebenba. 
•°) 8.10.89. Äurfürst oon Mainz an ©eorg III. O. ebenba. 

5 1 ) 12.2.92. SBaldenfels an 3Rin. 0 . — 10.2.92. 3Balben= 
fels an Beultet^. D. Cal. 24, Äö'In 83. 

5 2 ) 30.10.89. ©eotg HI. an SDcinisterium. D. Cal. 11, ©. I, 1032. 
'•=) s. 3tntmch. Preußens .Vermittlung . . . , Seite 165/7. 

war das hannoversche Ministerium abgeneigt. Es bestätigte die 
Eignung der Materie zur Reichstagsberatung; das Weitere verstellte 
man aus die genauere Formulierung der Anträge 4 8). Eine früh­
zeitige Bindung war damit geschickt vermieden worden4 9). I m 
Oktober 1789 drang jedoch der Kurfürst von Mainz erneut auf be­
stimmte Instruktionen Omptedas und empfahl, das Votum dahin 
einzurichten, daß die Entfendung von Runtien für Deutschland den 
Gesetzen zuwider liefe, ausgenommen, wenn fie durch den Papst in 
seiner Eigenschaft als „Oberaufseher und Primas zur Erhaltung 
der Einig- und Reinigkeit der katholischen Religion" abgesandt 
würden 5 0). Auch Köln machte denselben Versuch51). Umsonst! 
Georg bezog sich am 30. Oktober auf feine Antwort vom 1. I u l i 5 2 ) . 

Es wurde nun aus der Beratung am Reichstag nichts. Zwar 
hatte Mainz am 21. I u n i 1789 bereits die Diktatur vorgenommen; 
allein Widerstände von Berlin aus, und wohl auch solche anderer 
Art, hinderten den Geschäftsgang. I n Berlin, in Rom und wohl 
auch in Mainz glaubte man immer noch, daß die Vermittlung 
Preußens einen Vergleich herbeiführen könne. Dabei aber hatte der 
Papst bereits alles abgelehnt. An der Kurie behauptete man, Mainz 
habe sein Versprechen nicht gehalten. Mainz behauptete, die Kurie 
habe das ihrige nicht gehalten. Preußen versuchte dieses und jenes. 
So entstand ein Hin und Her ohne Aussicht aus Erfolg. Die 
französische Revolution mit ihren Gefahren für die Ejistenz der geist­
lichen Fürstentümer brachte zuletzt die Sache in Vergefsenheit. — 

Die Runtiaturangelegenheit zeigt, ähnlich wie die meisten 
Reichsgeschäfle, die nach dem Iahre 1788 getätigt wurden, eine Un­
bestimmtheit der preußischen Politik an. War das zum Teil darin 
begründet, daß die Lucchesinischen Verhandlungen in Rom in d e n 
Teil der Fürstenbundsära sielen, in dem noch Friedrich Wilhelm 
selbst ohne Kenntnis feines Ministeriums Politik trieb, so war doch 
auch, nachdem Hertzberg sich der Sache angenommen hatte, kaum eine 
Zielsicherheit in ben preußischen Maßnahmen zu entdecken58). Voten 
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wurden aufgesetzt, nach Mainz gesandt und erregten dort Unwillen, 
wurden wieder geändert und zuguterletzt kam doch nichts dabei 
heraus. Hertzberg zeigte sich nicht immer gut informiert. — 

Preußens Anfehen im Reich und im Bund wurde durch die 
Runtiaturangelegenheit nicht vermehrt. Vorteil hatte nur Hannover. 
Trotzdem es im Grunde einer gänzlichen Abschaffung der Runtien 
abgeneigt war, hatte es doch durch geschickte Wendungen erreicht, daß 
Mainz fich von ihm die beste Unterstützung versprach. 

Hierzu kam nun noch die geschickte Regie Hannovers in der 
Vikariatsangelegenheit. — 

Fortfeijung der Verhandlungen über die VUariatsgerechtsame. 
Mainz hatte, wie bemerkt, fein Eingehen auf die hannoverschen 

Pläne in Hinficht der Vikariatsfache von einer Zustimmung der 
drei verbündeten Kurhöfe zu den erzbischöflichen Bestrebungen im 
Runtiaturstreit abhängig gemacht. Aber in Berlin hielt man im 
Iu l i 1789 eine andere Kompenfation für Mainz bereit, nämlich den 
Beitritt zu dem 1. und 2. Separat-Artikel der Union, wie ihn 
Sachfen jetzt genehmigen wollte54). Aber die Mainzer Antwort auf 
solche Bezeugungen war beinahe hestig. — Die Dinge blieben also 
in der Schwebe. Goerz, der nach dem Tode Schwarzenaus preußi­
scher Komitialgefandter geworden war, fuchte nach einem Ausweg; 
er meinte die Schwierigkeiten durch eine solenne grsandtfchastliche 
Beratung beim Eintreten des Zwifchenrriches befeitigen zu kön-
nen 6 5). Hannover lehnte diefen Plan als tumultuarifch ab 5 6 ) . 

Es waren nun aber auch im Reiche die fächfischen Wünsche 
bekannt geworden. Kassel und Wolfenbüttel baten Hannover um 
Mitteilung feiner Anfichten57). Das Ministerium teilte fie — in 
etwas modifizierter und für altfürstliche Reichsstände geeigneter 
Form — bereitwilligst mi t 5 8 ) . Man hatte richtig berechnet, daß in 

M ) 20.7.89. Steinberg an ©eorg in. D. P.S., s. auch Seite 47. 
— 24.7.89. Rote Ccrthal an Stein. Kopie. Cal. 24, «Warna 157. — 
3.8.89. Steinberg an ©eorg in. Chiff. 0 . Cal. 24, «Wainz 160. 

Plan »on 6.8.89. Hai. 24, SWainjl57. 
5«) 14.10.89 und 16.10.89. «Win. an ©eorg HI. Konzept. Hat. 11, 

<£. I, 1062. 
") 3.7.89. SBolfenbüttel an Hannooer. Cal. 24, SBoIf. 416. O. — 

8.7.89. Kassel an Hannooer. D. Hai. 11, ©. I, 1062. 
•«) 11.8.89. aWin. an Kassel und SBoIfenbüttel. Hai. 24, SBoIf. 416. 
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dieser Sache auch auf die Fürsten zu hoffen war, und daß sich fo 
leicht keiner finden würde, der auf die preußifch-fächfifchen Wünsche 
einging. 

Andererseits war aus London die Zustimmung Georgs ein­
getroffen58). Das Ministerium hatte die Hände frei. — 

Wir hatten vorhin gesehen, daß Sachsen sich zwar zu gering­
fügigen Zugeständnissen bereit erklärt hatte; im Prinzip aber stand 
es zu seiner einmal angenommenen Meinung. Immerhin, das Ver­
hältnis Hannover-Sachsen blieb ohne Trübung. Hingegen wurden 
die Beziehungen zwischen Mainz und Sachsen infolge der Vikariats-
frage fo schlecht, daß es zu Beschwerden des Kurfürsten über den 
sächsischen Gesandten Bünau, ja sogar zu Studentenkrawallen in 
Mainz kam 6 0). 

Die Stellung Hannovers wurde weiter durch eine jener Un­
vorsichtigkeiten Hertzbergs gestärkt, die klar und deutlich seine Un-
stcherheit in Reichsfachen zeigte. Er beleuchtete nämlich Sachsen 
gegenüber den hannoverschen Plan von seiner schwächsten Seite, 
machte es darauf aufmerkfam, daß feine guten Rechte beeinträchtigt 
würden und empfahl, von „langwierigen Konteftationen mit Hanno­
ver und Mainz" Abstand zu nehmen, da sie doch nichts erhoffen 
ließen. Dahingegen sollte Goerz die verbündeten Höfe bereifen61). 
Wlderwillig teilte er dieses Schreiben dem mainzischen Gesandten 
und später auch Lenthe mit. I n Mainz wurde dieser Schritt sehr 
übel ausgenommen. Hannover kränkte er weniger, weil er Mainz 
noch mehr aus die hannoversche Seite drücken mußte 0 2). Hertzberg 
sah den Fehler wohl auch ein, denn er versprach dem Mainzer Ge­
sandten Hatzfeld^63), ein neuerliches Schreiben an Sachsen zu senden. 
Sehr aber irrte Hertzberg, wenn er sich dem Glauben hingab, die 
sürstlichen Höse seien gar nicht so sehr sür den hannoverschen Ver­
gleichsplan eingenommen. — Hannover war sehr bestrebt, die 
Schäfchen im Stall zu halten. Das zeigte sich alsbald. — 

w ) SBemnouth, 24.7.89. ©eorg III an 3Rin. D. Hol. 11, C. 1,1062. 
M ) 13.7.89. Steinberg an ©eorg in. Drig. ©al. 24,3ttainz 157. 

— 26.10.89. Steinberg an ©eorg ni., mit Beilagen, ebenda. 
6 1 ) Berlin, den 24. 8. 89. Preußisches «Ministerium an Sachsen. 

Kopie. Cal.24, SWainz 157. 
•2) 25.9.89. Steinberg an ©eorgIII. 0 . ebenda.— 20.9.89. 

Min. an Georg III. Kzpt. ©al. 11, ©. I, 1062. 
6 S ) 19.10.89. Steinberg an Georg III. ©. Hai. 24, 9Rainz157. 
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Waren Kassel und Wolfenbüttel von der Haltung Hannovers 
in der Vikariatsfache bereits informiert, so machte man jetzt auch 
Bnden 6 4), Gocha6 6) und Mecklenburg66) Mitteilung. Gleichzeitig 
wurde von Mainz engstes Zusammengehen gefordert67). Gocha 
und Kassel traten sogleich den hannoverschen Ansichten bei 6 8 ) . Die 
übrigen erklärten sich später, als das Interregnum wirklich eintrat, 
glrichfalls dasür. — Gegen Rovember 1789 kamen die diploma­
tischen Aktionen einstweilen zum Stillstand. Man hatte sich aus­
geschöpft im gegenseitigen Bemühen, einer den anderen zn seiner 
Ansicht zu bekehren. — 

Ein Überblick über die Situation zeigt dies: Preußen und 
Sachsen standen einer Verbindung Mainz' mit Hannover und seiner 
Klientel gegenüber. Dabei hatte aber Hannover doch noch Fühlung 
mit Sachsen. Wenn zwar auch in dieser Angelegenheit Meinungs­
verschiedenheiten zwischen beiden bestanden, so blieb im Grunde das 
gute Verhältuis ungetrübt; die vielerlei g e m e i n s a m e n I n ­
teressen dieser beiden deutschen Mittelstaaten sorgten dasür. Karl 
Theodor von Bayern zeigte sich an der ganzen Angelegenheit ziemlich 
wenig interessiert. Er srente sich bereits aus das voraussichtlich bald 
eintretende Interregnum und auf die damit verbundenen finanziellen 
Vorteile (Standeserhöhungen etc.) für fein Vikariat. — 

Kein Zweifel, in der Union waren Sprünge und Riffe. Trotz­
dem aber war die Furcht vor ihr auf der Gegenfeite noch so lebendig, 
daß man z. B. in Köln glaubte, die unierten Fürsten möchten das 
Fortbestehen des Reichstags im Interregnum dazu ausnutzen, dieses 
zu verlängern, um Habsburg zurückzudrücken. Des Kurfürsten von 
Köln Bruder, Kaifer Iofeph II., fah wohl klarer, weil er hauptfäch­
lich Preußen ins Auge faßte. Er fürchtete nichts. 

So günstig die Lage Preußens, rein physisch betrachtet70), gegen­
über dem von allen Seiten bedrängten Österreich war, der m o r a -

»6) 28. 9. 89. Baden an Hannonet. D. Cal. 24, Baden 49. — 14. 
10.89. Hannooer an Baden. Konzept ebenda. — SRinisteriurn an 
Knebel 3.10.89. Konzept. Hannooer 12 a, XI, Stuttgart 2. 

M ) 2.10.89. 3Rin. an Sandiat o. Lenthe. Kzpt. dal. 11, <£. 1,1062. 
• 7) 3.10.89. äRin. an Lenthe (Berlin). Kzpt. ebenda. 
M ) 3.10.89. 3JTin. an Steinberg. Kzpt. CCal. 24, 9Jlainz 157. 
•») Friedenstein, den 9.11.89. Herzog oon Gotha an seinen 

Äomitialgesandten oon Gemmingen. Kopie. Cal. 11, (£. I, 1062. — 14. 
11.89. Kassel an Ministerium. Original ebenda. 

™) s. Ranke, Die SRöchte . . . II, Seite 164. 
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l i s ch e Kredit Preußens im Reich war erheblich gesunken. Ioseph II. 
schien die Gelegenheit günstig, Terrain zu gewinnen. Zu diesem 
Zweck erschien um Weihnachten 1789 der Reichsreserendarius Albini 
in Mainz, scheinbar um Hilfe für die durch die Revolution be­
drohten österreichischen Riederlande zu erlangen. Diefe erreichte er 
zwar nicht, aber es war auch nicht das einzige Geschäft, das ihm 
aufgetragen war. 

Wichtig war es vor allem, Preußens moralische Stellung noch 
mehr zu untergraben. Daher erklärte Albini zunächst des Kaisers 
Bereitschafl, in der Runtiatursache das Seine zu tun, wobei er aber 
zugleich aus das ungünstige Votum Preußens in dieser Sache hin­
wies 7 1 ) . Auch in der Vikartatsaffäre ließ der Kaiser seinen Willen 
erklären, ein betressendes Kommissionsdekret zu erlassen, sofern ihn 
die Vikariatshöse darum ersuchten. 

I n Mainz glaubte man diesen Versicherungen. Als von den 
Vikariatshöfen keine Aufforderung an Iofeph geschah, kam Erthal 
darauf, daß der Kaiser auch aus eigner Machtvollkommenheit eine 
Reichstagsberatung herbeiführen konnte72). Hannover stimmte zu 7 3 ) . 
Es instruierte Anfang Ianuar 1790 Ompteda, bei einer eventuellen 
Ratsanfage durch Mainz, auch vor eingetretenem Interregnum 
unbedingt zu erscheinen74). Darüber lief aus der Reichskanzlei die 
Rachricht von Iofephs neuer Erkrankung ein. 

I m Ministerium hatte man fich inzwischen über bestimmte Richt­
linien zur Bestimmung der Vikariatsgerechtsarne beraten7 5). Man 
hatte dabei folgendes festgesetzt: 

1. Beide Vikariatshöfe ernennen eine Gefamtkomrnifsion, 
2. diese hat nicht die Repräsentation einer k a i s e r l i c h e n 

Prinzipalkommission. 
3. Diese Vikariatsgefamtkommission hat die Beratungsmaterie an 

den Reichstag zu bringen, in dem Stil „veranlassen, anheim­
stellen, anheimgeben" nicht etwa „befehlen". 

4. Doch ist die Deliberation nicht daran gebunden, sondern der 
Reichstag kann auch aus sich selbst Dinge zur Beratung stellen. 

") 24.12.89. Steinberö an ©eorg in. 0 . <XaI. 24, Riainz 164. 
7 2 ) 4. 2. 90. Rote Urthal an Steinberg. ©al. 24, 9Kainz 157. 
") 18.2.90. Rcinisterium an Lenthe. Äzpt. 19.2.90 an Harden-

berg (Dresden). Auszug, ©al. 11, ©.I, 1062. 
7*) 6.1.90. Rein, an Dmpteda. Äzpt. ebenda. 
") Gutachten aus Ratssitzung oom 16.2.90, ebenda. 
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5. Statt Reichsgutachten wird der Ausdruck „Reichskollegialschluß" 
beliebt. 

6. Dieser geht dann an die Bikarien zur weiteren Ausführung, 
n i c h t aber zur G e n e h m i g u n g oder R a t i f i k a ­
t i o n . (!) 

7- Damit entfallen die Ratifikationsdekrete. Die Bikariatshöse 
lassen sich die Schlüsse z u r K e n n t n i s dienen. 

8. Alle Schlüsse werden in der Wahlkapitulation namentlich auf­
geführt und bestätigt. — 
Hierdurch war nun klargelegt, wie weit Hannover den Bikarien 

Rechte einräumen wollte. Sie sollten lediglich Statisten sein. Diese 
Ausstellung der Bikariatsrechte teilte man jetzt dem Mainzer und 
Berliner Ministerium mi t 7 6 ) . Dieses hatte inzwischen einen neuen 
Schritt getan und den Antrag gestellt, man solle nötigenfalls (näm­
lich wenn eine Reichstagsberatung zustande käme) die Reichstags­
serien solange ausdehnen bis sich die Höfe geeinigt hätten 7 7). Dies 
hätte eine Sistierung der ganzen Angelegenheit bedeutet. Ompteda 
wurde darum angewiesen, dagegen zu sprechen78). I n diesen Tagen 
aber traf die Rachricht von dem am 20. Februar erfolgtem T o d e 
d e s K a i s e r s ein. 

Damit war auf einmal die viel umstrittene Frage in ihrem 
vollen Gewicht in den Bordergrund gerückt worden. Tatsächlich fand 
die weitere Ratsanfage durch Mainz statt. Die beiden Gesandten 
der Bikariatshöse hatten sich zwar geweigert, irgend etwas in dieser 
Richtung zn tun und blieben zu Haus; aber als nun Mainz zu 
Rate rief, erschienen doch zur ersten Sitzung bereits neun Gesandte, 
zur zweiten gar dreizehn. Ompteda hatte das Seine getan 7 9). Das 
Ministerium hatte ihm noch am 28. Februar Besehl zu einer un­
gemeinen Äußerung in circulo gegeben; sie machte einigen Eindruck, 
und das war nötig, denn es gab immerhin etliche Stände, die über 
die Legalität der Ratssortsetzung im Zweifel waren 8 0). 

®s hatte nicht an Sabotageversuchen gefehlt. Goerz hatte fich 
in den ersten Versammlungen auffallend zurückgehalten. Der böhmi­
sche Gesandte, von Seilern, hatte erklärt, er halte die Sitzungen sür 

n ) 18.2.90. Öttn. an Lenthe. Cal. 11, C£. I, 1062. 
") 24.2.90. 3Kin. an Lenthe. (Ebenda. 
7 8 ) 25.2.90. 3Rin. an Ompteba. Äzpt. ebenda. 
™) 1.3.90 und 4.3.90. Ompt. an ©eorg in . 0 . Cal. 11, <E. II, 358. 
•») 8.3.90 und 11.3.90. Ompteda an C5e.org III. O. ebenda. 

http://C5e.org
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a u ß e r o r d e n t l i c h e 8 1 ) . Die stärkste Opposition ging indessen 
wieder von dem Österreicher Borie aus. Es ließ ihm keine Ruhe, 
daß sein ehemals so großer Einsluß am Reichstag von den Unionisten 
vernichtet war. Er beschränkte sich jetzt auf eine bestimmte Eliqne, 
zu welcher der oldenburgische Gesandte von Koch, der holsteinische 
von Eiben und vor allem Haymb, der Vertreter etlicher geistlicher 
Fürsten, z. B. Speyer und Eichstätt, gehörte. Freilich augenblick­
lich besaß Borie als Gesandter Östeneichs keine Legitimation. Er 
handelte nun in seiner Eigenschaft als bamberg-würzburgischer Be­
vollmächtigter. Auch der schwache salzburgische Direktorialgesandte 
von Zillerberg war völlig in seiner Hand. 

Borie und die Seinen versuchten auf alle erdenkliche Art und 
Weise, das Geschäft zu hemmen. Allein alle ihre Machinationen 
scheiterten an Omptedas Schlagfertigkeit und feinem großen Ein­
fluß am Reichstag. — 

Dietrich von Ompteda 8 2) wurde 37 jährig im Iahre 1783 
zum braunfchweigifch-lüneburgischen Komitialgesandten ernannt. Er 
war ein Schwager Beulwitz'. Die Familie derer vom Ompteda 
stammte aus dem Friesischen und war in der Zeit Albas aus ihrer 
Heimat bei Groningen geslohen. Dietrichs Sohn, Friedrich (der 
in Erlangen studierte), hat in einer kleinen Skizze versucht, die Per­
sönlichkeiten am Reichstag zu charakterisieren. Seinen Vater schil­
dert er als ungemein scharffinnig, nicht sehr fleißig, aber von be­
trächtlichem Allgemeinwissen. Er sei die Krone des Reichstags 
gewesen. Wenn man nun auch diese letzte Behauptung billig aus 
Rechnung natürlicher Gesühle setzen will, so erscheint doch das 
Übrige den Tatsachen durchaus entsprechend. I n der Führung der 
Vikariatsdeliberation wenigstens zeigte sich Ompteda als der einzige 
Diplomat von Format. — 

An Widerständen und Gefahren bezüglich der Ausrechterhal­
tung der Ratssitzungen fehlte es also nicht. Bei solcher Lage der 
Umstände kam es nun darauf an, möglichst schnell den Grenzvergleich 
von 1750 zur Ansage zu bringen, um den Betrieb im Gange zu 
halten. Die Gesandten der Bikariatshöse hatten die Aufforderung 

8 1 ) 1. 3.90 Ompteda. an ©eora in . Original. Cal. 11, Ct. n, 358. 
— 10.3.90. Ministerium an 2RühI (BSien). Cal. 11, <£. I, 1062. 

9 2 ) Siehe darüber 2. o. Ompteda, .Herfahrten nno Abenteuer eines 
mittelstaatlichen Diplomaten. Leipzig 1894. 
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des Mainzer Direktorialgesandten Strauß hierzu abgelehnt. Darauf 
arbeitete nun Strauß einen Vortrag aus, der sich darauf beschränkte, 
nur den § 9 des Grenzvergleichs zur Beratung zu stellen, weil nur 
in diesem von der Modalität der Vikariatsgerechtsame am Reichstag 
die Rede war 8 3 ) . Mainz hieit indessen mit der Instruktion an ihn 
zurück; er war lediglich angewiesen, sich mit Ompteda zu be­
nehmen84). Aber Hannover ließ nicht mehr locker; es war in 
voller Tätigkeit und drang am 9. März in Mainz aus umgehende 
Instruktion für Strauß 8 8 ) . Es war der günstigste Augenblick, die 
Sache zur Diktatur zu bringen, weil Sachfen und Pfalz-Bayern sich 
noch keineswegs über gemeinsame Schritte geeinigt hatten. Zn 
gleicher Zeit suchte man von Hannover aus Sachfen zu beruhigen88). 
Die kleineren Staaten hatte das Ministerium Ende Februar be­
arbeitet. Denn man hatte in Hannover klar erkannt, daß den welt­
lichen Fürsten in der Sache eine besondere Wichtigkeit zukomme. 
Aber auch in Berlin war man fich deffen bewußt. 

Es hatte eine Art Wettrennen um die Gunst der fürstlichen 
Höse stattgefunden. Hannover mußte naturgemäß im Vorteil sein, 
denn sürstlicherseits war man zu großen Zugeständnissen an die 
Vikariatshöfe nicht geneigt. Am 1. März hatte Friedrich Wil­
helm II. Handschreiben87) an die verbündeten Höfe gesandt, in 
welchen fie ersucht wurden, ihre Reichstagsgesandten entfprechend 
dem preußischen Standpunkt des bedingungslosen Eintretens der 
Vikarien in ihre Rechte anzuweisen. Das hannoversche Ministerium 
aber war dem um zwei Tage zuvor gekommen. Am 27. Februar 
hatte es sich an alle Verbündeten gewandt, die mehr oder weniger 
der hannoverschen Klientel zugerechnet werden können: Wolfen­
büttel, Kastel, Gotha, Schwerin, Strelitz, Karlsruhe 8 8). Sie 
schloffen steh im Laufe des März fämtlich an Hannover an. Auch 
in Mainz war Preußen nicht glücklicher gewesen. — 

«) 4.3.90. Ompteda an ffieora HI. O. Cal. 11. C\ II, 358. 
M ) 4.3.90. Kurfürst oon 3Kainz an Strausj. -Auszug, ebenda. 
8 6 ) 9.3.90 Rote oerbale für Steinberg. Pom SJtinifterium par 

estafette nach ÜDlainz gesandt. 
») 9.3.90 und 10.3.90 aRinistertum an Hardenberg. Konzept. 

Cal. 11, C\ I, 1062. 
8 7 ) u. a. Kassel, den 5. 8. 90. Kassel an Hannooer. Original mit 

Kopie oom 1. 3. 90. Friedrich SBilhelm II. an Sandgrafen, ebenda. 
M ) stehe 8-tnhang. 
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8") 4.3.90. Sachsen an Hannooer. 0 . Hai. 24, Sa. 330. 
M ) 22.3.90. Ompteda an Georg III. D. Gal. 11, G. II, 358. 
M ) 13. 3.90. Rote oerbale Grthal an Steinberg. Original. Gal. 

24, Mainz 157. 
n ) 15.3.90. Steinberg an Georg HI. D. ebenda. 
9 3 ) 24.3.90. Rlinisterium an Dmpteda. Konzept. Gal. 11, G. I, 

1062. — l. 4.90. Ompteda an Georg in. Original. Gal. 11, G. II, 359. 
— 12.3.90. Kurfürst oon Riainz an Strauß. Kopie bei Bericht Stein-
berg an Georg III 2.4.90. Gal. 24, Rlainz 157. 

SRtrtetf. 3a.jri.iiil,, 1931. 5 

Sachsen hatte sich zwar noch einmal an Hannover gewandt 
und aus Annahme seiner Ansichten gedrungen89). Indessen war 
der Schritt durch die Ereignisse bereits überholt. 

Ülcun schwenkte auch Goerz in Regensburg ein. Er sah wohl 
ein, daß für die preußische Vermittlung kein Raum mehr war 9 0 ) , 
und verband sich mit Ompteda und Strauß, um zu retten, was allen­
falls noch zu retten war. Sachfen fah ein, daß es schließlich den 
Lauf der Dinge nicht hindern konnte, versprach fich auch wohl von 
der nunmehrigen Mitwirkung Goerz's einiges; im übrigen beschloß 
es abzuwarten. 

Man follte nun meinen, daß Mainz mit vieler Genugtuung 
die Entwicklung der Dinge gefehen hätte. Allein es zeigte sich in 
der Folge eine Lässigkeit des Mainzer Kabinetts, die besonders von 
Ompteda hindernd empfunden wurde. Schon jetzt trat ein Miß­
verständnis ein, indem die Mainzer Antwort auf die erwähnte 
Verbalnote vom 9. März auf einen neuerlichen Plan von Goerz-
Strauß-Ompteda hinwies 9 1), den Strauß einleiten sollte, sobald 
Hannover und Berlin ihr Einverständnis erklärt hätten. So 
äußerte sich auch der Kursürst selbst gegen Steinberg 9 2). I n 
Hannover aber war von einem solchen Plan nichts bekannt. Ent* 
weder hatte also Strauß an seinen Hos zuviel berichtet, oder 
Ompteda an den feinen zu wenig. Wahrscheinlich war die Idee 
Strauß's gemeint, den § 9 des Grenzvergleichs nur allein zur 
Diktatur zu bringen. Für diesen hatte fich Goerz allerdings erklärt 
und ebenso Ompteda. Es war dies übrigens eine derart gering­
fügige Änderung, daß man von einem „neuen Plan" kaum reden 
konnte. Ompteda erklärte dann auf Anfrage des hannoverschen 
Ministeriums, er sei dahinter gekommen, daß ihm Strauß eine 
Eventual-Instruktion seines Hofes vom 12. März verschwiegen 
habe 9 3). Es ist nicht zu erklären, woher diese Handlungsweise 
Strauß's rührt. 

http://3a.jri.iiil
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") 22. 3. 90. Dmpteba an Georg HI. D. Cal. 11, <&. II, 358. 
") 27.3.90. Gutachten von Rndlofss §and am 27. 3. 90 an 

Hardenberg, Lenthe, SBolfenbüttel, Äassel, Gotha, Schwerin, Streif, 
Äarlsrnde mitgeteilt. Cal. 11, G. I, 1062. 

M ) 26.3.90. St. 3ames. Georg III an W\n. D. ebenba. 
• 7) 2. 4. 90. aWinisterium an Georg in . Äonzept ebenba. 
«O 8. 4. 90. Rote oerbale Grthal an Steinb. Cal. 24, atfainz 157. 
••) 22.4.90. SKin. an Steinberg. Äzpt. Cal. 24, äRainz 157. 
1 M ) 29.3.90. Dmpteba an Georg m. D. Cal. 11, G. II, 358. 
1 0 1 ) 5. 4. 90. Dmpteba an Georg m. D. ebenda. 

Am 23. März instruierte Erthal feinen Reichstagsgesandten 
endgültig, doch hatte dieser schon am 20. von seiner Eventual-
Instruktion Gebrauch gemacht und den Direktorial-Vortrag getan 9 4). 
Dabei kam es zu scharsen Auseinandersetzungen. Der salzburgische 
Kondirrktorialgesandte wollte die Gesetzmäßigkeit der Diktatur nicht 
anerkennen. Strauß verwahrte sich nur schwach; um so hefliger 
Ompteda, von Goerz unterstützt. Sodann erregte der Artikel 7 des 
hannoverschen Vorschlages, die Ratisikation betressend, Anstoß. 
Das hannoversche Ministerium hatte mit seinem Gutachten vom 
16. Februar zwecks Umgehung des kaiserlichen Rarisikationsrechts 
den Ausdrnck „zur Wissenschafl und weiteren Ausführung* an­
genommen. Mainz beanstandete das 9 5 ) . Demgemäß nahm ein 
neuerliches Gutachten des hannoverschen Ministeriums vom 
27. März den Pafsus „provisorische Akzeptation" an. Es wurde 
an alle Höse, auch an Sachsen, mitgeteilt9 6). Es war Hannover 
eilig mit der Sache. Georg aber vermutete mit Recht noch Schwie­
rigkeiten mancher Ar t 9 7 ) . Kaum hatte Hannover diese Mitteilung 
gemacht, als von Mainz der Antrag einging, doch lieber statt 
provisorischer Akzeptation „zur Wissenschafl und behufigen Ver­
fügung" annehmen zu wollen9 8). Diese Systemlostgkeit in Mainz 
verärgerte das hannoversche Ministerium nicht wenig. Es wies 
Steinberg an, auf schleunigste Instruktion für Strauß zu dringen, 
damit die Sache endlich in Gang käme99). 

Doch nicht allein die langweilige und pedantische Art Mainz's 
forgte sür Komplikationen. 

Borte, der stch Ende März Ompteda genähert hatte 1 0 0), wohl 
um dessen Pläne und Instruktionen kennen zu lernen, ruhte nicht. 
So tauchte Anfang April am Reichstag die Auffaffung au f 1 0 1 ) , 
daß die Versammlung nur über gewisse Dinge zu beraten befugt sei. 
Mit welcher Hartnäckigkeit Borte und seine Gesolgfchafl auf 
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Hemmungen bedacht war, erkennt man am besten daraus, daß 
Haymb, obschon sein wichtigster Stimmherr, der Bischos von Speyer, 
ebenso wie Württemberg, Basel und Fulda, Hildesheim und Pader­
born, gänzlich für den hannoverschen Plan war, dreimal von 
Speyer ermahnt werden mußte, ehe er fich der Gesinnung des 
Bischofs gemäß betrug. Die ablehnende Haltung Eichstätts, dessen 
Stimme er gleichfalls vertrat, ermöglichte ihm weitere Opposition. 
Die halboffizielle Zugehörigkeit E i c h s t ä t t s zum Bunde erwies 
sich als w e r t l o s. 

Man hat bei der Parieienbildung am Reichstag scharf zu 
unterscheiden, da gar leicht die Meinung Raum ergreifen könnte, 
als sei diese Opposition der Borie und Genossen etwa im Sinne 
der Bikariatshöse gewesen. Das Gegenteil war der Fall. Borie 
war gegen jeglichen Fortgang der reichstäglichen Beratung. Man 
versicherte allerdings in Wien nichts damit zu tun zu haben. 
Ompteda aber zweiselte wohl mit Recht die Ehrlichkeit Wiens in 
diesem Fall a n 1 0 2 ) . Er war allerdings immer ein scharfer Gegner 
Österreichs. Köln hatte den mainzifch-hannoverschen Borschlägen 
nur mit schweren Bedenken zugrstimmt. Sein Einfluß auf Mainz 
hatte auch wohl dessen schwankende Haltung in der Frage der 
Ratifikationserteilung zur Folge. — 

I n einer Ratssitzung vom 12. April erneuerte Borie nun 
seinen Widerspruch namens Würzburg-Bamberg, aber Ompteda 
erklärte kurz, wegen ein paar widersprechender Stimmen könne die 
Deliberation nicht aufgeschoben werden 1 0 3). Daraus sollte am 
19. April zu Protokoll geschritten werden; allein nach einer Be-
sprechung mit Borie wurde Strauß schwankend. Ompteda mußte 
ihn zur Vernunft bringen. Die Ratsfitzung vom 16. April, worin 
sich dies äußerte, soll nach Ompteda's Bericht 1 0 4) eine der erregte­
sten gewesen sein feit langer Zeit. Die Gegenpartei versuchte mit 
Geschrei die Sitzung zu stören — im Zeitalter der bedächtigen 
Zöpfe immerhin etwas Besonderes. Wieder rettete Ompteda mit 
Hilse Goerz's und der übrigen wohlgesinnten Gesandten die 
Situation. 

Doch kaum war dieser Widerstand überwunden, als die mangel­
haste Instruktionserteilung Mainz's an seinen Gesandten wieder 

1 < Ö) 30.4.90. Ompteda an ©eora HL P .S. HI. O. Hai. 11,©.IL359. 
i m ) 15.4.90. Ompteda an ffieorg m. O. ebenda. 

1 M ) 19.4.90. Ompteda an ffieorg m. O. ebenda. 
5* 
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einmal übel in Erscheinung trat. Entweder aus Lässigkeit oder aber 
aus Übelwollen — vielleicht auf Druck Kölns hin —, beschränkte 
sich der Austrag Erthals an Strauß einfach darauf, der Gesandte 
möge den gleichen Vortrag auch zu Protokoll geben, den er bei der 
Ansage benutzt habe. Damit wäre nichts geschehen gewesen, denn 
dieser Vortrag erwähnte von der Vikariatsgerechtsame im Reichstag 
so gut wie überhaupt nichts. Strauß ging darüber hinweg, 
schränkte aber doch seinen Vortrag sehr ein. Er genügte indessen105). 

Am 19. April schritt man in beiden Kollegien also zu Pro< 
tokoll. P r e u ß e n gab sein Votum in Hinsicht aus die Ratiflkation 
dahingehend ab, daß den Vikarien die Kollegialschlüsse zugestellt 
werden sollten, und diese darauf ihre Äußerung bezw. ü b e r e i n > 
s t i m m n n g „welche n i c h t zu v e r w e i g e r n " fein könnte, 
dem Reichstag mitteilen sollte. H a n n o v e r blieb bei der „ p r o ­
v i s o r i s c h e n A k z e p t a t i o n " . — I m Fürstenrat ereignete 
sich wieder ein Zwischenfall. Salzburg blieb, von Borie gedrängt, 
bei feinem halben Widerspruch. Ompteda protestierte, und fast 
alle Gefandten stimmten ihm zu 1 0 6 ) . 

Der Kampf um die schon fo viel erwogene Ratifikation der 
Reichsfchlüsse durch die Vikarien ging nun weiter, oder er begann 
vielmehr jetzt erst recht. Am 7. Mai sollte über die Abfassung der 
Schlüsse beraten werden. Dabei ergab sich zunächst ein Gesinnungs­
wechsel Kurtriers 1 0 7), das gegen die Abfafsung stimmen wollte. 

Der schwierigste Punkt der Beratung aber war wie gesagt die 
Frage der Ratisikation. Am 26. April hatte nämlich auch K ö l n 
und 3. Mai M a i n z sein Votum abgegeben. Sie lehnten jede 
Art der Mitwirkung durch die Vikarien ab, indem sie die Reichs­
schlüsse nur zur „ W i s s e n s c h a s t u n d w e i t e r e n V e r ­
f ü g u n g " an diese weitergeben wollten. Brandenburg und Han­
nover räumten fie mit den Formeln „Übereinstimmung" resp. 
„provisorische Akzeptation" wenigstens pro forma ein. Demnach 
waren also im k u r f ü r s t l i c h e n K o l l e g vier Stimmen und 
d r e i v e r s c h i e d e n e A n s i c h t e n vorhanden: Köln-Mainz, 
Hannover, Brandenburg. 

Eine Annäherung Brandenburgs an Köln und Mainz war 
nicht zu erwarten. Die E n t s c h e i d u n g lag also bei H a n n o -

1 0 6 ) 22.4.90. Dmpteda an Georg ffl. D. Gal. 11, G. J3, 359. • 
10«) 29.4.90. Dmpteda an Georg m. D. ebenda. 
1 0 7 ) 9. 5. 90. Dmpteda an Georg HI. D. par estafette, ebenda. 
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v e r. Ein Anschluß Hannovers an Brandenburg würde zur 
Stimmengleichheit geführt haben; die Angelegenheit wäre unent-
schieden geblieben. Gerade dies aber mußte Hannover, nachdem es 
sich einmal so intensiv der ganzen Frage angenommen hatte, un­
bedingt vermeiden. Also blieb nichts übrig als der Anschluß an 
Mainz und Köln. — 

Auf den Mainzer Antrag, den Pafsus „provisorische Akzepta-
tion" in „zur Wissenschaft und behufigen oder weiteren Verfügung" 
umzuändern, war das hannoversche Ministerium nicht eingegan­
gen 1 0 8 ) . Es hatte sich bemüht, Mainz die Richtigkeit der hannover­
schen Formel klar zu machen1 0 9). Das erwies sich jedoch als ver­
geblich. Mainz berief steh auf eine Mitteilung des hannoverschen 
Ministeriums an Steinberg, welche besage, Ompteda sei angewiesen, 
sich mit Strauß zu „lonsormieren"1 1 0). Dies war eine Behaup­
tung, die den Tatsachen nicht ganz entsprach. Hannover hatte in 
dem fraglichen Refkript an Steinberg (vom 22. April) lediglich 
Anweifung an Ompteda erteilt, fich mit Strauß zu vereinbaren. 
Damit war aber schwerlich gemeint, er solle den Mainzer Stand­
punkt zu seinem eignen machen. Das verlangte Anfang Mai 
Strauß auf Anweifung seines Hofes. 

Ompteda trug Bedenken, auf diefes Verlangen einzugehen. 
Er stellte dem Ministerium eingehend die Schwierigkeiten vor 1 1 1 ) , 
die entstehen würden, wenn Hannover sein Votum änderte und sich 
Mainz anschlösse. Erstens müsse es Sachsen kränken, dem sein 
Prosorma-Recht sehr am Herzen liege. Zweitens aber würde auch 
Berlin verärgert sein. Vor allem und besonders aber sei es deshalb 
bedenklich, weil dem hannoverschen Votum im Fürstenkollegium 
etliche 20 Stimmen gefolgt feien, obfchon fie teilweise den Ausdruck 
„ p r o v i s o r i s c h e Akzeptation" bedenklich gesunden hätten. 
Wenn Hannover nunmehr abschwenkte, so würden fie nicht folgen; 
denn die Stimmung hei den weltfürstlichen Höfen fei im allgemeinen 
die, daß man den Vikarien eher etwas mehr einräumen müsse als 
weniger. Den Mainzer Standpunkt teile außer Köln keiner; es 

1 0 S ) siehe Seite 66. 
1 O T) 22.4.90. aJlinisteriurn an Steinberg. <Xal. 11, ©. I, 1032. 

1 1 0 ) 9. 5. 90. Ompteda an 2Rin. Stafette. Cal. 11, ©. n, 359. 
m ) 9. 5. 90. Drnpteda an ©eorg IUI. Original par estafette, 

Gal. 11, ©. II, 359. 
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sei also in jeder Weise unratsam, Mainz nachzugeben. Er bat das 
Ministerium, evtl. auf den Kurfürsten einen Druck auszuüben. 

Rudloff war anderer Anficht1 1 2). Er erkannte richtig, daß 
Mainz durch Übergriffe Karl Theodors und die Differenzen mit 
Sachfen verärgert, sowie auch wohl durch Köln beeinflußt, nicht 
nachgeben würde. Gab Hannover Mainz nicht nach, so war die 
Folge, daß kein Konklusum im kurfürstlichen Kollegium zustande 
kam. Darin, daß man allenfalls die Gefolgschaft der fürstlichen 
Stimmen dabei verlor, sah Rudloff keine Gefahr, weil man sich 
ja sach l i ch e i n i g war. Ompteda erhielt Befehl, fich Mainz 
nachträglich anzuschließen und die fürstlichen Gesandten davon in 
Kenntnis zu setzen113). 

Rndlosfs Ansicht erwies sich als die richtige. Mainz machte 
Miene, das Protokoll offen zn halten 1 1 4), wodurch die ganze Er­
ledigung der Sache verhindert wäre. Inzwischen aber hatte 
Ompteda den Befehl feiner Regierung erhalten und trat uuu in 
der Sitzung vom 21 . Mai 1790 dem Mainzer Standpunkt bei; 
sofort erklärte fich Strauß zur Vorlage des Konklufum-Projektes 
bereit. Trier machte jetzt noch einmal feine Widersprüche geltend 
und erreichte in der Tat, daß man die Sitzung auf den 31. Mai 
vertagte. 

Auch sonst waren Hemmungen nicht ausgeblieben. I m Fürsten­
rat hatte Borie beantragt, über jeden Punkt des Schlusses einzeln 
zn beraten. Das hätte natürlich zu derartigen Weitläufigkeiten ge­
führt, daß die Angelegenheit nie zn Ende gekommen wäre. — 

Dem Umfall Hannovers folgte nur die Stimme von Speyer 
und Hildesheim-Paderborn, die übrigen Gesandten erstatteten Be­
richt an ihre Höfe. Es war indessen vorauszusehen, daß sie Han­
nover aus seinem neuen Wege nicht solgen würden. Es entstand 
hierdurch eine Verwirrung, die ein Kuriosum zeitigte 1 1 6): Da im 
Fürstenrat die hannoversche Stimme auf das Herzogtum Bremen 
abgegeben wurde, fo fprach man nun bei den Beratungen über das 
Konklusum von dem ersten und dem zweiten hannoverschen Votum 
als von „Altbremen" und „Reubremen". — 

»«) 15.5.90. 3Kanusknpto.on Rudioffs Hand. £al. 11, ©. I, 1062. 
»") 15.5.90. SRinisterium an Ompteda. Stafette, ebenda. 
"*) 17.5.90. Ompteda an ©eorg HI. O. <£al. 11, <£. n, 359. 
1 1 8 ) 27.5.90. Ompteda an ©eorg HI. O. CCal. 11, ©. II, 359. 



— 71 — 

Am 31. Mai wurden die Projekte zu den Kollegialschlüssen 
vorgelegt 1 1 6 ). Da vorauszusehen war, daß hierbei das Konklusum 
des Kurkollegiums hinsichtlich der Ratisikation in der M a i n z e r 
Form dem des Fürstenkollegiums in der e h e m a l i g h a n n o ­
v e r s c h e n widersprechen würde, was möglicherweise einen Reichs­
schluß verhindern konnte, richtete Strauß die Formel im kurfürst­
lichen Konklusum so ein, daß eine offene Tür zur Einigung mit 
dem Fürstenrat blieb. Der Passes im Kurkollegialschluß lautete 
jetzt: „. . . daß von den Reichsvifarien der gesaßte Beschluß in 
einem ferneren Komissionsdekret zur Wissenschast a n g e n o m m e n 
werden solle". Annehmen und akzeptieren konnte man schließlich 
wohl als ein und dasselbe betrachten; und das war wichtig, denn 
im Fürstenrat war die Zahl derer, die für „provisorische Akzepta-
tion" stimmten, noch erhöht worden, da Goerz sich am 28. Mai 
dieser Formel angeschlossen hatte 1 1 7 ) . Goerz ließ zwar den Ausdruck 
„provisorische" fort, doch die gesamte hannoversche Klientel schloß 
sich ihm an. 

I m F ü r s t e n r a t hatte nun am 31. 5. der salzburgische 
Gesandte von Zillerberg einen derart trostlosen Entwurf vor­
gelegt 1 1 8), daß man die Sitzung auf den nächsten Tag verschieben 
mußte, wo dann endlich das sürstliche Konklusum zustandekam. — 
Am 4. Mai begann die R e - und K o r r e l a t i o n , d. h. die 
Bergleichung der beiden Konklusa1 1 9). Strauß war wieder einmal 
ohne Instruktion. Als sie aber endlich eintraf, war sie überraschend 
entgegenkommend, und man einigte sich endlich am 7. Mai im 
Reichsfchluß doch auf den Ausdruck „akzeptieren". 

So war diese mit soviel Widerständen und Gegensätzen be­
lastete Frage zu einem guten Ende geführt. Hannover hatte auf 
dem Wege über feine Klientel schließlich doch eine Meinung durch­
gefetzt, die es selbst ausgegeben hatte. Es war Mainz entgegen-
grkommen und hatte doch einen Passus durchgedrückt, der Sachsen 
mindestens nicht beleidigen konnte. Den Löwenanteil an dem Er­
folge hatte Ompteda. Georg III. kargte denn auch nicht mit feinem 
Lob für ihn und das Ministerium 1 2 0). — 

1 1 6 ) 3. 6. 90. Ompteda an ©eorg I1X 0 . Cal. 11, ©. II, 359. 
31.5.90. Ompteda an ©eorg III. O. Cal. 11, C\ II, 359. 

m ) 3. 6. 90. Ompteda an Georg III. O. Gal. 11, C n, 359. 
110) 7. 6. 90. Ompteda an ©eorg III. O. Cal. 11, ©. II, 359. 
: 5°) 6. 7. 90. St. james. ©eorg III. an Ministerium. Original. 

Cal. 11, ©.II, 359. 
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Run aber war die Hauptfache, wie sich die Vikariatshöfe zu 
dem Reichsschluß stellen würden. Das Ministerium säumte nicht, 
Sachsen in einer schmeichelhaflen Rote 1 2 1 ) die Annahme zu ernpseh-
len. Allein Sachsen lehnte diese Regelung ab und später auch 
Psalz - Bayern 1 2 2). Statt einer Annahme machte Sachsen Gegen­
vorschläge und wollte sogar das Recht in Anspruch nehmen, ihm 
mißfallende Schlüsse an das Reich zurückverweisen zn können 1 2 3). 
Hannover hoffle nun auf die Aufnahme des Schlusses in die Wahl­
kapitulation, aber auf dem Wahlkonvent f i e l P r e u ß e n u m , 
und es kam zu nichts. Georg III. fand, es fei wieder einmal ein 
Beweis, daß auf Preußen kein Verlaß fei, wenn andere Dinge mit­
sprächen1 2 4). 

Gelegentlich des Interregnums im Iahre 1792 wurde dann 
nochmals über das Reichsvikariat verhandelt. Auch diesmal ohne 
Ersolg 1 2 5). — 

So endete der Streit um die Vikariatsgerechtfame wie so vieles 
andere mit einer Regelung von seiten des Reichstages, die dann 
doch nicht durchgesührt werden konnte; eine jener bedenklichen Er­
scheinungen, welche die Untauglichkeit der Reichsverfassung besser als 
irgendwelche langatmigen Darstellungen beweisen. Die Angelegen­
heit selbst war nicht gerade von Bedeutung; im Rahmen der vor­
liegenden Arbeit aber interessiert die Vikariatssache doppelt. Ein­
mal, weil sie in diesen Zeitläufleu die einzige war, in der Hannover 
die Initiative ergriff und zu dem Reichsschluß entscheidend beitrug; 
zum anderen, weil sie die Mißverhältnisse im deutschen Fürsten­
bunde, der sich — ein armer Halbinvalide — mühsam bis dahin 
geschleppt hatte, eindringlich auszeigt. Sie beweist, wie Georg III. 
zum Schluß richtig bemerkte, daß Preußen seine Interessen von 
denen des Bundes als solchen getrennt hatte, im scharfen Gegensatz 
zu feiner früheren Politik. Sie zeigt fernerhin die gewandte Politik 
Hannovers, feine Klientel Preußen gegenüber zur gefälligen Be­
achtung in das rechte Licht zu rücken. 

1 2 1 ) 23.6.90. aiün. on Hardenberg, mit Rote. Äonjept ebenda. 
1 2 2 ) 17.6.90. Drnpteda an ©eorg m. D. P.S. ©al. 11, ©. n, 359. 
1 2 3 ) 27.6.90. Drnpteda an ©eorg m. D. P.S. ©al. 11, ©. II, 359. 
1 2 4 ) 5.10.90. St. 3ames. ©eorg m. an aRinisterium. D. P.S. 

©al. 11, ffi. I, 1062. 
» 5 ) ©al. 24, Sachsen 330. 
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V. 

Die Auslösung bes Bundes. 

(Unruhen im Reiche. — Empörung in Lüttich. — Preußen, 
England und die europäischen Verhältnisse seit Abschluß der Allianz 
von Loo. — Weiterer Verlaus der Lütticher Unruhen. — Versuche, 
Hannover zum Eingreisen in Lüttich zu bewegen. — Verhandlung 
auf dem Wahlkonvent und Einschreiten .Österreichs. — Folgen der 
preußischen Politik in Lüttich. — Fürstentag im Interregnum und 

Wahl Leopolds.) 

Unruhen im Reiche1). 

Der Marasmus der Reichsverfaffung, der Zerfall des Fürsten-
bundeg und die besondere Stellung Preußens zu beiden, Reich und 
Bund, konnte kaum deutlicher gezeigt werden als durch die Empörung 
der Lütticher Stände gegen ihren Landesherrn und ihre Unter­
drückung. Sie kam im Hochsommer 1789 zum Ausbruch. — 

Die Unzufriedenheit der Bevölkerung, die sich mehr oder minder 
stark allenthalben im deutschen Reich bemerkbar machte, kann aus die 
franzöfifchen Regungen zurückgeführt werden. Es wäre indessen 
nicht gerechtfertigt, wollte man immer nur von Rachahmungen 
sprechen; denn die Ursachen der Unzufriedenheit in Deutschland und 
Frankreich waren meist gänzlich verschiedener Art. Demagogie kann 
zwar gelegentlich epidemisch austreten, jedenfalls aber immer nur 
dann und dort, wo sie Rährstoff in genügender Menge vorstndet. 

Man kann nicht behaupten, daß es an solchem in den deutschen 
Staaten gefehlt hätte. Am wenigsten in den geistlichen Territorien 
und den kleineren Fürstentümern. Es wäre müßig, an dieser Stelle 
eingehende Untersuchungen in der Entwicklungsgeschichte irgend­
welcher Kleinstaaten anzustellen, um die Ursache solcher Unzusrieden-

') Literatur: 
3. Scher r: Deutsche Sitten- und Kulturgeschichte. Leipzig 1858. 
Gl. Xh. Per thes : Das deutsche Staatsleben oor der Reoolution. 

Hamburg 1845. 
Gl. Xh. P e r t h e s : Politische Zustände und Personen in Deutschland 

zur Zeit der franz. Besetjung. Bd. II. Gotha 1869. 
S p r i n g e r : Franzosenherrschaft in der Pfalz. 
Xh. K. © o r m a n: America and Belgium, a study of the influence of 

the United States upon the Belgian Revolution of 
1789/90. — London. 
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heit zu stnden. Rur die eine Ersahrnngstotsache mag angeführt 
sein, daß der Kleine und Mindermächtige am ehesten zu über­
triebener Hervorkehrung seiner kümmerlichen Machtbefugnisse neigt. 
Bei den kleineren Potentaten des 18. Iahrhunderts artete dieses 
Streben stellenweise ins Lächerliche aus. — 

Die geistlichen Landesherren waren im galanten Zeitalter ihres 
Lebens recht froh. Die vom Bersailler Hofe nebst anderen Übeln 
herübergekommene Lafzivität der Sitten fand bei ihnen nicht minder 
Eingang, denn bei ihren weltlichen Kollegen; und wenn das 
Regiment der geistlichen Herren im allgemeinen auch wohl ein wenig 
milder war, so doch sicher nicht im Punkte des Steuerzahlens. Wie 
groß die Ausnutzung und Unterdrückung der Untertanen war, geht 
wohl am deutlichsten ans der Tatsache hervor, daß führende und 
moralisch unantastbare Persönlichkeiten des geistigen Deutschlands 
den Ausbruch der sranzösischen Revolution mit Emphase begrüßten. 

Die Duldsamkeit der breiten Masse ist relativ sehr groß. Sie 
beruht aus der Macht der Gewohnheit und einer gewissen Ehrfurcht 
wider Willen vor allem, was durch Tradition bevorrechtet und ge­
heiligt ist. I m Verlauf des 18. Iahrhunderts ergab steh aber, daß 
das Verhältnis zwischen Landesheern und Untertan in d e m Maße 
vereinfacht wurde, wie sich die sozialen Verhältnisse komplizierten. 
Das verträgt sich auf die Dauer schlecht. 

Das Verhältnis der Fürsten zu ihren Landeskindern war fo 
primitiv wie möglich. Rechte befaßen nur die Landesväter; die 
Pflichten blieben den Untertanen. So erstarrten die Beziehungen 
zwischen beiden zu einer ganz inferioren Form des Staatslebens, 
dem jede Aufllärung zuwider sein mußte. Diese war aber einmal da 
und breitete sich mit Geschwindigkeit aus. Die Folge war, daß 
allenthalben eine Spannung entstand, die sich dann eben hier und 
da Lust zu machen suchte. Die Geschichte der deutschen Staaten ver­
zeichnet im vorletzten Iahrzehnt des 18. Iahrhunderts kleinere Un­
ruhen in Trier, Speyer, Sachsen und anderenorts. Unzufriedenheit 
mit den bestehenden .Verhältnissen war überall zu spüren. — 

Unruhen ganz anderen Eharakters aber waren es, die in den 
österreichischen Riederlanden entstanden und Ioseph II. in arge 
Berlegenheit brachten. Sie stellten die Reaktion der privilegierten 
Stände und des Klerus gegen die zentralistischen und aufllärerischen 
Bestrebungen des Kaisers dar. Aber indem diese Letzteren sich mit 
dem Absolutismus vereinigten und die unumschränkte Regierungs-
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gewalt des Herrschers bezweckten, nahm auch die ihretwegen ent­
standene Empörung die Gestalt einer Revolution an, da sie eben den 
Sturz der unumschränkten Herrschergewalt zum Ziel hatte; allerdings 
nicht zugunsten des Volkes, sondern der privilegierten Schichten. 
I n einem gewissen Zusammenhange mit den Unruhen in den habs-
burgischen Riederlanden stand d i e E m p ö r u n g d e r L ü t t i c h e r 
S t ä n d e w i d e r i h r e n L a n d e s h e r r n , den Bischos, 
Grafen Hoensbroech. — 

Empörung in Luttich. 
Das Bistum Lüttich gehörte reichsrechtlich zum niederrheinisch-

westfälischen Kreife. Ein Blick auf die Landkarte zeigt jedoch, daß 
es geographisch und damit machtpolitisch mit mindestens gleichem 
Recht dem burgundischen Kreis, der durch die österreichischen Nieder­
lande gebildet wurde, zugerechnet werden konnte. Mit dem burgun­
dischen Kreise hatte es eine eigene Bewandtuis; seine Stellung zum 
Reiche war zweideutig. Der Burgundische Vertrag von 1548 hatte 
ihn dem Reiche einverleibt, allein der Vertrag war vom Reich nicht 
anerkannt worden. Später im Iahre 1694 (am 3. September) war 
einmal ein Reichsschluß unter dem Eindruck der sranzösischen Be­
drohungen zustandegekommen, der dem Kreise einen gewissen Schutz 
durch das gesamte Reich gewähren sollte. Indessen war dieser 
Schluß in den späteren Friedensverträgen niemals angezogen wor­
den. Als die Niederlande durch den Frieden zu Utrecht im Iahre 
1713 an das Haus Österreich sielen und Karl VI. 1729 vom Reich 
die Anerkennung des Vertrages von 1548 begehrte, ward dies als 
„bedenklich" befunden. Mithin war, wie in so vielen anderen 
Fällen auch bezüglich der Zugehörigkeit des burgundischen Kreises 
zum Reiche nichts Bestimmtes festgesetzt worden. Infolgedessen 
hatte auch das Ansinnen Iofephs II., welches er durch Albini im 
Dezember 1789 in Mainz vorbringen ließ 2), nämlich ihn bei ber 
Unterdrückung des niederländischen Aufstandes von Reichs wegen 
zu unterstützen, keine große Aussicht. Der Kursürst von Mainz 
wandte sich in engstem Vertrauen an Hannover; dort erklärte man 
sich gegen die Sache. Beulwitz erkannte keine Verpflichtung sür das 

') 21.12.89. — 24.12.89. — 28.12.89. Steinberg an ©eorg III. 
£>. eal. 24, SRainz 164. 
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Reich oder einzelne Stände an 3). Darauf lehnte Mainz im Iannar 
1790 das kaiferliche Gesuch ab 4 ). 

Die Stellung des burgundifchen Kreifes fpielte auch im 
weiteren Verlaufe der Lütticher Revolution eine gewisse Rolle. 

Diese Revolution selbst hatte ihrem Ursprung nach keineswegs 
mit den Brabanter Unruhen etwas gemein. Sie entstand aus der 
.Unzufriedenheit über eine Spielverordnung, die der Bischof für das 
Bad Spa erlassen hatte6). Die Stände hielten das für einen Ver­
fassungsbruch. Es kam zu Streitigkeiten, Ausschreitungen und 
Verhandlungen, während deren der Bischof plötzlich und seiner 
Würde nicht ganz entsprechend verschwand. Wenige Tage darauf, 
27. August 1789 erging bereits ein Kammergerichtsdekret, das die 
Ejekution gegen die Lütticher Stände durch den niederrheinifch-
westsälischen Kreis anordnete. Die ausschreibenden Fürsten des-
felben, nämlich Pfalz-Bayern, Köln und Brandenburg wurden an-
gewiesen, die Ejekution einzuleiten. Damit geriet Preußen in ein 
Dilemma. — 

Preufen, England und die europäischen Verhältnisse 
seit Abschluß der Allianz von Loo. 

Die preußische Politik hatte, wie wir sahen, nach 1788 eine 
entscheidende Wendung genommen, indem Hertzbergs Ehrgeiz eine 
nachhaltige Einflußnahme Preußens auf die europäischen Verhältnisse 
zu gewinnen fuchte. — Die türkische Kriegserklärung an Rußland im 
Iahre 1787 hatte die preußische Entschließung zum Eingriff in die 
holländischen Wirren gefördert und damit im weiteren die Triple-
allianz von 1788, das Bündnis zu Loo, mit hervorgerufen; denn 
durch den Zwang zur Unterstützung Rußlands waren Österreichs 
Kräfte im Osten gebunden. Preußen hatte im Westen freien 
Spielraum. 

Preußens europäische Stellung war durch das Bündnis zu Loo 
zweifellos erheblich gestärkt worden0). Hertzberg gedachte sie bei der 

») Gal. 11, 8.1, 1059. fJKonuskript oon Beulmitz zu dem Thema: 
Ob dem Kaiser in Ansehung der Riederlande eine Hilfsleistung ange-
deihen zu lassen sei. 

*) 4.1.90. Steinberg an ©eorg III. Hai. 24, RCainz 164. D. 
5 ) s. Ranke, Die »lachte . . . II, S. 117 und 118, und ferner Dohm, 

Die Lütticher Reoolution im Sahre 1789. Berlin 1790. 
8 ) f. Ranke, Die RCächte . . . 17, S. 71 ff. 



— 77 — 

immer schwieriger werdenden Lage Iosephs auszunutzen. EI wollte 
Preußen eine Schiedsrichterrolle zuweisen, bei der es alsdann sein 
Gebiet auf Kosten Polens erweiterte. Polen wieder sollte durch 
österreichisch Galizien entschädigt werden, während Österreich selbst 
sich an der Türkei schadlos halten sollte. Dieser mit ungeheurer 
Hartnäckigkeit von ihm verfolgte und verteidigte Plan in all seiner 
Weitläufigkeit ließ Hertzberg für alles Übrige nur ein halbes Ohr 
und leider auch nur ein halbes Auge übrig. Run lud wohl die 
Situation Österreichs in den Riederlanden zu einer Einmischung 
der Tripleanianz ein. Dabei übersah man aber in Berlin ein 
Moment der englischen Politik; mit der französischen Revolution war 
die von Frankreich her Holland drohende Gefahr geschwunden und 
mit ihr das trennende Moment zwischen Wien und London, das 
Versailler Bündnis 7 ) . Preußen konnte bei einem Vorgehen gegen 
Österreich nicht mehr aus volle Unterstützung Englands rechnen8). 

Es konspirierte mit den Brabanter Rebellen; England jedoch 
nicht. Sodann tauchte der Plan auf, Belgien zur Unabhängigkeit 
zu verhelfen und es dem Fürstenbund anzugliedern9). England 
war dem entgegen. Preußen war gesonnen, die belgischen Unruhen 
sür seine Zwecke gegen Österreich auszubeuten; Friedrich Wilhelm 
rechnete mit einem Krieg gegen Österreich. England war ihm ab­
geneigt. 

Diese verschiedenen Anschauungen der beiden Alliierten hin­
sichtlich Belgiens übertrugen sich getreulich auf die inzwischen aus­
gebrochenen Unruhen in Lüttich. I n Belgien hemmte England den 
preußischen Bundesgenossen; in Lüttich besorgte dies Hannover. 
Preußen nannte die Lütticher und Brabanter Unruhen in einem 
Atem. I n Hannover trennte man beide scharf. Der Gesandte von 
Lenthe, der nach preußischem Vorbild die beiden Angelegenheiten in 
seinen Berichten miteinander verquickte, erhielt eine Zurecht­
weisung1 0). Der gleichen Ansicht waren die übrigen Reichsstände. 
Man wollte sich dem preußischen Interesse nicht unterordnen11). 

7 ) s. äBittichen, Preußen und die Reoolutionen in Belgien und 
Lüttich. Gottingen 1905. Seite 14. 

8 ) s. äBittichen, Preußen und die Reoolutionen in Belgien und 
Lüttich, Seite 36. 

•) s. Ranke, Die RCächte . . . II, S. 135 und »Sittichen, S. 38. 
1 0 ) 23.12.89. SRinisterium an Lenthe. Hai. 24, Br.-Pr. 507. Äzpt. 

— 1. 1. 1790. Ministerium an Georg III. Gal. 11, 1057. Äzpt. 
1 1 ) 11.12.89. Ministerium an Georg IIT. (Ebenda. Äzpt. 
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Aber "in Berlin war man willens, die Belgier in ihrem Streben 
nach Unabhängigkeit zu unterstützen; dem zufolge dursten fie durch 
eine Maßnahme Preußens gegen die ihnen wesensverwandten 
Lütticher Infnrgenten nicht abgeschreckt werden. Eine solche in Ge­
stalt der Ejekution aber verlangte das Kammergerichtsdekret vom 
27. 8. 1789. — 

Weiterer Verlaus der Lütticher Unruhen. 

Zu den einmal vorhandenen politischen Absichten Preußens 
kam noch hinzu, daß sich Friedrich Wilhelm mit Borliebe iu der 
Rolle eines Beschützers der Unterdrückten fühlte, worin er weder 
sympathisch noch glücklich war. Beldes veranlaßte die ablehnende 
Haltung Preußens gegen das Kammergerichtsdekret. Hertzberg 
bestritt die Zuständigkeit des Kammergerichts und hielt den Reichs­
hosrat für das gegebene Tribunal. Ferner suchte er die Haltung 
Preußens mit dem möglichen Beitritt Lüttichs zum Fürstenbunde 
zu rechtfertigen. Auch wollte er ein Eingreifen der Union überhaupt 
anbahnen 1 2). Alle diese Borschläge fanden nirgendwo Gehör 1 3). 
Es war auch unschwer zu erkennen, daß es lediglich Berfchleppungs-
versuche waren 1 4). Machte dieses schon keinen guten Eindruck, fo 
wurde die Sache an Ort und Stelle selbst ganz und gar verfahren 
durch eine falsche Stellungnahme des preußischen Direktorial­
gesandten am niederrheinifch-wrstsälischen Kreis, von Dohm 1 6). 

Der Geheimrat von Dohm war schon gelegentlich hervor­
getreten. So unter anderem, als sich die öffentliche Meinung mit 
dem Fürstenbund beschäftigte; Gemmingens Schrift wurde von chm 
widerlegt 1 6). Er war ein biederer Mann, echt preußischer Beamter 
und daher im gegenwärtigen Spiel der Intrigue ganz und gar 
nicht am Platz. Es ist nicht klar ersichtlich, ob Dohm dann und 
wann seine Befugnisse überschritten hat. Hertzberg ließ ihn immer­
hin erst fallen, als der Mißerfolg der preußischen Politik klar zutage 
lag. — 

Dohm verdarb es zunächst einmal mit seinen Kollegen, indem er 
über ihre Köpfe hinweg mit den Insurgenten unterhandelte. Als 

") 12. 9. 89. Lenthe an ©eorg in . ©al.24. Br.=Pr. 507. D. 
") 25. 9. 89. Min. an Lenthe. Äonzept ebenda. 
") 16.10.89. ©eorgm. an 3Jlin. P S . D. Hol. 11, ©. 1,1057. 
15) s. SBittichen, Preu&en und die Reool., S. 51. 
*«) s. Reujj, Staatskanzlen 13. 
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das Direktorium des niederrheinisch'westfälischen Kreises vom 24. 
bis 26. Rovember zusammentrat, um über die nächsten Schritte 
zu beraten, fanden sich auch die Führer der Revolution ein, um eine 
Vermittlung zu erreichen. Köln und Iülich beschlossen Durchführung 
des Kammergerichtsdekrets; Dohm aber tat den ungewöhnlichen 
Schritt, eine Veröffentlichung von sich zu geben, die den Lütticher 
Insurgenten Sicherheit und Reuwahlen ihrer Behörden versprach17). 
Das löste im Reiche den heftigsten Widerspruch aus, vor allem bei 
Mainz und Hannover 1 8). Wie die Einstellung war, geht aus dem 
Bericht des Hannoverschen Ministeriums an Georg III. hervor 1 9), 
worin es heißt, daß man fich nicht durch Preußens Verhalten korn-
prirnittieren lassen könne. Dem folgte die Anweisung an Ompteda 
und die Wiener Gesandtschast20), Hannovers gegensätzlichen Stand­
punkt, wenn es nötig sei, bekannt zu geben. 

Der Schritt Dohms war ein Bruch der Reichsversassung. Er 
selbst hat sein Verhalten zu rechtseriigen versucht. Allein mit Sen­
tenzen, wie „alle menschlichen Einrichtungen — also auch die Reichs­
versassung — sind nur für die Mehrheit der Fälle gemacht" 
n. a. m. 2 1) konnte er wohl kaum hoffen, bei den Reichsständen, die 
an sich schon in einiger Besorgnis vor Unruhen waren. Freunde zu 
erwerben. Dohm mußte wissen, daß die Reichsverfaffung für die 
Stände eine Einrichtung war, ohne welche sie gar keine Eristcnz-
möglichkeit besaßen. Es ging darum nicht an, daß Preußen den 
kleineren Ständen die Zustimmung zu einer Politik zumutete, welche 
die Verfassung mißachtete. — 

Entscheidend war d i e S t e l l u n g n a h m e H a n n o v e r s , 
weil es sozusagen der zweite Mittelpunkt des Bundes geworden war. 
Wenn der englische Gesandte Ewari in Berlin Äußerungen gegen 
Lenthe sollen ließ, als billige England Preußens Politik hinsichtlich 
der Niederlande und Lüttich, so wiegt das nicht schwer, denn der 
temperamentvolle Ewart handelte nicht immer seinen Instruktionen 

") s. »Sittichen. Preuijen und die Reool., S. 50. — 3.12.89. Lenthe 
an ©eorg III. O. Hai. 24, Br.»Pr. 507. 

18) 12.12.89. 3Hin. an Lenthe. Konzept. — 18.12.89. 3Jlin. an 
©eorg in. Konzept. £al. 11, (£.1, 1057. 

19) 11.12.89. SRin. an ©eorg m. Konzept ebenda. 
=°) 16.12.89. 9Hin. an SSenckstern und Ompteda. Konzept ebenda. 
2 1 ) s. o. Dohm, Die Lütticher Reoolution . . . 
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gemäß 2 2). Lenthe, von ihm und Hertzberg scheinbar beeinflußt, 
schlug vor, Hannover möge den Mittelsmann spielen. Die Antwort 
daraus war ungewöhnlich scharf 2 3): „Lenthe habe fich aller Reben-
konsiderationen zu enthalten; an Vermittlung fei kein Gedanke." 

Lenthe schlug nun Hertzberg vor, ein neues mittlerweile er­
gangenes Kammergerichtsdekret vom 4 . Rovember, welches das alte 
bestätigte, zum Anlaß einer Reuorientierung der preußischen Politik 
zu nehmen. Hertzberg lehnte ab: der König habe sich gegen den 
Lütticher Abgesandten, Bürgermeister Fabry, verbindlich gemacht 
zu d e m , was Dohm deklariert habe, und allein daraus hätten die 
Lütticher den Einmarsch der Ejekntionstruppen geduldet. Den 
gleichen Standpunkt äußerte der König selbst in seinem Antwort­
schreiben an Mainz 2 4). Er drohte mit dem Rückzug der preußischen 
Truppen. — 

Inzwischen hatte, nachdem unter dem General von Schlüssen 
der Einmarsch der Preußen und Psälzer in Lüttich am 3 0 . Rovem-
ber schließlich doch vor sich gegangen war, Dohm daselbst weiter ge-
wirtschaflet. Gemäß königlicher Instrnktion hosfle er in Kürze eine 
Interimsregierung zustande zu bringen und alsdann dem Fürst-
bischos Vermittlungsvorschläge unterbreiten zu können25). Dohm 
war der Meinung gewesen, das erste Kammergerichtsnrteil sei ein 
Produkt mangelhafler Kenntnis der Situation. Inzwischen aber 
war es am 4 . Rovember auss Reue brstätigt worden. Dohm bat 
daraufhin nm neue Instruktion. Er selbst gab drei Möglich­
keiten an: 

1. Befolgung des Kammergerichtsdekrets. — Das sei mit der 
Würde des Königs nicht wohl vereinbar und schlage der 
Gerechtigkeit ins Gesicht; denn die Lütticher wären im 
Recht. 

2. Die Durchführung des preußischen Planes. — Diese sei 
schwierig. 

") Lenthe an Beulroitz. 0 . Cal. 24, Br.-Pi. 507. (Ohne Datum 
21./12. in Hannooer eingegangen.) Siehe ferner äBittichen, Preußen 
und (England, und Luckroald a. a. O. 

2 S ) 23.12.89. 3Rin. an Lenthe. Äonzept ebenda. 
") 16.12.89. Friedrich SBilhelmll. an Kurfürsten »on 9Kainz. 

«bschrist Cal. 24, Br.=Pr. 507. 
S 5 ) Maastricht, 8.12.89. Dohm an Friedrich SBilhelmll. Ab-

schrift ebenda. 
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3. Der König könne erklären, er wolle die Sache nach seinem 
Plan regeln oder zurücktreten. 

Dieser Bericht gibt Ausschluß über zweierlei. Erstens war 
Dohm der Lütticher Bewegung mehr als zuträglich geneigt; zweitens 
war es mit seiner politischen Befähigung nicht zum Besten bestellt. 
Was seine drei Möglichkeiten anbelangt, so war überhaupt nur noch 
die letzte möglich. Wenn Dohm weiterhin mit der Möglichkeit eines 
Zusammengehens der Lütticher und Brabanter beim Abmarsch der 
preußischen Truppen rechnete, so war das eine völlig irrige Annahme. 
Die Brabanter würden sich wahrscheinlich gehütet haben, Kammer­
gericht und Reich derart vor den Kopf zu stoßen. Wenn er ferner 
glaubte, daß die Lütticher fich der Gewalt widersetzen würden, auch 
wenn der Brabanter Aufstand unterdrückt fei, und fich womöglich 
gar Preußen in die Arme werfen würden, fo ist dabei ganz und gar 
unverständlich, wie Dohm sich ihren Schutz durch Prenßen im Gegen­
satz zum gesamten Reich dachte. Die einzige Möglichkeit war eben 
die, daß fich Preußen ganz von der Sache zurückzog; es blieb dann 
wenigstens nur der Vorwurf, daß Preußen fich feinen Pflichten 
gegen das Reich entzog. Der aber wog weniger schwer. — 

Die Gerüchte über einen Anschluß Lüttichs an Brabant rührten 
von einem Schreiben van der Roots, des Führers der Brabanter 
Revolutionäre, an die Lütticher Stände her 2 6 ) . 

Van der Root erinnerte darin an die jahrhundertealten guten 
Beziehungen zwischen beiden Völkern und forderte die Lütticher zum 
Anschluß an das revolutionäre Brabant auf. Die Brabanter, heißt 
es, würden ihrerseits alle Engagements treu erfüllen. Zum Schluß 
erwähnt er die Möglichkeit, daß belgische Insurgenten die Grenze 
gezwungen überschreiten könnten und bittet, dies nicht als Grenz­
verletzung aufzufassen. — 

Sol l man in diefem Schreiben tatfächlich eine Einladung 
erblicken? 

Der Brief van der Roots ist in einer Zeit aufgesetzt worden, 
als in Belgien die Entscheidung vor der Tür stand. Am 24. Oktober 
1789 hatten die Aufständischen von ihrem Sammellager Breda aus 
einen Einsall in die noch von Österreichern besetzten Gebiete gemacht. 
Die Vertreibung der Österreicher gelang aber erst, als ein regelrechter 

M ) Hoogstraot, 3. 11.89. Schreiben oon der Roots on die Lütticher. 
«al. 24, Bt.-Pr. 507. 

JHebnf. gaijrtudj 1931. 6 
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Bolksausstand ins Werk gesetzt wurde. Am 3. Rovember aber 
war die Situation noch keineswegs klar, und ein größerer Ersolg 
noch nicht eingetreten. Gent fiel erst am 17. Rovember. So liegt 
die Vermutung nahe, daß Root und van Eupen — der eigentliche 
Dirigent der revolutionären Bewegungen — fürchteten, zurück-
gedrängt zu werden. Dabei konnten sie ins Lütticher Gebiet getrie­
ben werden, und für diese Eventualität war es immerhin besser, die 
Lütticher unterrichtet zu haben; wo nicht gar den Ersolg heim­
zutragen, daß etliche von ihnen sich den belgischen Truppen an­
schlössen. An einen vollständigen Anschluß hat Root kaum gedacht. 
Ein Wichtigtuer, der er war, hatte er gern die Finger überall, hielt 
Reden, schrieb Briefe, und benahm fich als ein Revolutionsheld 
ersten Ranges, der er ganz und gar nicht war. Die von Wittichen 
erwähnten Verbrüderungsfrste der Vonckisten mit den Lüttichern27) 
können ans sich beruhen bleiben. Vonck, der Führer der belgischen 
Demokraten, war von Root und Eupen, die den Klerus hinter sich 
hatten, bereits beiseite geschoben; er und seine Leute hatten keinen 
Einfluß mehr auf die Leitung der Geschäfte. 

So kann man die von Dohm und der preußischen Regierung 
immer wieder vorgebrachte Gefahr eines Zufammenfchlufses der 
Lütticher und Brabanter als gegenstandslos betrachten. — 

Preußen stand nun, zumal selbst die Berbündeten seine 
Politik öffentlich verurteilten, gänzlich isoliert da. Hierzu kam jetzt 
noch die lebhafte Propaganda Kölns, welches sich durch die Unruhen 
bedroht fühlte und durch Dohms Berhalten gegen seinen Direktorial­
gesandten sehr erbittert war. 

I n dieser Lage wäre es das Beste für Preußen gewesen, fich 
ganz aus der Affäre herauszuziehen. Man nahm tatfächlich die 
Zurückziehung der preußischen Truppen in Aussicht; aber Hertzberg 
hintertrieb sie; er hoffte noch einen Ausgleich zu finden und wollte 
wohl auch die günstige Pofition gegen Österreich nicht aufgeben28). 
Daher mißbilligte er in einem Brief an Beulwitz2 9) den Pafsus der 
Dohmschen Deklaration an die Lütticher, daß der neuen Lütticher 

") s. SBittichen, Preußen und die Reool., S.49, und H.SButtke, 
.Der Äornps der Freiheitsmänner und der Geistlichkeit in Belgien in 
den letzten 3ahrzehnten des norisen Jahrhunderts. — Hist. Xaschenhuch 
»on Raumer. Leipzig 1864. 

M ) s. SBittichen, S. 53. 
*•) 19.12.89. Hertzberg an Beulroitz. D. Cal. 24. 93r.-Pr.507. 

http://93r.-Pr.507
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Verfassung der Zustand vom Iahre 1684 zugrunde gelegt werden 
sollte3 0). I n diesem Iahre waren nämlich infolge der allerorten 
austretenden absolutistischen Tendenzen auch die Satzungen im 
Bistum Lüttich beseitigt worden. — Dohm war seines Orts eben­
falls nicht müßig, und trat mit Vorschlägen hervor; doch versuchte 
man auch von allen anderen Seiten, zu einem befriedigenden Er­
gebnis zu kommen. Der mainzische Rat Ioh. Müller, der begeisterte 
Anhänger des Fürstenbundes und der Absichten Karl Augusts von 
Weimar, beriet sich mit dem Hosrat Zwierlein, der als Lütticher 
und Hannoverscher Agent am Kammergericht tätig war 3 1 ) . Zwier­
lein stellte demnach ein Memorandum auf; dasselbe tat auch der 
münsterische Direktorialgefandte von Kempis. Des Letzteren Vor­
schlage hielt man in Hannover für besonders geeignet32). Sie 
empfahlen eine allgemeine Amnestie durch den Lütticher Bischof und 
waren auch sonst sehr entgegenkommend gehalten; zum Beispiel ver­
zichtete vom Kempis im Gegensatz zu Zwierlein aus die Abberufung 
Dohms. Hannover empfahl das münsterische Memorandum aller­
orten. Auch Karl August setzte sich sür eine allerseits befriedigende 
Lösung ein 3 3). Doch es erwies sich, wie Lenthe richtig erkannt hatte, 
daß Preußen auch auf den münsterischen Plan nicht mehr eingehen 
konnte34). Es erklärte, es wolle lieber seine Truppen zurückziehen35). 
Hertzberg plante serner die weitere Verhandlung nach Berlin zu ver­
legen und lud Lenthe dazu ein, was jedoch abgelehnt wurde, um 
nicht Hannover in das preußische Fahrwasser geraten zu lassen36). 

Vor allem aber war es so, daß bei allen und jeden Vergleichs­
handlungen immer noch die Zustimmung der maßgeblichsten Stelle, 
die des Herrn Fürstbischoss von Lüttich selbst, ausstand. S ie kam 
nicht; stattdessen lief ein sehr ehrerbietiges, aber sür Preußen nicht 
ganz angenehmes Schreiben ein, worin der Bischof die schlimme 

») siehe Seite 79. 
3 1 ) 19.1.90. Lenthe an ©eorg m. Original ebenda. 
3 S ) 23.1.90. 3Kin. an Lenthe und Dmpteda. Äzpt. — 5.2.90. 

3Rin. an Dmpteda und Steinberg. Kai. 11, (£. I, 1057. 
3 3 ) 9. 2. 90. Lenthe an ©eorg in. D. Hai. 24, Br.-Pr. 507. 
") 23.1.90. 3J£in. an Lenthe. Äzpt. — 30.1.90. Lenthe an 

©eorg III. Original ebenda. 
3 5 ) 6. 2. 90. Rote oerbale. Berliner Rlinisterium an Lenthe. 

Cal. 24, Br.-Pr. 507. 
3') 19.2.90 und 23.2.90. 3Kin. an ©eorg HI. €al. 11, ©. 1,1057. 

6* 
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Wirkung der bekannten Dohmschen Erklärung an die Lütticher vor­
stellte3 7). Hertzbergs Entgegnung war sehr trocken; fie hielt dem 
Bischof feine unvermittelte Abreife ans Lüttich vor, die nun freilich 
auch ein Fleck im Wappen des geistlichen Heren war 3 8 ) . Außerdem 
kundigte man dem Bischof den Rückzug der preußischen Truppen an. 
Darauf bat Hoensbroech um einen 14tägigen Aufschub, den man 
auch bewilligte. Allein schon ein paar Tage darauf lehnte er die 
Bermittlnng Preußens ab, denn inzwischen war etwas Reues im 
Gange 3 9 ) . — 

Der Bischof fand wohl einigen Rückhalt bei Mainz und vor 
allem dem habsburgifchen Majimilian von Köln. Dieser war der 
Mittelpunkt der Hetze gegen Preußen. Es erschien eine außerordent­
lich umfangreiche Druckschrift, vom Kurfürsten protegiert, die gegen 
Preußen gerichtet war. Auch an Georg III. wandte steh der Kur­
fürst von Köln, fein Minister Waldenfels an das Hannoversche 
Ministerium 4 0). Beide erklärten mit vieler Kourtoisie, wie gern 
man in Reichssachen sich an Hannover halte. Benlwitz und Rudloff 
erledigten die „Kommunikation aus eine generale Art": man hatte 
wenig Reigung in Hannover, fich mit Köln zu vereinigen. Vermut­
lich wollte man auch die Intimität Köln-Mainz nicht stützen41). — 

Ietzt gedachte Köln sogar die Sache an den Reichstag zu 
bringen. Dies benutzte Hannover zu einem letzten Vermittlungs­
versuch. Lenthe überreichte in Berlin eine Rote 4 2 ) , worin man 
Berlin anss Rene ermahnte, die guten Ratschläge seiner Verbündeten 
zu beachten. Man müsse sonst am Reichstag für Köln stimmen. Die 
Antwort siel unbefriedigend a n s 4 3 ) . — 

Inzwischen war im April 1790 das preußische Ejekutionskorps 
ous Lüttich abgerückt. Das pfälzische Kontingent schloß sich, da es 

") 16.2.90. Lenthe on ©eorg. 0 . dal 24, Br.=Pr. 507. 
Stehe auch Dohm, Die ßtttttcher Reoolutton, ärnnaleften. 

») 27.3.90. Lenthe an Georg HI. Original ebenda. 
M ) 30.3.90. Lenthe an ©eorg m. Original ebenda. 
*°) Bonn, 21.3.19. Kurfürst oon ÄiSIn an ©eorg HI. Original. 

— 18.4.90. 3Rin. an ©eorg IH. Äonzept. Cal. 11, ©. 1,1057. 
") 13.4.90. 9Rin. an ©eorglH. Äonzept ebenda. Siehe Ranke, 

..Die SRächte . . . H, S. 225. 
*») 27.4.90. 3Rin. an ©eorg HI. Äonzept ebenda. 
*») 8. 5. 90. Berliner SRinisterium an Lenthe. Rote oerbale. 0 . 

Cal. 24, Br.=Pr. 507. 
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allein zn schwach war, und weil ihm General Schlüssen die Lütticher 
Zitadelle nicht hatte einräumen wollen, ihm an. Daraushin besahl 
das hannoversche Ministerium Lenthe, kein Wort mehr über die 
ganze Sache zn äußern 4 4). 

M i t dem Rückzug seiner Truppen gab Preußen eine Position 
im Kampfe gegen Österreich aus. Er erfolgte gegen den Willen 
Hertzbergs, dessen Plänen er sehr entgegen war. Mit diesem Rück­
zug trat eine Verschlechterung der preußischen Lage ein. Das Bünd­
nis mit den Seemächten, die Basts, auf der die Pläne Hertzbergs 
standen, versagte. Bereits die Konvention vom 9. Ianuar 1790, die 
im Haag zwischen Preußen, England und Holland in bezug auf die 
belgischen Unruhen und die Haltung der Alliierten zu ihnen ab­
geschlossen war, hatte einen Rückzug Preußens bedeutet: die See­
mächte hatten es gezwungen, von einer Anerkennung der Unabhängig­
keit Belgiens Abstand zu nehmen. Man wollte fich noch einmal 
vorher beraten. I m Februar regte Preußen erneut in London die 
Anerkennung an 4 5 ) . Aber England wollte nicht. Es war bestrebt, 
d e n s t a t u s q u o a n t e f ü r Belgien durchzufetzen46). Die beiden 
Alliierten entfernten sich mehr und mehr voneinander. — 

Genau genommen stand man nun dort, wo man angefangen 
hatte. Die Reichsverfassung hatte einen eklatanten Beweis ihrer Un­
zulänglichkeit geliefert. Während 8 Monaten war es nicht gelungen, 
eine Hand voll rebellischer Untertanen zur Ruhe zu bringen. Preußen 
hatte seinen guten Ruf einem Unternehmen zum Opfer gebracht, das 
Vorteil schaffen sollte und schließlich nur Geld kostete. 

Was die deutschen Klein- und Mittelftaaten betriffl, fo ent-
fprang die scharfe Ablehnung der preußischen Haltung bei ihnen fast 
ausnahmslos dem althergebrachten Anklammern an die Reichs-
verfaffung, den Koran der Stände. Es mag angenommen werden, 
daß Köln habsburgifche Interessen vertrat; im Großen und Ganzen 
aber gab doch das Gefühl einer wachfenden Unsicherheit den Aus­
schlag. Man fühlte in der Haltung Preußens die drohende Aus­
lösung des Reiches. Von seilen des hannoverschen Ministeriums 
war man ebenfalls mit Schärfe gegen Preußens Benehmen vor­
gegangen. Es kam sogar zu einer kleinen Vertraulichkeit mit dem 

**) 22.5.90. .Win. an Lenthe. Äzpt. Kai. 11, <£. I, 1057. 
* 8) s. SBittichen, Preußen und die Reool., S.63. 
*•) s. »Sittichen, Preußen und die Reool., S. 75. 


